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die Mediengewohnheiten, die das Fernsehen gepägt hat, zurückzuführen.
„Die Zeitung ist zum gedruckten Fernsehen geworden. Informationen
werden heute am liebsten über Bilder aufgenommen. Es fehlt der lange
Atem. Die Menschen wollen heute keine Dreispalter mehr lesen.“
Über die Logik der Vereinfachung, die Anziehungskraft des Seichten und
die Bedeutung des Belanglosen wollen wir – neben anderen wichtigen
Themen aus der Welt der Medien – in diesem Jahr am 4. November
diskutieren.
Zur Reflexion der Ergebnisse vom vergangenen Jahr und zur
Vorbereitung auf den 8. Disput dienen die Texte in dieser
Dokumentation. Auch hier gibt es eine wichtige Innovation: neben den
Analysen von Praktikern und Theoretikern finden sie die Analysen von
sechs Studenten der Politikwissenschaft an der Johannes-Gutenberg-
Universität (Lehrstuhl Prof. Dr. J. W. Falter). Sie haben die Ergebnisse ihrer
Hauptseminararbeiten  aus dem Feld der politischen Kommunikation
zusammengefasst und versuchten den Arbeitsprozessen der
Kommunikationsstrategen, Spindoctoren, Demoskopen und Wahl-
kampfmanager und Kampagnenmacher auf die Spur zu kommen. Wie
diese Akteure die Öffentlichkeit beeinflussen, wie sie ihre Kampagnen-
Botschaften in unsere Köpfe pflanzen und wie die  Macht der nicht selten
unsichtbaren Meinungsmacher einzuschätzen ist, belegen diese Praxis-
Analysen (von Seite 157-241).
Die Bemühungen, den Strukturwandel der Öffentlichkeit immer wieder
unter die Lupe zu nehmen, wurden stets von Herbert Riehl-Heyse von
der Süddeutschen Zeitung begleitet und unterstützt . Eine seiner letzten
grossen Reden hat er sechs Monate vor seinem viel zu frühen Tod auf
dem 7. MainzerMedienDisput gehalten.  Man kann seine Ausführungen
auch als eine Medien-Agenda der Zukunft lesen.
Die Beschäftigung mit seinen „Arbeiten im vermintem Gelände – Macht
und Ohnmacht des Journalismus“ (Pincus Verlag, Wien 2002) ist für uns
deshalb der zentrale Orientierungspunkt und Wegweiser. 
Herbert Riehl-Heyses journalistisches Vermächtnis bleibt unvergessen.

Thomas Leif 

VORWORT

Zur Fusion von Unterhaltung und Information

Jürgen Habermas, der wohl wichtigste
Sozialforscher der Gegenwart, hat bereits im
Herbst 1961 aufgeschrieben, was uns vierzig
Jahre später auf dem 8. MainzerMedienDisput
wieder beschäftigen wird. In seinem bedrük-
kend klaren kommunikativen Grundriss
„Strukturwandel der Öffentlichkeit“  hat er
auch die „Fusion von Unterhaltung und
Information“ ausgeleuchtet. Mit dem Aufstieg
der elektronischen Massenmedien, der neuen
Relevanz der Werbung sah er auch den Zerfall
des liberalen Vereinswesens und „überschau-

barer  kommunaler Öffentlichkeiten“ voraus. 
Das mag heute nach Kassandra klingen – wer aber das 42 Jahre alte
Orginal und das Vorwort zur Neuauflage 1990 nachliest, bekommt einen
kristallklaren Blick für die Bedrohung und Begrenzung  der demokrati-
schen Öffentlichkeit. Klagen, Bedenken und Zweifel über die Aushöhlung
der kommunikativen Grundausstattung  gibt es immer wieder; aber
damit konnte nicht einmal das rasante Tempo der „Verbohlung“
gebremst werden. Michael Naumann, Chefredakteur der ZEIT, hat jüngst
die  Grundlinie von Habermas fortgeschrieben: „Die neue Öffentlichkeit
droht unser Verständnis von rationaler Politik umzukrempeln. Es ist die
Öffentlichkeit vorbeifliegender Bilder und diffuser Impressionen. In ihr ist
Platz für die Talkshow-Clownerien eines Oskar Lafontaine oder den
Frage-Populismus einer Sabine Christiansen... . Die klassische Rolle der
Presse, politische Herrschaft zu kontrollieren, gerät in den Hintergrund.“
Dazu kommt das lauwarme Schaumbad der Boulevardisierung, dem sich
kaum ein Medium entzieht. Der Dresdner Kommunikationswissen-
schaftler Wolfgang Donsbach hat die Tendenzen des Boulevardjour-
nalismus als „Spaßvermittler“ genauer  untersucht. Seine Kernthese,
bezogen auf den Zeitungsmarkt: „Eine durchschnittliche regionale
Abonnementzeitung sieht heute fast so aus, wie Boulevardblätter  vor
20 Jahren ausgesehen haben.“ „Der  Anteil der Politik geht zurück, es
wird stärker personalisiert und emotionalisiert, die Blätter neigen zum
Negativismus und zur Skandalisierung.“
Die wesentliche Ursache für diese Entwicklung ist – so Donsbach – auf
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fahren noch darüber Gedanken machen könnte, ob und wann sich
gewisse Investitionen eigentlich rentieren oder wann der Gerichts-
vollzieher kommt. Vielleicht gehe ich unter diesen Umständen doch 
besser zu Fuß durch meine Medienlandschaft, schaue mal, ob am
Wegesrand vielleicht die 25.000 Leute Spalier stehen, die bei ARD und
ZDF in Lohn und Brot stehen - die Zahl habe ich aus der FAZ, da muss
sie stimmen.

Ich gehe also zu Fuß und versuche, die Fähnchenschwinger von den
Wegelagerern zu unterscheiden, die im Prinzip hier gar nichts verloren
haben: Gewisse PR-Strategen zum Beispiel, die uns über den Tisch 
ziehen oder brisante Recherchen möglichst behindern, noch lieber: 
verhindern wollen. Die manchmal sogar dafür sorgen, dass Zeitungen,
die etwas schreiben, was der Lufthansa nicht so gefällt, mit dem Entzug
von Bord-Exemplaren bestraft werden. Solche Wegelagerer möchten uns
unsere schönsten Illusionen klauen. Genauso wie die Politiker, die
immer massiver darauf bestehen, dass die Rundfunk- und Fernseh-
programmrechte eigentlich ihnen gehören. Oder auch manche Verlags-
Manager, denen das Medium gar nichts bedeutet, aber der Profit alles. 

Ach, ich höre an dieser Stelle lieber mal mit meinem Fußmarsch auf. Wir
kommen auf all die Sehenswürdigkeiten und Persönlichkeiten sowieso
im weiteren Verlauf noch zurück. Am besten, ich gehe jetzt einfach mal
ein wenig systematisch vor und erzähle Ihnen, was mir beim Nach-
denken über die Branche so aufgefallen ist. Die Branche, die mir 
meinen Lebensunterhalt bis jetzt noch zu garantieren verspricht und
Ihnen den Ihren ja auch. 

Was einem als erstes auffällt, wenn man diese Reiseeindrücke mit denen
längst vergangenen Zeiten, also sagen wir mal: vor einem Jahr um diese
Zeit, vergleicht, wäre da die Krise im elektronischen Journalismus. Wobei
ich an dieser Stelle schon das erste Mal stocke, weil es ja nur zum Teil
mit Journalismus zu tun hat, womit bei RTL II oder PRO 7 Geld verdient
wird. Ganz zu schweigen von ganzen Geschäftsfeldern, in denen es
darum geht, mit Hilfe des Fernsehens Goldkettchen zu verkaufen oder
vollbusige Dominas anzupreisen, die erst an sich herumspielen bevor sie
dem Betrachter am Telefon etwas vorstöhnen.

Die Sache scheint sich ja auch zu lohnen.  Sie haben sicherlich alle mit
Genugtuung gelesen, dass in den ersten neun Monaten des Jahres exakt

REISE DURCH DIE MEDIENWELT

Herbert Riehl-Heyse (†) 

Wenn Sie, meine Damen und
Herren, im Programm den gan-
zen Titel meines Vortrages gele-
sen haben, dann hat Sie das
schon drei Minuten gekostet und
Sie werden nicht verwundert
sein, wenn ich Sie um einen 
langen Atem bitte: Unter drei
Stunden geht da gar nichts, viel-
leicht knapp unter der Zeit von
Kurt Beck. Zumal es im Untertitel
ja auch noch heißt, ich würde
mit Ihnen eine Reise durch die
deutsche Medienwelt unterneh-

men - und man weiß ja, wie groß die ist und wie langsam man im Herbst
auf deutschen Straßen voran kommt.

Nach längerem Nachdenken hat mir aber speziell gerade dieser Untertitel
zu gefallen begonnen, zum Beispiel, weil sich schnell die Frage auf-
drängt, mit welchem Verkehrsmitteln ich da eigentlich unterwegs sein
will. Man könnte zum Beispiel mit der Geisterbahn fahren – und wäre
schnell umringt von lauter unheimlichen Phänomenen: von abgerissen
gekleideten Glücksrittern, die aus Ruinen verrotteter Fernsehsender star-
ren, von Steckbriefen, auf denen man untergetauchte Start-Up-Genies
sucht, von diesem oder jenen Gefängnis, in dem der versoffene Sheriff
einen besonders gefährlichen Bankrotteur aus der großen, weiten
Kinowelt bewacht. Irgendwann möchte man schnell wieder weg, aber
dummerweise kommt man aus laufenden Geisterbahnen so leicht gar
nicht wieder heraus.

Oder wie wäre es, wenn wir mit dem Transrapid durch die Landschaft
fahren. Das hätte den Vorteil, dass man nicht so gut erkennen könnte,
an welch imponierender Einrichtung oder Anstalt man gerade vorbei-
zischt. Das würde aber schon deshalb nichts ausmachen, weil es in 
diesen Zeiten ja vor allem auf das Tempo ankommt, auf die
Geschwindigkeit, die viel zu groß ist, als dass man sich beim Vorbei-
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495.375 Sex-Spots mit kostenpflichtigen Telefon-Hotlines ausgestrahlt
wurden, was den Anbietern – an erster Stelle neun live und DSF – mit
52 Millionen Brutto – Umsatz belohnt wurde. 
Da soll noch einer sagen, dass die deutschen Medien in der Krise wären,
wo es doch an gewissen feuchten Stellen richtig flutscht. Ich bin mir nur
nicht sicher, ob die christlichen Parteien, damals noch unterstützt von
kirchlichen Medienexperten, die an der Wiege des Kommerzfernsehens
fromme Lieder gesungen haben, dabei genau diese Art von Programmen
im Sinne hatten. Das heißt, eigentlich bin ich mir doch sicher: Sonst
hätte zum Beispiel Edmund Stoiber bei den Münchner Medientagen
nicht gerade  dafür gekämpft, dass die Öffentlich-Rechtlichen künftig
keine Werbeeinnahmen mehr haben sollen und alles an die Privaten
geht, die sonst ihren gesellschaftlich wichtigen Programmauftrag nicht
mehr erfüllen können. 

Aber egal, die privaten Sender sind ganz unbestreitbar ein wichtiger Teil
der Medienindustrie. Ebenso unbestreitbar ist, dass ihr mählicher
Niedergang die Landschaft, vor allem auch die Landschaft rings um sie
herum, verändern würde. Zufällig fällt mir dazu gerade der Fußball ein,
weil man daran die Unterschiede zu vergangenen Zeiten besonders gut
erkennen kann. Früher hat der Journalismus über die Ereignisse, wie sie
eben waren, berichtet, und wenn eine Mannschaft keine Tore schoss,
dann war das schlecht für ihren Tabellenplatz, aber das war es dann
auch schon. Heute kann man als Zuschauer immer weniger sicher sein,
wer jetzt gerade über die Sendeplätze, über die Gäste im Studio, viel-
leicht auch über die Ergebnisse entscheidet. Wer will denn schon, dass
Bielefeld Deutscher Meister wird? Das wäre doch der absolute
Quotentod. Heute sind die Objekte der Berichterstattung und ihre
Subjekte, die Clubs und die Sender, die Verbände und die Funktionäre,
die Rechte-Inhaber und die Rechte-Bezahler so hoffnungslos ineinander
verknäult sind, dass sie eines Tages – wenn alles den Bach herunter-
gehen sollte – nur noch gemeinsam untergehen können. Wenn irgend-
wann kein Club mehr die teuren Fußball-Rechte bezahlen kann und
anschließend jeder seine Stars in die Arbeitslosigkeit entlassen muss,
dann hätten wir mal wieder ein weiteres  eindrucksvolles Beispiel dafür,
wie sich der Kapitalismus vor lauter Raffsucht und Geldgier selbst in die
Luft zu sprengen im Stande ist. Aber das gehört in einen anderen
Vortrag, wenn überhaupt, wir sind hier ja alle Freunde der freien
Marktwirtschaft.

Übrigens haben die meisten Beteiligten den Zusammenhang zwischen
„zuviel Geld ausgeben“ und dem Risiko, dass irgendwann keines mehr
da ist, bereits verstanden. Naja, außer vielleicht den Gewaltigen der ARD,
die es immer noch für eine tolle Geschäftsidee halten, einem rhetorisch
mittelmäßig begabten, begrenzt charismatischen ehemaligen Fußball-
profi wie Herrn Netzer – der sowieso schon bei der Vermarktung der
Lizenzen seinen Reibach macht – jedes einzelne Mal mehr als fünzig-
tausend Euro alleine dafür zu bezahlen, dass er in der Halbzeitpause
eines Länderspieles sagt, was ohnehin jeder gesehen hat: Dass die
deutsche Mannschaft zu wenig gelaufen ist zum Beispiel. Wahrscheinlich
sollte man sich mit derartigen Randerscheinungen bei einer solchen
Festrede gar nicht aufhalten. Ich habe es auch nur deshalb getan, weil
ich den Sachverhalt für ebenso bezeichnend wie – offengestanden – 
problematisch halte. 

Ich bin ja nun kein Fachmann für den elektronischen Teil der
Medienindustrie, aber ich habe ihn natürlich wie Sie, all die Jahre über
einigermaßen genau beobachtet. Ich habe gesehen, wie ein großer
Gambler namens Leo Kirch von Politikern, Bankern und von den Medien-
konzernen, in die er sich eingekauft hatte, verwöhnt und verhätschelt
wurde. Selbst dann noch, als selbst die Laien erkannt haben, dass das
Spiel irgendwann mit einem großen Knall zu Ende gehen würde. Sofern
es sich um Poker gehandelt hat, dann hatte jeder Kibitz die sichere
Gewissheit, dass die wichtigsten Mitspieler unter dem Tisch bereits ihre
Pistolen aus dem Halfter gezogen hatten, zur alsbaldigen Verwendung.
Vielleicht wurde aber auch Monopoly gespielt – und nun müssen sich
die Hauptbeteiligten wundern, dass ihnen plötzlich weder die Schloss-
allee, ja  noch nicht einmal die Bahnhofstraße gehört, und dass man,
als Bank, nicht einmal mehr Hypotheken-Zinsen bekommt.

Inzwischen sind mit großem Lärm ein paar der schönsten Spieltische
samt den Karten darauf umgekippt worden, und wenn jetzt seit Wochen
versucht wird, neue Partien zusammen zu stellen, dann möchte man
dringend hoffen, dass dieser Versuch ein wenig seriöser ist als der letz-
te. Aber leider bin ich mir auch diesmal nicht so sicher, wer mit wem
spielt. Welche Konstellationen Sinn machen, ist offenbar eine Frage, die
täglich neu gestellt und neu beantwortet werden kann. Wenn ich es rich-
tig sehe, ist es ziemlich wurscht, ob sich Ringier bei der Kirchschen
Konkursmasse bedient, oder Springer, oder Heinrich Bauer, oder viel-
leicht die Bayerische Hypo für wieder andere Interessenten. Die Wasser-
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stands-Messungen zu diesem Problemkreis haben in den letzten
Monaten zu immer neuen Meldungen geführt, vor den Augen eines 
staunenden Publikums, das von alledem immer weniger versteht, und
offengestanden auch zu Recht: Es kann ihm schließlich egal sein, wel-
cher Mehrheitseigentümer Schwester Stefanie an sein virtuelles Kranken-
bett schickt, den Programmverantwortlichen ist es ja auch egal. Ich
werde jedenfalls nie vergessen, wie ein paar SZ-Redakteure einmal dem
damaligen RTL-Chef Helmut Thoma das beklagenswerte Niveau dieser
oder jener Serie vorgehalten haben: „Aber des is doch nicht für mich,
mir muss des doch wirklich nicht gefallen“, hat er mit lautem Gelächter
angesichts unserer Naivität geantwortet. Früher nannte man so etwas
entfremdete Arbeit. 

Die nächste Bemerkung gilt jetzt nicht dem Helmut Thoma, der ja ein
cleverer Publizist ist. Ich weiß nicht, ob ich ungerecht bin, aber manch-
mal habe ich den Eindruck, dass manche Herrscher über die elektroni-
schen Traum- und Alptraumfabriken ihr Handwerk immer weniger beherr-
schen. Früher habe ich bei Gelegenheiten dieser Art, also bei schwer 
kulturkritischen Reden über die Lage der Medien, immer gerne den alten
CLT-Vorsitzenden Gaston Thorn zitiert, und zwar mit Empörung, weil 
dieser sagte, „die Medien seien ein Geschäft wie jedes andere und
nichts sonst“. Meine Empörung rührt daher, dass wir Träumer und
Idealisten doch gehofft hatten, es müsse einen Unterschied gegeben,
zwischen der Herstellung von Dachpappe, von der in der Verfassung
weniger die Rede ist, und eben der Produktion von Meinungen in Wort,
Schrift und Bild, die mit gutem Grund unter dem Schutz des Artikel 5
des Grundgesetzes stehen. Und inzwischen? Inzwischen wäre man froh,
wenn mancher Sender mit dem Ernst und dem Sachverstand seriöser
Dachpappen-Hersteller geführt würde. Wäre das so, dann wäre eine
gewisse Pleite nicht ganz so dramatisch ausgefallen und es stünden
jetzt weniger junge Leute auf der Straße, die sich auf das Genie der
Kirchs und Hahns dieser Welt verlassen haben. Ich weiß, auch das ist
nur ein Teil der Wahrheit und es bringt nichts, allzu sehr und allzu ein-
seitig auf Leute einzuprügeln, die genug damit gestraft sind, ihr Lebens-
werk krachend implodieren zu sehen. Aber leid tun dürfen einem in die-
sem Zusammenhang bitte mindestens so sehr die Jungen, die das alles
ausbaden müssen. Diesen Leuten neue Perspektiven zu geben, ist ein
Appell, den man gar nicht oft genug an die Medienindustrie richten
kann. Besonders an einer so hochmögend besetzten Tagung wie dieser. 

Ich will aber, gerade weil ich versuche, gerecht zu sein, auch noch auf
einen überraschend erfreulichen Aspekt hinweisen. Während einige
Kommerz-Ruinen noch scheinbar trostlos und unnütz in der Landschaft
stehen und von anderen Häusern langsam der Putz herunterbröckelt,
blüht gleichzeitig auf verblüffende Weise neues Leben aus den Ritzen.
Überraschenderweise lassen sich Kreativität und Leidenschaft nicht so
einfach ausmerzen, unter dem Diktat des Geldverdienenmüssens.
Jedenfalls hat es, glaube ich, Gründe, dass ein intelligenter Quizmaster
wie Jauch – der vor allem Journalist mit Allgemeinbildung und Witz ist –
seinen großen Erfolg bei RTL hat und nicht bei der ARD, wo auf einem
ähnlichen Sendeplatz mit ähnlichem Konzept ein vor allem braver jun-
ger Mann nach Sachverhalten fragt, die er selbst nicht kennt. Die ARD
sagt indes allen Ernstes, der Herr Pilawa sei eines ihrer Markenzeichen. 

Dass sich SAT 1 auf der anderen Seite nun schon so lange den Harald
Schmidt leistet und leisten kann, ist nichts Geringeres als eine medien-
kulturelle Sensation. Wenn man erlebt, wie sich der Mann Abend für
Abend über seinen Sender lustig macht, wenn man ihn mit Playmobil-
Männchen den Hamlet nachspielen sieht, wenn man ahnt, wie er seine
Programmdirektoren zur Verzweiflung bringt, in dem er einen ganzen
Abend lang aus Daffke in schlechtem Französisch moderiert, dann glaubt
man plötzlich wieder an die kreative Kraft der Anarchie. Bei den Öffent-
lich-Rechtlichen hat die leider eher selten eine Chance. Da braucht man
alle Kraft, um die Sendung Musikantenstadel mit der Musikantenscheu-
ne zu konterkarieren, wahlweise auch mit den Lustigen Musikanten.

An dieser Stelle meiner Reise wäre jetzt natürlich die flammende
Verteidigungsrede für das öffentlich-rechtliche System im Kampf gegen
die Profithaie der Kommerzsender fällig. Ich würde diese auch gerne 
halten, wenn sie einem nicht zunehmend schwerer gemacht würde.
Dabei bin ich Kummer gewöhnt, ich komme schließlich aus Bayern, wo
von Anfang an die herrschende Partei gewusst hat, dass der Rundfunk
des Landes ihr gehört, samt allen interessanten Posten. Daran hat sich
zwar nichts geändert – beim Bayerischen Fernsehen wurde eine junge
Dame Hauptabteilungsleiterin für Kultur, deren wichtigste Qualifikatio-
nen, wie manche Fachleute sicher böswillig sagen, ihre Eigenschaft als
Tochter ist. Den Vater – einen übrigens sehr intelligenten und nicht un-
sympathischen Konservativen – kennt man hier in Mainz sehr gut: Er hat
im Fernsehrat des ZDF viele Jahre dafür gesorgt, dass die Anhänger der
Weltrevolution, also der Sozialdemokratie, nicht Intendant werden konnten
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und nicht Programmdirektor, aber möglichst auch nichts  anderes. Aber
so ist es nun mal in der schönen neuen Medienwelt: Die einen stehen
der richtigen Partei nahe und werden Hauptabteilungsleiter, die 
anderen haben vor 33 Jahren einmal eine Wählerinitiative für Willy
Brandt unterschrieben, und haben sich damit für den Posten des
Programmdirektor beim ZDF selbst disqualifiziert. Da hätte Herr Janke
früher darüber nachdenken müssen. 

Wie gesagt, an all dies hatten wir uns im Grunde schon gewöhnt und
gleichzeitig gedacht, dass auf diesem Felde schon lange nicht mehr die
größten Gefahren für das deutsche Mediensystem lauern. Wir haben
gedacht, dass die Politiker und die Parteien inzwischen auch schon
gemerkt haben, dass sie gewaltig an Bedeutung verloren haben, dass
die Zuschauer die politischen Magazine weiträumig umsurfen, wenn es
woanders den Bullen von Tölz zu sehen gibt. Die zuständigen Medien-
politiker machen sich Illusionen, wenn sie denken, dass einer ihrer
Parteigänger in den Sendern mit einem scharfen Kommentar für oder
gegen Stoiber Wahlen würde entscheiden können. Es gibt mittlerweile
genug Untersuchungen die zu dem Schluss kommen, dass die Leute die
Parteien nicht mehr ernst nehmen, ihnen nichts mehr zutrauen – so un-
gerecht solche Einschätzungen in Einzelfällen auch sein mögen. Aber die
Geringschätzung ist mit Händen zu greifen, und umso grotesker ist es,
wenn sich die Geringgeschätzten ihre Wichtigkeit beweisen müssen, in
dem sie sich als Personalchefs und Programmverantwortliche gebärden,
ohne von dem Metier, in das sie sich dauernd einmischen, mehr zu ver-
stehen, als dass man da verdiente Anhänger gut unterbringen kann und
als positive Beigabe hinterher im Parteivorstand gelobt wird, weil man
die Wahl eines Nicht-Nahestehenden verhindert hat...

Wenn es auf diesem Gebiet in den letzten zwölf Monaten eine
Innovation gegeben hat, dann ist es die, dass die Machtspiele inzwischen
noch brutaler und unangenehmer geworden sind. Für das Protokoll
möchte ich an dieser Stelle gerne festhalten, dass ein gewisser Herr
Söder, im Hauptberuf ausgerechnet Redakteur beim Bayerischen
Fernsehen  und jetzt Vorsitzender der Jungen Union in Bayern, sowie
CSU-Abgeordneter im Landtag, seinen Machtinstinkt dadurch ausleben
darf, dass er den mit Abstand fähigsten Kandidaten für das Amt des ZDF-
Programmdirektors nach allen Möglichkeiten verhindert hat. Ein solcher
Zustand macht mich abwechselnd ratlos und zornig.

Herr Söders Gründe dafür, sind
übrigens von sehr übergeordneter
Natur. Solche Praktiken verstärken
die gefährlichste Entwicklung, die
in unserer Branche zu beobachten
ist. Es kommt zu einer Ver-
schärfung der Glaubwürdigkeits-
krise, unter der wir immer mehr zu
leiden haben. Die Leute – das
weiß jeder Journalist – glauben
der Journaille, den Schreiber-
lingen, und den „Fernsehfuzzis“
sowieso immer weniger; sie regis-
trieren auch sehr wohl, dass inzwi-
schen die seriösesten Presse- und
Fernsehanstalten heftig an der
Umkehrung der Wichtigkeiten mit-
arbeiten. So kann man sich immer

darauf verlasen, dass für einen gräßlichen Kindsmord ein bis drei ZDF-
Spezials oder ARD-Extras ins Programm genommen werden, auch wenn
es keine neuen Erkenntnisse zu melden gibt. Klar es gibt immer wieder
und gerne zu späterer Abendstunde die informativen Hintergrund-
berichte über die Ursachen des Tschetschenien-Konflikts, aber die Regel
ist das nicht. 
Die Regel ist, dass – wenn es irgendwie geht – schon die erste
Spitzenmeldung der Tagesschau, bevor dann Herr Müntefering und Frau
Merkel aufeinander schimpfen dürfen, den 27. Sieg hintereinander von
Herrn Schumi dokumentiert, welcher freilich – es ist Sonntag Abend –
gerade zuvor im Sportschautelegramm verkündet wurde. Die Regel ist,
das gute Quoten das schlechte Gewissen der Fernsehmacher, manchmal
auch seriöser Zeitungsmacher angenehm zu besänftigen vermögen. 
Die Regel ist, dass Politik gelegentlich Thema ist, aber nicht annähernd
so wichtig zu sein scheint, wie ein locker-flockiger Besuch des
Steuerhinterziehers Becker bei seinem Freund Beckmann. Ganz zu
schweigen von den wiederholten Besuchen von Verona Feldbusch bei
Johannes B. Kerner, wo Frau Feldbusch ausführlich über das Buch ihres
Ex-Mannes Bohlen reden darf. Gut für die Buchauflage, gut für die
Quote. Politik, wie gesagt, gibt es schon noch, und zwar in den dafür
vorgesehenen Talkshows mit immer denselben Gästen. Aber nichts ist so
wichtig wie das DFB-Pokal-Viertelfinalspiel zwischen Offenbach und
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Cottbus, für das sich unsere öffentlich-rechtlichen Sender drei Stunden
Zeit nehmen, damit auch ja jeder merkt, dass sie die Zeichen der Zeit
erkannt haben.

Die Leute sind nicht dumm genug, um nicht zu merken, dass die
Oberflächlichkeit zum Programmprinzip gemacht wird, mit dessen Hilfe
viel Geld verdient werden kann. Wenn sie jetzt auch noch miterleben
müssen, wie sich die Politik erfolgreich bemüht, die freie Presse, die auf
die Politik aufpassen und bei Manipulationen und Fehlleistungen laut
aufschreien soll, zurecht zu schnitzen, werden die Leute zunehmend
ärgerlicher. Sie erkennen nämlich, ohne dass sie das ständig für sich
definieren würden, die immer größer werdende Kluft zwischen Anspruch
und Wirklichkeit. Die Wirklichkeit sind Kerner, Feldbusch und Bohlen, der
Anspruch aber wäre so etwas wie Aufklärung, die – wenn sie mir das
harte Wort verzeihen – Suche nach der Wahrheit. Wenn uns Journalisten
der Wille dazu eines Tages nicht mehr abgenommen wird, wenn klar
wird, wie widerstandslos sich die Medien benutzen lassen, dann werden
die Menschen nur noch Horror-Filme gucken, da wissen sie wenigstens
genau, dass die Zombies nicht wirklich echt sind. Wer seine eigenen
Ansprüche verrät, sägt genau an dem Ast, auf dem wir alle noch lange
sitzen wollen. Für schlechten, manipulativen und nur oberflächlichen

„Instant-Journalismus“ gibt es dauerhaft keinen Bedarf – oder es gibt,
wenn das Fernsehen erst voll durch digitalisiert ist, so viele Spielarten
davon, dass man irgendwann nicht einmal mehr Geld damit wird ver-
dienen können. 

Was bleibt inmitten dieses traurigen Szenarios? Die Qualitätspresse
würde ich jetzt gerne sagen. Aber Sie und ich wissen, dass wir nämlich
ebenfalls schwer in der Krise sind. Ich muss Ihnen hier nicht allzu lange
die Ursachen und die Begleitumstände auseinander klamüsern – aber
sicher ist, dass kein Erklärungsversuch ohne ein gutes Stück Selbstkritik
auskommen dürfte. Die müsste dann davon handeln, dass wir alle – die
Verleger, die Manager, die Journalisten – die letzten Jahre hindurch offen-
bar blind durch die Landschaft gelaufen sind. Wir alle haben gedacht, es
müsse immer so weiter gehen wie bisher. Wir gingen davon aus, dass
die Quelle der Anzeigen, mit kleinen konjunkturellen Schwankungen, auf
ewig so weiter sprudeln würde wie bisher –  nein, dass sie vielleicht
noch stärker sprudeln würde, wenn die Personalchefs der großen Unter-
nehmen erst merken, dass die Süddeutsche Zeitung zur Verbesserung
des Blattes drei bis fünf Feuilleton-Redakteure von der FAZ abgeworben
hat, welche ihrerseits in ihren besten Zeiten alleine im Feuilleton einen
Personalbestand hatte, mit dem mittlere Buchverlage im Jahr 365 Bücher
auf den Markt werfen könnten.
Es waren eben auch für uns Jahrzehnte der Illusionen: Illusionen darü-
ber,  dass man Zeitungen – unter Zuhilfenahme von nur immer noch
mehr Geld – immer besser machen könne. Daran ist ja auch viel Wahres,
wenn man dabei die Frage nicht aus den Augen verliert, woher dieses
viele Geld eigentlich kommen soll. Gerade in Zeiten, in denen sich zeigt,
dass man Stellenanzeigen, Angebote für Immobilien oder Autos sehr gut
und viel billiger im Internet platzieren kann, statt in den
Anzeigenplantagen der guten alten Qualitätszeitungen, deren Boden
immer dünner wird. Die Illusion ist tragischerweise gerade in Zeiten
geplatzt, in denen Zeitungsmacher wie Zeitungsleser das Gefühl haben
konnten, dass vielleicht noch nie in der Geschichte der Republik so viel
guter Journalismus gelungen ist, wie gerade jetzt. 
Nach dem 11. September des letzten Jahres waren es vor allem die
Qualitätszeitungen in aller Welt – von der New York Times über den
Manchester Guardian bis hin zu FAZ,  Süddeutscher Zeitung, Welt, Spie-
gel oder Zeit,  die uns geholfen haben, die schreckliche neue Welt zu
verstehen. Das haben viele von schnell hergestellten Presseerzeugnissen
nicht gekannt oder erwartet. Das Erfreuliche daran ist, dass die Leser
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diese gestiegene Qualität auch honorieren – die Auflagen guter Zeitun-
gen steigen genauso wie die Reichweiten. Es gibt Hinweise darauf, dass
auch viele jüngere Leser mittlerweile gerne zu einem Qualitätsblatt grei-
fen. 
Unglücklicherweise stellte sich dann heraus, dass Qualität viel Geld
kostet, dass man Aufsätze von Arundathi Roy, Susan Sonntag oder von
Moshe Zimmermann nicht umsonst bekommt. Noch müssen wir das
Balancieren zwischen Sparen und „Investieren in Qualität“ lernen. Es
wäre eine schreckliche Erkenntnis, wenn sich plötzlich zeigen sollte,
dass allzu viel Qualität die Qualitätszeitungen in den Ruin treibt. Aber
halt jetzt: Erstens glaube ich nicht, dass es so kommen wird, nicht in
München, nicht in Frankfurt. Zweitens sollte eine Reise durch die
Medienwelt nicht derart trübsinnig beendet werden, wie ich gerade
dabei bin, es zu tun: Der Zuhörer wie der Redner haben Anspruch auf
Licht am Ende des Tunnels, auf ein wenig Optimismus. Ich werde mich
bemühen, zum Abschluss meiner Reise einen Berg hinauf zu steigen,
betrachte von dort aus die Landschaft und verkündige die frohe
Botschaft, ohne die wir hier nicht auseinander gehen dürfen. Diese
Botschaft, halten Sie sich fest, hat ausgerechnet mit den Mechanismen
des Marktes zu tun und behauptet Folgendes: Es gibt, je verwirrender
die Zeiten sind, je mehr die Welt in ihre Zehntausend Bestandteile aus-
einander zu drohen fällt,  eindeutig einen gesellschaftlichen Bedarf nach
seriöser, umfassender Information, nach Medien, die sich im Nebel als
Leuchttürme bewähren können. Wenn es aber diesen Bedarf gibt, gibt
es auch eine Nachfrage, und auch weiterhin ein breites, vernünftiges und
auch bezahlbares Angebot. Ich habe ja schon darauf hingewiesen, dass
ich ein unverbrüchlicher Anhänger der Marktwirtschaft bin. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch ganz kurz persönlich werden. Vor
zwei Wochen habe ich aus gegebenem Anlass in der SZ einen kleinen
Artikel geschrieben, in dem ich auf die Prophezeiungen des baldigen
Endes der Süddeutschen in einigen Blättern und Magazinen reagiert
habe. So hiess es in Focus und Spiegel, die Zeitung würde ungebremst
an die Wand brettern und hinter deren Mauern herrsche die blanke
Panik. Weil das erfreulicherweise so doch nicht stimmte, habe ich ein
wenig mehr Seriosität, auch bei der Recherchen über das eigene
Gewerbe, eingefordert. Natürlich habe ich diesen Appell auch an uns sel-
ber gerichtet, was möglicherweise nicht deutlich genug war. Zum Schluss
habe ich gemeint, mir vorsichtig wünschen zu dürfen, es solle – bei aller
Konkurrenz und aller Kritik untereinander – so etwas wie eine Grund-

solidarität in unserer Branche geben. Eine Solidarität, die sich selbst und
anderen klar macht, dass es sich bei der freien Presse um ein Kulturgut
handelt, das es gemeinsam zu verteidigen lohnt und dessen Niedergang
einen Schaden stiften würde, den wir uns gar nicht vorzustellen vermögen. 

Den Wunsch hätte ich aber lieber nicht äussern sollen, dann wäre ich in
der Frankfurter Sonntagszeitung nicht so scharf als jemand, der Durch-
halteparolen verbreitet und in Wahrheit den kritischen Medien-
journalismus abschaffen möchte, angegangen worden. Da habe ich erst
einmal geschluckt, vor allem weil mich der Kollege auch noch  beleidigt
hat. Ich habe seit 30 Jahren mit Büchern und Artikeln sehr viel Medien-
journalismus betrieben, und zwar meistens kritischen, was denn sonst.
Dann habe ich mich wieder gefasst und ein gutes Gewissen entwickelt
und erweitert: Wenn Journalisten solidarisch sind, dann nicht weil sie
lahme Kröten sind, nein, sie sollten sich gemeinsam den Sinn ihrer An-
strengungen versichern, und hoffen, dass sie ihren im Prinzip sinnvol-
len,  im Ganzen geliebten aber auch gefährdeten, immer wieder in sei-
nem Ist-Zustand zu kritisierenden Beruf, noch ein paar Jahre ausüben
dürfen.

Nur nebenbei: Wenn diese Solidarität in Einzelfällen auch mal im
Rahmen einer Zusammenarbeit im Anzeigengeschäft ausgeübt wird,
fürchte ich persönlich noch nicht das Ende der unabhängigen freien
Presse. Im Gegenteil, man wünscht sich ja Kaufleute mit unternehmeri-
scher Phantasie, der Sie nur bitte auf keinen Fall im Umgang mit
redaktionellen Inhalten Leine geben sollen. Oder anders ausgedrückt:
Konzentration von Zeitungsverlagen kann im schlimmsten Fall die freie
Presse zu Tode würgen; intelligente Zusammenarbeit kann ihr die Luft
zum Atmen ermöglichen. Solche Besinnung auf das Wesentliche, samt
Gewissensforschung ist, wenn ich es recht sehe, nicht zuletzt die 
tragende Idee einer Veranstaltung wie dem Mainzer Disputs. Es war eine
grosse Ehre für mich, hier diese Rede halten zu dürfen und dafür möch-
te ich mich jetzt genauso bei Ihnen bedanken, wie für Ihre Geduld.  
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EINE NULLMESSUNG

Zur Verfassung der Medienpolitik in Deutschland
Lutz Hachmeister, Publizist

„Vorsicht! Medienpolitiker“ – so hat der Tagesspiegel
jüngst einen Artikel zu aktuellen rundfunkpolitischen
Problemen überschrieben. Nicht etwa, weil es sich bei
dieser Spezies um brandgefährliche political animals
oder um einflußreiche Top-Spezialisten handelte;
Medienpolitik in Deutschland gilt der veröffentlichten
Meinung, von links bis rechts, im Gegenteil als toll-
patschig, mit ihrem Gegenstand wenig vertraut und 
personell überdies kaum kenntlich. 

Dies sind keine bösen Vorurteile der Branche, die von medienpolitischen
Wegweisungen direkt betroffen ist. Denn tatsächlich wird Medienpolitik
in den Parteien kaum von politischen Schwergewichten vertreten. In der
Exekutive ist sie beiläufige Sache der Ministerpräsidenten, anlässlich
von Kaminrunden immer dann heftig thematisiert, wenn parteipolitische
Machtaspirationen deutlich berührt werden, das Lobbying der Medien-
konzerne zu lästig wird oder – in jüngster Zeit wieder drastisch durch-
exerziert – Führungspositionen in öffentlich-rechtlichen Sendern aus-
zukungeln sind. In den einzelnen Staatskanzleien bemühen sich einige
Spezialisten durchaus ernsthaft um die Materie, ob sie mit ihren Konzep-
tionen und Vorschlägen durchdringen, hängt dann aber von Interessen-
lage und aktueller Laune des jeweiligen Landeschefs ab. Die Fieber-
kurven der medienpolitischen Dynamik haben sich in den beiden großen
Flächenländern Bayern und Nordrhein-Westfalen in der letzten Zeit gut
beobachten lassen.

Diese personelle wie konzeptionelle Malaise steht in deutlichem
Kontrast zur Komplexität des Gegenstandsfeldes „Medien und Kommu-
nikation“, vor allem zur durchaus politischen Definition der Medien- und
Kommunikationsindustrie als Leitbranche des 21. Jahrhunderts. Zwar ist
die Begeisterung für die ökonomische Potenz der kommerziellen Medien
in den vergangenen Monaten sehr abgekühlt, aber „Standortpolitiker“
und Lenker der taktgebenden deutschen Medienkonzerne Kirch und
Bertelsmann hatten jahrelang inbrünstig die heilbringende Kraft der kon-
vergierten Entertainment-, Telekommunikations-, Internet- und publizi-

stischen Gewerbes besungen. Ich habe diese „mentale Ökonomie“ als
technologisch-publizistischen Komplex gekennzeichnet (L. Hachmeister/
G. Rager: Wer beherrscht die Medien?, 3. Aufl. C.H. Beck 2002), der sich
anschickte, die Volkswirtschaften der entwickelten westlichen Länder zu
transformieren und zu überrollen. Die Dynamik dieses Suprasystems ist
einstweilen von den Marktrealitäten, den ganz herkömmlichen Konjunk-
turzyklen und dem restriktiven Konsumentenverhalten unterbrochen
worden. Fredmund Malik, der Chef des Management-Zentrums in St. Gallen
und weltweit renommierter Mangement-Berater, ist in einem Spiegel-
Interview jüngst noch weiter gegangen:

“Das Wirtschaftswunder in den Vereinigten Staaten war lediglich ein
Medienereignis, ein Meisterwerk der Desinformation. In der ökonomi-
schen Realität hat es nie stattgefunden.“

Nun hat  die Fettschmelze im Mediengewerbe nach der Internet-Hysterie
den langjährigen Honeymoon zwischen der Medienindustrie und der ihr
nachgeordneten Medienpolitik de facto beendet. Unversehens verfällt
man wieder in die alten politischen Schemata der 50er und 60er Jahre,
wie man beim verstärkten parteipolitischen Zugriff auf das Führungs-
personal öffentlich-rechtlicher Sender oder bei der Debatte um die an-
gebliche „rote Unterwanderung“ der deutschen Presse-Szenerie durch
den Essener WAZ-Konzern besichtigen kann. Diese unangenehme Misch-
ung aus ideologischen Residuen und geringer Kenntnis von Markt-
erfordernissen ist in der Neuen Zürcher Zeitung, um noch einmal eine
Stimme aus der neutralen Schweiz zu zitieren, jüngst so beschrieben
worden:

“Ernst wird man dieses Hauen und Stechen nicht nehmen können. Es ist
allerdings ein Zeichen für das Elend deutscher Medienpolitik. Das Ende
des Kirch-Konzerns und die gegenwärtige Krise der Presse können zu
erheblichen strukturellen Veränderungen der deutschen Medienszene
führen. Anstatt darüber nachzudenken, leisten sich Politiker, Verleger
und Journalisten den Luxus einer Debatte, die alte ideologische Ge-
spenster zu neuem, wenngleich reichlich welkem Leben erwecken soll.“

Der Kollaps des Kirch-Konzerns (bei seit Jahren bekannter Überschul-
dung), die Malaise des Pay-TV, der Konkurs von Kabelgesellschaften,
das Aussterben des unabhängigen Mittelstands in der Film- und
Fernsehproduktion, die nur kasuistisch geführte Reformdebatte um den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk und seine Marktposition – das alles
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kann wohl kaum mit der „Weltwirtschaftskrise“, den ewigen Rätseln der
Medienökonomie oder der Inkompetenz einiger Manager erklärt werden.
Zwar ist die dünne Management-Schicht bei den dominierenden
kommerziellen Medienkonzernen und TV-Sendern in Zeiten der infiniten
Wachstumsprognosen für den Medien- und Entertainment-Sektor sozia-
lisiert worden. Öffentliche Medienpolitik und kommerzielles Manage-
ment haben sich aber in ihrer Laissez-Faire-Mentalität ergänzt und sind
gemeinsam auf die Reise durch eine blinkende und glitzernde Geister-
bahn gegangen, an deren Ende dann das grelle Licht der kulturellen und
ökonomischen Wirklichkeit stand. Während Medien und Telekommunika-
tion (mit der Bio- und Gentechnologie) jahrelang als die Wachstums-
branchen gehandelt wurden, war und ist der Bereich politisch untersteu-
ert. Die nicht substantiierte Medienpolitik trägt damit zumindest eine
Mitveranwortung an der Ausprägung der gegenwärtigen Wirtschaftskrise.
Der (jetzt auf einmal wiederentdeckte) öffentlich-rechtliche Rundfunk
wurde als guter, alter, etwas grau gewordener Kumpan in Ruhe gelassen
– in der kommerziellen Medienindustrie schien dagegen alles möglich;
ständig steigende Produktivität und grenzenloses Wachstum im Zeichen
der neuen Medien wurden leichtfertig unterstellt, während die
Austarierung der Rahmenbedingungen des publizistischen Sektors, ab-
gesehen von Details des Jugendschutzes oder so spannenden Fragen
wie „Regionalfenster in Vollprogrammen“, nicht besonders Ernst genom-
men wurde. Umso frappierender ist dabei, dass sich gerade einmal eines
der fünf führenden deutschen Wirtschaftsinstitute, und dieses auch nur
am Rande, mit Medienindustrie und Entertainment befasst. Eine progno-
sefähige Datenstruktur, mit der man die These des Aufstiegs der Medien-
und Telekommunikationsindustrie zur postindustriellen Schlüssel-Bran-
che hätte fundieren können, hat es zu keinem Zeitpunkt gegeben, auch
nicht in den „Boom-Ländern“ Bayern und Nordrhein-Westfalen. Vielmehr
zeigt sich mittlerweile, dass die Medien- und Kommunikationsindustrie
besonders heftig den herkömmlichen Konjunkturzyklen im global-kapi-
talistischen System ausgesetzt ist.

Die Gier der Entrepreneure selbst muss vielleicht nicht verwundern. Doch
auch der beobachtende und kommentierende Journalismus hat in die-
sem Prozess dubios agiert. Die mit den Start-Up-Unternehmen häufig
eng verflochtene Wirtschaftspublizistik intonierte besonders hinge-
bungsvoll die Leitmelodien der Neu-Ökonomie. Auch sie war Teil des
Elitenkomplexes, der an seine eigene Desinformations-Kampagne glaub-
te – Fredmund Malik hat genau das für die USA beschrieben.

In Deutschland hat sich die öffentliche Medienpolitik, die sich mit ihren
Protagonisten Edmund Stoiber und Wolfgang Clement als wirtschaftsför-
dernde „Standort-Politik“ begriffen hat, hauptsächlich darauf beschrän-
kt, den scheinbaren Boom zu subventionieren, Fakten zu schaffen,
Technologie- und Studioparks zu forcieren: Wenn wir einen neuen
Studiokomplex aufbauen, wird und muss die Branchenentwicklung fol-
gen und die Kapazitäten auslasten, lautetete die schlichte Devise. Eine
Medienpolitik, die ihren Namen verdient, hätte sehen können, dass sich
eine Sättigung des Marktes bereits Mitte der 90er Jahre abzeichnete. 
Heute stehen private Akteure und öffentliche Instanzen vor einer ernüch-
ternden Situation, die das Ergebnis langfristiger Fehlplanungen und
Unterlassungen ist.

Ist-Zustand:

Insbesondere im Fernsehmarkt ist die Situation prekär – sowohl publi-
zistisch als auch ökonomisch. Zwar steht dem deutschen Zuschauer 
ein (auch im internationalen Vergleich) breites Free-TV-Angebot zur Ver-
fügung. Dieses ist jedoch auf Sand gebaut, ökonomisch defizitär und 
kaum differenziert: Hochrangige Spartenprogramme sind bislang kaum 
entwickelt worden, Call-TV, Shopping-Sender und halb-pornographische 
Angebote haben sich dagegen epidemisch ausgebreitet.

2. Verschärft wird diese publizistische Anämie durch die Tatsache, dass 
bereits auf der Ebene der TV-Produktion kaum noch unabhängige 
Unternehmen agieren, die langfristig für Vielfalt und ästhetisch-künst-
lerische Neuerungen im Programm sorgen könnten. Die Folge: Es gibt 
kaum publizistisch oder künstlerisch herausragende Formate, die auch 
international reüssieren könnten, populäre wie avantgardistische 
TV-Spitzenleistungen werden fast ausschliesslich importiert. Generell 
wäre die Trennung von Programm und Produktion eines der wesent-
lichen Erfolgsrezepte für eine erfolgreiche audiovisuelle Industrie, da 
nur so eine lebensfähige Struktur von kleineren und mittelständischen 
Unternehmen zu erhalten und neu aufzubauen ist.

3. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk, im internationalen Vergleich aus-
gesprochen opulent ausgestattet, profitiert auf sicherem Fundament 
von der ökonomischen wie mentalen Krise der kommerziellen Medien-
industrie. Eine nachhaltige Reformdebatte, über den Abbau bürokratischer 
Strukturen, über seine Rolle in der Produktionswirtschaft, über die 
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Modernität seines Programmangebots, wird ihm von der Medienpolitik, 
Fernseh- und Rundfunkräte eingeschlossen, aber seit Jahren nicht mehr 
abverlangt.

4. Das Abonnements-Fernsehen ist ein an sich lukratives, zukunftsträchtiges
TV-Modell. Der deutsche Anbieter „premiere“ aber kämpft angesichts 
des breiten Free-TV-Angebots noch immer mit mangelnder Nachfrage – nicht
zuletzt auch wegen fehlender inhaltlich-publizistischer Konsistenz. Pay-TV 
in Deutschland war zu keinem Zeitpunkt ein relevanter medienwirtschaft-
lichen Faktor – es sei denn, bei dem spektakulären Crash der KirchGruppe.

5. Auch die verwandten Medienmärkte bieten ein betrübliches Bild: So ist 
nach 40 Jahren Filmförderung keine profilierte Kinokultur entstanden, 
anders als in Frankreich oder Grossbritannien. Der deutsche Film hinkt 
bei der internationalen Vermarktung, den Zuschauerzahlen und der kul-
turellen Bedeutung den Angeboten vergleichbarer konkurrierender 
Länder hoffnungslos hinterher. Selbst das skandinavische Kino ist 
lebendiger.

6. Die Radio-Szenerie ist quantitativ hoffnungslos überbesetzt – auch, weil 
die Medienpolitik dem öffentlich-rechtlichen Block eine absurde Anzahl 
von Programmen zugestanden hat. Daneben haben sich kommerzielle 
Anbieter, wie die FAZ, in unzureichend fundierte Radio-Abenteuer 
gestürzt. Nur eine drastische Marktreduktion wird dazu führen, dass der 
Hörfunk eine seinen Möglichkeiten angemessene Rolle im publizisti-
schen System zurückgewinnt.

7. Die ökonomische und publizistische Lage der Presse ist völlig aus dem 
Fokus der Medienpolitik geraten, obwohl der Medienmarkt nur als 
Ganzes, in seinen Verflechtungen zwischen Print, Rundfunk, Internet und 
weiteren Distributionskanälen angemessen analysiert werden kann. Erst 
die bedrohliche finanzielle Situation bei Prestige Papers wie Süddeutsche
Zeitung und FAZ, oder die Expansionsbemühungen der WAZ-Gruppe, hat 
medienpolitisch wieder auf die gesellschaftliche Bedeutung von Tages-
zeitungen und Wochenblättern aufmerksam gemacht.

Defizite

Weshalb gibt es also trotz der Marktgröße und des beträchtlichen
Medienumsatzes in Deutschland nur eine fragile und inkonsistente
Angebotsstruktur? 

1. Auf der regulativen Ebene mag man die Zersplitterung der Aufsichts-
behörden kaum noch thematisieren. Politiker beklagen sich ebenso 
regelmäßig wie fruchtlos über den Wirrwarr an Institutionen und Zu-
ständigkeiten, die sie auf dem Feld der Medienpolitik selbst geschaffen
haben: KEK, KEF und Landesmedienanstalten werkeln einzeln vor sich 
hin, teils ignoriert, teils in Konkurrenz zu anderen Wettbewerbsbehörden.
Die Ineffektivität der jetzigen Reglementierung wird bereits dadurch 
deutlich, dass selbst grundlegende Daten – wie aussagekräftige, stan-
dardisierte Statistiken zum Medienmarkt – nicht zu haben sind.

2. Medienpolitik in Deutschland ist von ihren Protagonisten (sofern man 
davon sprechen mag) zuletzt vorrangig als Moment der Regionen 
Konkurrenz begriffen worden. „Standortpolitik“ ist ein legitimes 
Konzept lokaler und regionaler Wirtschaftsförderung, und somit seit 
jeher Bestandteil der ökonomisch-kulturellen Konkurrenz der Städte 
und Bundesländer. „Standortpolitik“ sollte aber nicht mit einem 
kommunikationspolitischen Konzept verwechselt werden. Die Konkur-

renz um jedes Kleinprojekt, Filmstudio und Multimedia-Unternehmen 
führt auf nationaler Ebene zu Mehrfach-Subventionierungen, man-
gelnder Qualitätskontrolle und kurzatmigem project hopping. Dieser 
konfrontative Föderalismus hat ausgedient: Medienpolitik erweist sich 
als Leitpolitik dann als untauglich, wenn sie sich ohne nachhaltige 
Wirkungen in allgemeiner Deregulierung und Wirtschaftsförderung auf-
löst. Die abenteuerlichen Umwidmungen von Sendelizenzen (im Fall 
von VOX und tm3/NeunLive) sowie die willkürlichen Kabelnetz-Bele-
gungen sind Beispiele für eine blinde Standortkonkurrenz.

3. Die deutsche Medienpolitik war konzernverliebt. Dass sich in 
Deutschland bislang kein starkes Pay-TV mit positiven Folgen für die 
Produktionslandschaft entwickeln konnte, liegt nicht zuletzt an der 
mangelnden Management-Kompetenz in den beteiligten Konzernen 
(Kirch, Bertelsmann) selber. Bei den heftigen Konzentrationstendenzen
in jede Richtung war letztlich nur noch eine schwerfällige und arrogante 
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Deutschland Medien GmbH aus jeweils miteinander verflochtenen 
Konzernen und Subunternehmen übrig geblieben. Die bedingungslose 
Unterstützung für den Milliarden-Pleitier Kirch, bei der sämtliche Regeln
der Kontrolle und des gesunden Menschenverstandes versagten, ist ein 
deutlicher Beleg für den blinden Konsens einer formierten Medienpolitik. 
Diese fast zwanghafte Fixierung auf die Großunternehmen hat verhindert, 
dass eine unabhängige Produzenten-Szenerie kräftig werden konnte. 
Nichts gegen größere, auch international handlungsfähige Einheiten, 
aber dass von den zehn führenden TV-Produktionsunternehmen nur eines 
als halbwegs unabhängig von den Konzernen und öffentlich-rechtlichen 
Anstalten gelten kann, zeigt die mangelnde Marktbalance deutlich an. 

4. Darüber hat die Medienpolitik nur unzureichend realisiert, dass sie 
wesentlich Bildungspolitik sein muss. Es hat sich gezeigt, dass aus 
einem föderalen Konkurrenzmodell keine Aus- und Weiterbildungs-
szenerie entstanden ist, die im internationalen Feld bestehen kann. Es 
fehlt weithin an Spitzeninstitutionen mit ausreichender personeller 
und finanzieller Ausstattung. Allein die School of Journalism an der 
Universität von Missouri verfügt über ein Personal von 46 Professoren, 
eine eigene Tageszeitung, eine Radio- und Fernsehstation – dies nur 
ein Beispiel für viele US-Universitäten. Zweifellos sind seit den 70er 
Jahren in Deutschland eine Vielzahl von Journalistik-Instituten, medien-
wissenschaftlichen Studiengängen und Filmakademien neu etabliert 
worden – dieser formale Boom wurde mit der Praxissituation in den 
jeweiligen Teilmärkten, mit einer notwendigen Kultur von Unternehmens-
Neugründungen, mit den wirklich relevanten Lehr- und Forschungsinhalten
aber nur begrenzt (etwa in Baden-Württemberg) abgeglichen. Jüngere, 
kreative Talente wird häufig in endlosen Aus- und Weiterbildungs-
schleifen verschlissen, dagegen mangelt es an Persönlichkeiten, die nach
einer fundierten Ausbildung auch in der Lage sind, den Markt zu machen.

5. You can’t have the cake and eat it. Die gerade im spätkapitalistischen 
Wohlstandmulm verbreitete Politikereigenschaft, zunächst einmal 
alles zu bewahren und strukturelle Transformationen mit gehöriger 
Verspätung anzugehen, ist in der Medienpolitik besonders ausgeprägt. 
Der üppige öffentliche-rechtliche Rundfunk (mit den leichten Möglich-
keiten politischen Zugriffs), Pay-TV, Dutzende kommerzieller TV-Kanäle, 
kostenlose Internet-Angebote in unbegrenzter Zahl – all dies kann und 
wird nicht zusammen gehen. Ein Abbau des publizistischen Angebots in 
den entwickelten Medienmärkten, so schmerzlich das für den einzelnen 

Journalisten und Medienarbeiter sein mag, ist unvermeidlich und heilsam.

Modellalternativen

1. In einem ersten Schritt ware über die diversen Medienforen und- 
tagungen hinaus eine unabhängiges, zentrales Kommunikationsforum 
zu schaffen, mit dem die Beobachtung und Analyse der Medienwirtschaft 
kontinuierlich betrieben werden kann. Eine neue Medienpolitik wird 
ohnehin daran zu messen sein, wie schnell sie in einer Bund/Länder-
Kommunikation ernstzunehmende öffentliche Instanzen etabliert. Für 
medienpolitische Angelegenheiten muss es darüber hinaus auch auf Bun-
desebene kompetente Ansprechpartner geben – ein nur formal zuständiger
“Staatsminister für Kultur“ ohne weitere personelle Verstärkung 
wirkt auf diesem Feld eher kosmetisch. Prinzipiell sollte im Sinne einer 
Geopolitik der Medien die medien-politische Verwaltung auf der Ebene 
stattfinden, die der gesellschaftlichen Reichweite des jeweiligen 
Problems entspricht.

2. Will die Medienpolitik die Lage der Autoren und Produzenten verbessern
und ein Widerlager zu dem Expansionsdrang der global agierenden 
Medienkonzerne schaffen, so müssen unabhängige Produzenten direkten
Zugang zu Distributionsflächen erhalten. Eine erstes Modell hierfür sind 
freiwillige Bindungen der Sender im Hinblick auf unabhängige TV-
Produktionen: Die Fernsehrichtlinie der EU empfiehlt bereits heute 10%; 
in England und den Niederlanden liegt die Quote sogar bei 25%, 
Satellitenprogramme ausgenommen. Eine solche Regelung muss über 
ein paar Programmnischen für dctp oder Spiegel TV hinausreichen, 
wenn sie wirkungsvoll Impulse geben will.

3. Eine weitere Alternative ist das in Grossbritannien erprobte Modell 
eines privatwirtschaftlich organisierten Qualitätsprogramms. Der 
Gesetzgeber verpflichtete dort die kommerziellen Sender, den Aufbau 
eines eigenständigen, unabhängigen Kanals für innovative Formate 
und für die Interessen von Minderheiten zu finanzieren. Bei einem 
schlanken Verwaltungsapparat, sollte das Programm nur von Auftrags-
produzenten zugeliefert werden. „Channel 4“ hat nicht nur viele der auf-
regendsten britischen TV-Projekte der letzten Jahre hervorgebracht, son-
dern arbeitet bei einem Marktanteil von konstant 10% profitabel.
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4. Schließlich muss Medienpolitik mittelfristig darauf drängen, ein 
schlüssiges ökonomisches und publizistisches Modell für den gesamten
audiovisuellen Bereich zu entwickeln und durchzusetzen. Als Beispiel 
kann hier die französische Medienordnung herangezogen werden. Die 
restriktiven Rahmenbedingungen für die frei empfangbaren Sender 
(z.B. bei der Ausstrahlung von Kinofilmen) ermöglichten es dem Pay-
TV Sender Canal+, mit der eigenen Fiction- und Dokumentarfilm-
produktion auch international zu reüssieren. Er trägt wesentlich zur 
Finanzierung der gesamten französischen Film- und Fernsehproduktion
bei.  So ist eine starke Filmwirtschaft in Kontinentaleuropa entstanden –
und das ohne die Stützung durch einen starken öffentlich-rechtlichen 
Senderblock.

5. Zudem wäre zu überlegen, ob etablierte öffentlich-rechtliche 
Spartensender wie 3sat oder Phoenix nach einer Privatisierung nicht 
mehr Profil entwickeln würden. Neben dieser großen Lösung können 
aber auch andere neue Kooperationsmodelle von öffentlich-recht-
lichen Sendern mit privat-kommerziellen Initiativen, beispielsweise im 
Bereich von Dokumentationen, History, Bildung/Science die publizis-
tische Vielfalt beleben.

6. Zunächst aber müsste Medienpolitik überhaupt geistes- und kultur-
historisch, wissenssoziologisch wie politikgeschichtlich begründet
werden. Dieses kann nur im engen Zusammenwirken zwischen politi-
schen Entscheidern und der Branche selbst – öffentlich-rechtlich wie 
privat-kommerziell – geschehen, denn bei allen unterschiedlichen 
ökonomischen wie publizistischen Interessenlagen gibt es ein gemein-
sames, rationales Handlungsfeld der Medienbranche. Zur Zeit kann, 
um es in Sprache Carl Schmitts zu sagen, Medienpolitik von denjenigen,
die für die Entstehung von publizistischen Produkten verantwortlich 
sind, nur als prinzipiell sachfremde Intervention in ihr Arbeitsfeld 
wahrgenommen werden. 

LEITFRAGEN ZUM THEMA
„GRAMMATIK DER SKANDALE“

1. Wer sind die Produzenten der Skandale?

2. Hat Politik ohne Skandal keinen Newswert mehr?

3. Wird Politikberichterstattung immer mehr zur  
Seifenoper?

4. Verdrängt Skandalierung zunehmend die politische  
Debatte?

5. Werden Fakten künftig durch Boulevardgeschichten 
ersetzt?

6. Wem nutzen politische Skandale?
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Prof. Dr. Hans Mathias Kepplinger, Universität Mainz

Wer sind die Produzenten der Skandale?

Es gibt keine Skandale ohne Medien. Die Medien
machen Missstände zu Skandalen, indem sie sie
anprangern. Dabei werden die Missstände als Folge
des Verhaltens von Personen charakterisiert, die 
niedere Motiven haben, aus freien Stücken handeln
und sich der Unrechtmäßigkeit bzw. der negativen
Folgen ihres Tuns bewusst sind. Bei Skandalen gibt es
im Journalismus höchstens fünf Wortführer, die einen
Missstand intensiv anprangern. Ihr Erfolg hängt davon
ab, ob die Mehrheit ihrer Kollegen ihre Darstellung
aufgreift und anreichert. Nur wenn das der Fall ist,
wird aus einem Skandalierungsversuch ein Skandal.

Greift die Mehrheit der Kollegen die Vorwürfe nicht auf, mündet ein
Skandalierungsversuch entweder in einen publizistischen Konflikt oder
er versickert ohne erkennbare Folgen. Bei einem publizistischen Konflikt
stehen sich nach kurzer Zeit zwei ähnlich starke Lager mit unterschied-
lichen Sichtweisen gegenüber. Ein erfolgloser Skandalierungsversuch
schließt eine erfolgreiche Re-Thematisierung nicht aus. Deshalb besitzen
viele Skandale eine wenig bekannte publizistische Vorgeschichte. Bei
fast allen Skandalen gibt es verdeckte Informanten, die die Wortführer
im Journalismus auf die Spur setzen und mit Insider-Informationen ver-
sorgen. Bei den Informanten handelt es sich oft um Konkurrenten und
Mitarbeiter der Skandalierten, vielfach auch um Staatsanwälte und ande-
re Behördenmitarbeiter. Sie sind in vielen Fällen die ursprünglichen
Triebkräfte der Skandalierung, bleiben aber aus Eigeninteresse meist
anonym. 

Hat Politik ohne Skandal keinen Newswert mehr? 

Die Politik hat ihren Nachrichtenwert behalten. Kein Thema besitzt
jedoch einen so großen Nachrichtenwert wie ein Skandal. Dies erklärt
zwei miteinander ver bundene Entwicklungen: Die Skandalierung von
politischen Missständen durch die Medien hat erheblich zugenommen,
und die Skandalierung des Gegners ist zu einem wichtigen Mittel der
politischen Auseinandersetzung geworden. In den frühen fünfziger
Jahren gab es pro Jahr etwa zwei politische Skandale mit bundesweiter

Bedeutung. In den späten achziger Jahren waren es gut zehnmal so viel.
Seither dürfte sich die Zahl noch einmal nahezu verdoppelt haben.
Daraus folgt nicht, dass die Zahl der Missstände in der Politik entspre-
chend gewachsen ist. Zwischen der Art und Zahl der Missstände sowie
der Art und Zahl der Skandale besteht kein Zusammenhang. Man kann
deshalb weder von den Skandalen auf die Missstände schließen, noch
umgekehrt von den Missständen auf die Skandale. 

Wird Politikberichterstattung immer mehr zur Seifenoper?

Das kann man so nicht sagen. Die Politikberichterstattung aller relevanten
Medien ist heute umfangreicher und besser als früher. Daneben wuchern
jedoch immer mehr Seifenopern, in denen auch zahlreiche Politiker
gerne mitspielen.

Verdrängt Skandalierung zunehmend die politische Debatte?

Dies trifft quantitativ und qualitativ zu. Der Anteil der skandalierenden
Politikberichte hat sich seit den frühen fünfziger Jahren in den
Qualitätszeitungen von 10 auf 20 Prozent verdoppelt. In der
Boulevardpresse und in den politischen Magazinen dürfte die Zunahme
noch wesentlich stärker gewesen sein. Wichtiger ist jedoch der qualitative
Aspekt: Die Skandalierung von Personen und Parteien überlagert
zunehmend die Auseinandersetzung über Inhalte. Wesentliche Sach- und
Personalfragen sowie Landtags- und Bundestagswahlen werden zuneh-
mend durch die Skandalierung des politischen Gegners beeinflusst oder
entschieden. Dabei stehen die Anlässe der Skandale zuweilen in einem
gravierenden Missverhältnis zur Bedeutung der Sachfragen.

Werden Fakten künftig durch Boulevardgeschichten ersetzt?

Nicht ersetzt. Noch nie konnte man sich so gut über die politisch
relevanten Fakten informieren wie heute. Dies trifft auch auf die
Boulevardpresse zu. Die Boulevardgeschichten in allen Medien ersetzten
diese Fakten nicht – sie überlagern und verdrängen sie als relevante
Entscheidungskriterien.



31

Hans Leyendecker, Süddeutsche Zeitung

Politik ist unter anderem ein Spiel um Macht. Zu
diesem Spiel gehört auch die Skandalierung, das
heißt der Versuch, ein Ereignis als nicht normen-
konform zu definieren. Skandale sind in der Regel
Affären, die bestimmte Gruppierungen besonders
interessieren. Das bedeutet: Was dem einen ein
Skandal, kann aus Sicht des anderen eine
Bagatelle oder auch korrektes Handeln sein.
Angesichts der heute inflationären Verwendung des
Begriffs trägt zumeist das Etikett „politischer
Skandal“ nicht zur Klärung. 

Die Schwierigkeit für den Skandalierer besteht im wesentlichen darin,
ein Publikum zu finden, das sich für den Skandal interessiert. Auf dauer-
haftes Interesse kann er bei seinen Nachforschungen ohnehin nicht 
hoffen. In der Regel ist das Publikum – egal ob Fernsehen, Rundfunk
oder Zeitungen – nach einer Weile gelangweilt und verlangt nach frischen
Themen. Das war auch einer der Gründe, warum die Aufklärung der Kohl-
Affäre plötzlich abbrach. 

Politiker gebärden sich immer mehr als Stars von Polit-Shows. Sie wollen
eine Rolle auf einer Bühne spielen und versuchen deshalb, Politik zu
inszenieren. Auftritte bei Ereignissen wie Flutkatastrophe etc. werden
geplant. Die Politik bewegt sich nach den Regeln der Regie. Das
Publikum hält dies in der Regel nicht für fragwürdig – ansonsten würden
die vielen Talkshows nicht so hohe Quoten haben. Politiker, die Erfolg
haben wollen, verhalten sich mittlerweile markt-und mediengerecht und
die Medien entwickeln eine Dramaturgie, um das Bühnenspiel besser ins
Bild zu bringen. Die Verwandlung der Politik in eine Theatrokratie hat
auch die Aufführung von Seifenopern zur Folge. Der Fall Scharping war
aus Sicht der SPD auch deshalb gefährlich, weil das Muster der Seifen-
opfer entlarvt werden konnte. 

Eigentlich hat sich an der Beschreibung Max Webers nichts geändert:
Politik ist im wesentlichen ein „Interessenbetrieb“. Pfründe werden gesi-
chert, es gibt Ämterpatronage und Eitelkeitsprämien. 

Skandalierung verdrängt immer mehr die politische Debatte, weil
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Wem nutzen politische Skandale?

Nutznießer von politischen Skandalen sind zum einen Politiker und
Parteien, die ihren eigenen Erfolg der erfolgreichen Skandalierung des
politischen Gegners verdanken. Sie ist zum lucky punch der politischen
Auseinandersetzung geworden. Den Nutznießern von Skandalen in der
Politik stehen jedoch zahlreiche Verlierer gegenüber. In der Bundes-
republik haben bis 1992 aufgrund von Skandalen 51 Politiker ihr Amt
verloren. Von ihnen sind 28 ganz aus der Politik ausgeschieden. Sieben
haben später wieder ein politisches Amt eingenommen, das mit ihrer
ursprünglichen Tätigkeit vergleichbar ist. Das sind 13 Prozent der
Gestürzten. Die Behauptung, „they never come back“ ist falsch, die
Wahrscheinlichkeit dazu jedoch kaum größer als im Boxen. Nutznießer
von politischen Skandalen sind zum anderen einzelne Journalisten und
Medien, die sich durch die erfolgreiche Skandalierung von Missständen
profilieren. Sie haben meist mehr Sachkenntnisse als alle anderen
Außenseiter, sind von ihrer Sichtweise überzeugt, glauben an ihre
Mission, gehen ein hohes Risiko ein und gelten als Leitfiguren im
Journalismus. Von den jüngsten Journalisten sagen vier Fünftel, dass
nichts so sehr das Selbstverständnis und die Arbeitsweise der
Journalisten geprägt hat, wie die erfolgreiche Skandalierung von
Missständen. Nutznießer von politischen Skandalen sind schließlich die
Medien insgesamt, deren Ansehen wellenförmig in dem Maße wächst,
indem das Ansehen der Politik als Folge von politischen Skandalen
schrumpft.

Literaturhinweise:
Hans Mathias Kepplinger: Die Kunst der Skandalierung und die Illusion der Wahrheit.
München: Olzog Verlag 2001
Hans Mathias Kepplinger, Simone Christine Ehmig, Uwe Hartung: Alltägliche Skandale.
Eine repräsentative Analyse regionaler Fälle. Konstanz: UVK Verlagsgesellschaft 2002
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Journalisten, Politiker und auch das Publikum Inszenierungen schätzen.
Der politische Skandal zerstört nicht notwendigerweise die Karriere
eines Politikers, sondern kann sogar noch seine Chancen im Spiel um
die Macht erhöhen, wenn er den Skandal ohne große Blessuren über-
steht. (Beispiel Roland Koch).

Wenn wirklich Skandale aufgedeckt werden, kann das für die
Demokratie einen reinigenden Effekt haben. Zu oft allerdings gibt es
keine Katharsis. Politiker, Wirtschaftsführer geloben Besserung und
sudeln weiter.

Bodo Hombach, 
Geschäftsführer, Westdeutsche Allgemeine Zeitung

Ein Sachverhalt wird dadurch zum Skandal, dass er
bekannt gemacht und erfolgreich als Skandal definiert
wird. Dazu gehört die Skandalierung.

Der Skandal ist nichts Neues. Die Nutzung des
Skandals zur Erreichung eigener Ziele auch nicht. (Ein
Bundespolitiker, der noch heute Bedeutung hat, sagt
einem parteipolitischen Gegner offen ins Gesicht:
„Glauben Sie nicht, dass wir Ihnen den Gefallen tun,
uns mit Ihnen politisch oder inhaltlich auseinander zu
setzen. Wir werden Sie in kleinliche Skandale verwik-
keln.“ Dieser Herr wurde tatsächlich zum Täter, aber

auch in fast bemitleidenswerter Weise in anderem Zusammenhang spä-
ter zum Opfer.) Die Skandalierung ist in der Politik längst Methode bei
der Bekämpfung des politischen Gegners. Die Einschaltung von
Detektivbüros und die Erstellung angeblich vertraulicher Dossiers, die
dann Medien zugespielt werden, ist Teil des Geschäftes. Wenn derart
Fehlverhalten „aufgedeckt“ würde, wäre das kein Grund zur Klage. Aber
wenn das Konstruieren von Vorwürfen (von dem der Konstrukteur weiss,
dass sie keinen Bestand haben werden) mit dem Ziel erfolgt, „irgendetwas
bleibt hängen“ oder „die Öffentlichkeit interessiert sich für den Skandal
und niemals für dessen Widerlegung“ oder „es gibt keine Reinigung, die
eine weiße Weste, die mit Schmutz beworfen wurde, wirklich sauber
bekommt“, wird die Skandalierungstechnik zur Herausforderung an die
Medien, diese kritisch zu bewerten, um nicht Instrument politischen
Kampfes zu werden.

Es gibt eine Reihe guter Gründe, über neue Entwicklungen der Skanda-
lierung nachzudenken und das Selbstverständnis der Medien zu über-
prüfen, um zukünftige Glaub- und Wirksamkeit der sogenannten vierten
Gewalt zu erhalten. 

Das ist aber mehr ein individueller Auftrag. Eine Art Gewissensprüfung
des einzelnen Journalisten. Der gesellschaftliche Auftrag könnte darin
bestehen, für diese Gewissensprüfung Regeln und Maßstäbe anzubieten.
In diesem Sinne ist das Thema „Die Grammatik der Skandale“ beim
Mainzer Dialog sehr hilfreich.

„Lesen Sie sechs

Wochen lang

keine Bild-Zeitung

und keine Umfragen,

dann ist alles vorbei

und wieder in 

Ordnung.“

Schäuble
s Rat 

an Angel
a Merkel

 

in der I
rak-Frag

e
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Ich habe die Skandalierung aus den unterschiedlichsten Blickwinkeln,
den unterschiedlichsten Interessen und Betroffenheiten erlebt. Ich habe
keine Theorie der Skandalierung. Die Rolle der Medien als notwendige
vierte Gewalt ist durch Ausartung und Fehlentwicklung der
Skandalierung nicht relativiert. Der Gesetzgeber ist nicht gefordert. Die
kritische Selbstprüfung aber ganz gewiss. Auch die selbstkritische
Reflexion über Motivation und Auswirkung der Skandalierung muss
befördert werden. Der „inszenierte Skandal“, der als politisches Kampf-
instrument eingesetzt und über die Medien ausgetragen wird, sollte sehr
viel stärker in den Medien als solcher definiert und entlarvt werden,
damit an die Stelle der politischen Auseinandersetzungen nicht tatsäch-
lich der systematische Versuch tritt, das politische Personal der jeweils
anderen Seite nach dem Motto, „irgendetwas bleibt schon hängen“,
nachhaltig zu beschädigen.

Es gibt keine Gründe, Politikerinnen und Politikern tatsächliches Fehl-
verhalten durchgehen zu lassen. Aber wenn Vorwürfe sich als haltlos
herausstellen, muss es eine neue Kultur bei der Korrektur geben. Es gibt
zu viele Beispiele dafür, dass Vorwürfe, die sich als falsch herausgestellt
haben, ein langes Leben haben. Sie werden weiter kolportiert und
gepflegt. Das Internet und seine Archive spielen dabei eine bemerkens-
werte Rolle. Trotz größter Vielfältigkeit der Medien ist eine gewisse
Uniformität bei der Stigmatisierung zu erkennen.

Es fehlt an kritischer Berichterstattung in den Medien über mediale oder
individuelle journalistische Fehlleistungen. Die sogenannte „Medien-
berichterstattung“ wird zunehmend zu einer nicht einmal besonders
zutreffenden „Medienunternehmensberichterstattung“. Medienbericht-
erstatter lassen sich von den wirtschaftlichen Interessen ihrer jeweiligen
Häuser inspirieren. Unternehmensberichterstattung, auch die über
Medien, ist dem Wirtschaftsteil zugeordnet. Am Beginn der Medien-
berichterstattung hat die Überlegung, einen Ort für die selbstkritische
Reflexion über die sogenannte vierte Gewalt selbst zu schaffen, durch-
aus eine Rolle gespielt. Tatsächlich beobachtet werden kann das kaum.
Die Öffentlichkeit wäre daran sicher stärker interessiert als an medialer
Nabelschau.

Marktwirtschaftlich gesehen gibt es gegenwärtig ein Überangebot an
Skandalen oder vermeintlichen Skandalen. Die Skandalierung ist also
nicht lebensnotwendig für das wirtschaftliche Überleben der Medien. Gut

gemachter Enthüllungsjournalismus, der ohne jede Rücksichtnahme auf
Parteien und den Status von Personen Fehlverhalten enthüllt, wird
geschätzt. „Jeden Tag eine neue Sau im Dorf“ führt zu Abstumpfung und
Überdruss.

Das Gerücht und der Skandal haben eine symbiotische Beziehung. Hier
ist mangelnde Recherche besonders gefährlich. So wie das Gerücht
unterscheidet der Skandal oft nicht zwischen Gerechten und
Ungerechten. Dass es auch Unschuldige treffen kann, wird als
Kollateralschaden empfunden. Einen solchen Schaden muss man wohl
hinnehmen, die Enthüllung des Skandals ist vornehme Aufgabe der
Presse. Daran darf sie nicht gehindert werden. Es gilt, ihre
Enthüllungsfähigkeit zu schützen und zu stärken. Die Kontrolle der
Mächtigen, der Kampf gegen Machtmissbrauch und Korruption ist
wesentliche Legitimation der Presse als sogenannte vierte Gewalt. Aber
auch hier bleibt aus meiner Sicht als offene Wunde die Frage: Wieso ist
es zu oft nicht gelungen, den unschuldig Belasteten auch wirksam zu
entlasten?

Im Bereich der Justiz führt nicht jede Anklage zur Verurteilung. Der
Freispruch oder die Einstellung des Verfahrens haben ein hohes Maß an
gesellschaftlicher Akzeptanz und Glaubwürdigkeit. Der zu Unrecht Be-
schuldigte ist, so hoffen wir zumindest, nicht mehr belastet. Wer in die
Mühlen der medialen Skandalierung gerät, erlebt etwas anderes. Selbst
Vorermittlungen, die nicht einmal zu einer Anklage führen, reichen zur
Skandalierung, deren negative Folgen nicht wegzuwaschen sind.

Über den „Opferschutz“ als journalistisches Selbstverständnis muss neu
nachgedacht werden. Denn die Medien dürfen nicht den „Glaubwürdig-
keitsast, auf dem sie sitzen, selber absägen“. Natürlich ist die
Skandalisierung in einigen Fällen auch mediale Verkaufstechnik.
Natürlich spielt zynische Leichtfertigkeit manchmal eine Rolle, die auch
nicht dadurch relativiert werden kann, dass die Mehrheit derer, die
beschuldigt wird, tatsächlich „was am Stecken“ hat.
Wer die Täter sichtbar machen will, darf nicht nach der Melodie, „Wir
sind alle kleine Sünderlein“, Schuld und Unschuld als belanglose Frage
betrachten, wenn die erste Welle des publizistischen Interesses verlaufen
ist und die Wahrheit stärker ans Licht kommt. Die abschließende
Geschichte (was ist daraus geworden?) bleibt in der journalistischen
Verantwortung. 
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Es gibt erste Erscheinungen der Relativierung. „Mein Skandal“ wird
gegen „Deinen Skandal“ abgewogen. Abstumpfungen nach dem Motto:
„sie sind doch alle gleich“, gefährden das Bewusstsein für Recht und
Unrecht. Die Skandalisierungsinflation und die Unverhältnismäßigkeit
der jeweiligen Vorwürfe schwächt eher die notwendige reinigende Kraft
der medialen Enthüllung. 

Der Dialog über diese Probleme muss von Journalisten geführt werden
– das sind sie sich und uns schuldig. Vielleicht ist es etwas antiquiert
und naiv, aber die Ausbildung unserer Journalistinnen und Journalisten
legt Wert auf die Erkenntnis, dass es „die Wahrheit“ nicht gibt. Aber
dennoch muss das Selbstverständnis, der Schlachtruf der Medien meines
Erachtens wieder lauter und verstärkt hörbar werden: „Wir wollen
Wahrheit, Wahrheit, Wahrheit“.

„VERSCHWIEGEN, VERSCHWUNDEN,
VERDRÄNGT – VERGESSENE THEMEN
UND DIE MACHT DER AGENTUREN“

Leitfragen zum Thema „Nachrichtenagenturen“

1. Welche publizistische Macht haben nach ihrer
Einschätzung die Nachrichtenagenturen heute?

2. Welche Wirkung haben Nachrichtenagenturen
auf die Medienlandschaft in Deutschland (bei 
Regionalzeitungen, nationalen Zeitungen, Hörfunk 
und TV)?

3. Welche Kriterien bestimmen die Auswahl der
Nachrichten und Berichte heute?

4. Welche Rolle spielen die so genannten
Boulevard-Kriterien?

5. Wie bewerten Sie die Konkurrenzsituation der
Agenturen in Deutschland (publizistisch und
ökonomisch)?

6. Wie qualifizieren Sie den Arbeitsprozess und die
Arbeitsbelastung im klassischen Agenturgeschäft?

7. Welchen Einfluss hat die wachsende Verbreitung 
des Internet auf die Entwicklung der 
Nachrichtenagenturen?
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Leitfragen zum Thema „PR-Agenturen“

1. Welchen Einfluss haben nach Ihrer Einschätzung
PR-Agenturen auf die Meinungsbildung von 
Journalisten (Tageszeitung, Wirtschaftsmedien, 
Nachrichtenagenturen, Hörfunk, TV)?

2. Wird der Einfluss von PR-Agenturen auf die
Meinungsbildung in den Redaktionen durch den
ökonomischen Umbau der Medien weiter wachsen?

3. Hat sich das Image von PR-Beratung in den
vergangenen Jahren verändert/qualifiziert? 
Wie verändert sich das Image – und damit der
Einfluss auf die öffentliche Meinung – in der
kommenden Zeit?

4. Welchen Einfluss hat PR- und Öffentlichkeitsarbeit 
über das Internet auf die öffentliche Meinung 
(via Multiplikatoren der Medien bzw. direkt auf den 
„Informations-Endverbraucher“)?

„VERSCHWIEGEN, VERSCHWUNDEN,
VERDRÄNGT – VERGESSENE THEMEN
UND DIE MACHT DER AGENTUREN“

Prof. Dr. Peter Ludes
International University Bremen

Erfahrungen aus 160 Interviews, Nachrichtenanalysen
in den USA und der BRD und aus fünf Jahren Initiative
Nachrichtenaufklärung.

In welche Richtung entwickeln sich Politik, Wirtschaft,
Fußballvereine und Promis? Darüber kann man in
Tageszeitungen, Radio und Fernsehen viel erfahren:
für die eigene Region oder „unser Land“.
Demgegenüber betonen Leitartikel oder Kommentare,
zeigen Handels-, Umweltschutz- und Terrorismus-
statistiken, dass internationale Verflechtungen und
Abhängigkeiten eine immer größere Rolle spielen.

Aber selbst die Berichterstattung über die EU erreichte in der Zeit vom
01.07.01 bis zum 30.06.02 – also in der historischen Phase um die
Einführung des Euro – bei der Tagesschau nur 1,3, bei heute und erst
recht den privat-kommerziellen Fernsehsendern unter einem Prozent – in
Tages oder Wochenzeitungen ca. 5 % (Medien Tenor Forschungsbericht
Nr. 124, vom 15. September 2002, S. 61).

Der durchgehende Nationalismus deutscher Nachrichten, meist über 50
Prozent der gebrachen Meldungen oder der Sendezeit – und das kaum
verändert seit einem halben Jahrhundert – gefährdet unseren Orientie-
rungssinn: Für diejenigen, die sich nur von deutscher Nahrung ernähren,
mag das genügen – aber das dürfte eine Minderheit sein: Selbst
Lokalreporter würden ein solches Buffet meiden: Wieso darf unsere
geistige Nahrung, das neuzeitliche Äquivalent für Morgen- oder Abend-
gebet, nationaler sein als Essen, Autos oder Medikamente? Liegt das an
unreflektierter Tradition, zwanghaft weitergegeben an jede Volontärin?
Und wann wird die Mehrheit der Nachrichten in den wichtigsten
Magazinen und Sendungen international sein? Ich fürchte, diese Frage
wird auch in einigen Jahren noch gestellt werden müssen. Tagesschau
und heute, diese Titel machen bereits deutlich, woran die MacherInnen
sich orientieren: am Kreislauf der Natur, an unseren biologischen Zeit-
einteilungen. Aber sind Sie wirklich überzeugt – und wie oft wird dies in
Redaktionskonferenzen diskutiert – dass wirtschaftliche, politische, öko-
logische, militärische Prozesse sich am besten mit dieser Zeiteinheit
erfassen lassen? Das ist zwar eine weltweit verbreitete Maßeinheit, die
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aber wiederum mehr durch unreflektierte Alltagstraditionen als durch
professionelle Bewertungen begründet ist. Tagesaktualität sollte immer
wieder hinterfragt werden und selbst die Tagesschau kann – außer in
der Wettervorhersage – über den Tag, ja selbst das Jahrzehnt, hinaus
weisen.

Denn sonst kommt es fast zwangsläufig zu Nebensächlichkeiten: Selbst
im Alltagsleben, viel mehr aber in Wirtschaft, Politik, Wissenschaft kann
das, was unter Tagesgesichtspunkten berichtenswert erscheint, nur selten
über den Tag hinaus wirken.

Unbekümmert um diese Grundkategorien der Nachrichtenauswahl, ihre
räumliche und zeitliche Varianz, reproduzieren Nachrichtenagenturen,
PR-Agenturen und Redaktionen gemeinsam, Tag für Tag (oder Woche für
Woche, wenn uns der Spiegel vorgehalten wird), räumliche und zeitliche
Vorstellungen, die eher für Ackerbau und Viehzucht als Informations-
technologie und Gentechnik vorbereiten. Und zugleich reproduzieren sie
die Unbekümmertheit, diese Orientierungen seien selbstverständlich.

Demgegenüber sollte der schwarze Peter nicht von den Redaktionen an
die Nachrichten- oder PR-Agenturen weitergegeben werden – und auf
anderen „Tagungen“ wieder zurück. Denn gerade die aktuelle Krise der
dpa zeigt auch dort den Kosten- und Zeitdruck, die Entlassung von
MitarbeiterInnen als Beitrag zum Qualitätsverlust, den Trend zum billigeren,
da weniger rechercheintensiven Infotainment. Die Chancen für Rück-
fragen und Nachdenken ebenso wie Reserven für Großereignisse werden
abgeschnitten – auch bei anderen Nachrichtenagenturen, die sich bereits
früher – wie Reuters – auf das lukrativere Geschäft mit exklusiven Finanz-
und Wirtschaftsmeldungen konzentriert haben. Der Einfluß der Nachrichten
und der PR-Agenturen gegenüber den Redaktionen wird noch mehr steigen,
weil sie von den Konzentrationsprozessen profitieren – selbst CNN und
ABC entlassen weitere Mitarbeiter; in Deutschland gibt es bereits 2000
arbeitslose JournalistInnen. Diese bilden wiederum ein großes Potential für
die PR-Agenturen, die aufgrund anderer Finanzierungen nun noch stärker
ehemals journalistische Kompetenz nutzen und transformieren werden.
Die teilweise Verdrängung journalistischer Professionalität, Themen-
auswahl und Präsentation durch Information Broker im Internet wird
(neben den Zusatzinformationen, die hierdurch angeboten werden) auch
negative Auswirkungen der ausschließlichen Verpflichtung gegenüber
Shareholders und Informations-Abstürze mit sich bringen.

Eines der vernachlässigten Themen in diesen Jahren ist die schleichen-
de Abschaffung des für eine allgemeine Öffentlichkeit wirkenden
Journalismus und dessen Verdrängung durch Marketing: Kosten- und
Profitorientierung als entscheidendes Kriterium der Nachrichtenauswahl,
dieser Trend aus den USA (Medien Tenor Forschungsbericht Nr. 124, 15.
September 2002, S. 74-77, hier S. 75) setzt sich auch in Europa durch.
Profit Centers statt Redaktionen, Märkte statt Öffentlichkeiten, Betriebs-
wirte statt Journalisten: diese Alternativen sind ähnlich wichtig wie
Stoiber statt Schröder. Interviews mit Journalisten hierzu, eigene Serien
zu dieser Bildungskatastrophe wären nötig, um PISA 2 für Erwachsene
zu verhindern. Die Besonderheit, daß JournalistInnen hierbei als
Vertreter eigener Interessen erscheinen könnten, sollte problematisiert
werden, darf aber nicht dazu führen, daß die gesellschaftlichen Auf-
gaben des Journalismus in der allgemeinen Medienberichterstattung
vernachlässigt werden. In einer Zeit schlechter Werbeeinnahmen und
dem daraus resultierenden Sparzwang für Zeitungen, Fernsehsender und
andere Medien (so hieß es vor kurzem in epd Medien) geraten
JournalistInnen, die noch selbst recherchieren wollen, in den „Zielbereich
einer betriebswirtschaftlich orientierten Streichliste“. Die „Verlockungen
zur Mixtur“ von PR und Journalismus seien „nicht zu unterschätzen“,
fügte Wolfgang Thaenert, Vorsitzender der Gemeinsamen Stelle
Werbung, Recht, Europa und Verwaltung der Landesmedienanstalten,
hinzu. Nach Angaben von Manfred Auer, dem Inhaber einer Agentur für
„Entertainment Marketing“, suchen viele TV-Produktionsfirmen inzwi-
schen regelmäßig in der Wirtschaft nach Geldgebern für neue
Sendungen. Das Image der PR-Agenturen ist zwiespältig: die unstrittig
erfolgte Professionalisierung ihrer SpezialistInnen, ihre Kooperation mit
den Redaktionen wird weiterhin ergänzt durch Öffentlichkeitsbearbei-
tung im Hintergrund und Spin Doctors, die ähnlich viel Aufmerksamkeit
erfordern wie die aktuelle Gesundheitsdebatte. Die zunehmende Mög-
lichkeit für aktive InternetnutzerInnen mit einem hohen Zeitbudget zu
eigenen Recherchen, diese Zusammenhänge selbst zu hinterfragen, darf
nicht von der allgemeinen journalistischen Aufgabe ablenken. Hier sollten
weder Ausreden für PR-Leute noch für den Journalismus vorfabriziert
werden. Den Trends zur Untergrabung des Journalismus müssten drei
Orientierungsmuster entgegen wirken: Globalisierung: Diese bedeutet
nicht, dass alle Länder, Kulturkreise oder Erdteile gleich bedeutend für-
einander sind. Aber dass über die überwiegende Mehrheit der
Menschheit, außerhalb der „Ersten Welt“ der OECD-Staaten, fast durch-
gehend der Mantel des Schweigens ausgebreitet wird, bereitet sicher
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nicht auf wechselseitige Abhängigkeiten mit Produzenten und
Konsumenten, politischen Führern oder terroristischen Extremisten in
der zweiten bis vierten Welt vor. Bei dem Gedankenexperiment, dass in
den wichtigsten Medien in Deutschland einige Wochen lang die wich-
tigsten (in den Sozialwissenschaften unterschiedenen) Weltkulturkreise
gleichmäßig berücksichtigt würden, mag es Ihnen den Appetit verschla-
gen: Afrika, arabische Länder, China, Indien, Japan, Lateinamerika,
Osteuropa und (alphabetisch zuletzt) der Westen (bestehend aus
Westeuropa, Nordamerika, Australien und Neuseeland) würden jede
Redaktion überfordern. Sicher auch jede Universität bzw. ihre Historiker,
Geistes- oder Sozialwissenschaftler, egal ob männlich oder weiblich.

Unabhängigkeit: von direktem und indirektem politischem Einfluß, von
Sponsoren und Werbekunden, das wäre schon was. Aber dazu noch
unabhängig von der Nachrichtenhierarchie wie sie von Agenturen vorge-
geben wird, vom Zeitaufwand, den Umformulierungen und Nachrecherchen
erfordern, von der Anstrengung, die neue Themen abverlangt: Diese
Unabhängigkeit wird wohl nur in großen Redaktionen und sehr selten
erlaubt: Investigativer Journalismus ist weder ein eigenes Studienfach
(im Unterschied zu Public Relations) noch ein eigenes Ressort
Zivilcourage ist nicht gerade erforderlich, um diese Unabhängigkeit
(womöglich nur langsam und in Netzwerken zur Recherche) einzuüben.
Aber als eigene Herausforderung, die traditionellen Nachrichtenkriterien
in den je eigenen Agenturen, Redaktionen und Ausbildungsstätten zu
reflektieren und gegen Marktzwänge zu einem großen öffentlichen
Thema zu machen, sind Globalisierung, Unabhängigkeit und Zivilcourage
Orientierungsmuster, die über Nationalismus, Aktualitätszwang, Neben-
sächlichkeiten und Unbekümmertheit hinausführen. Sie zeigen auch,
dass der „Neue Journalismus“, der sich entwickelt, an unreflektierte
Traditionen der Nachrichtenauswahl anknüpft – aufgrund verfestigter
Ressorts, Vorlieben und Kompetenzen. Zugleich werden traditionelle
Chancen zur eigenständigen Recherche in den Redaktionen ersetzt durch
Umformulierungen von Agenturmeldungen. (Auch hierfür wären übrigens
eigene journalistische Erfahrungen in Nachrichtenagenturen im Laufe der
Ausbildung oder des Berufslebens nützlich.) Diese Entwicklung sollte nicht
mit einem Etikett wie „New Journalism“ (6. Mainzer Mediendisput 2001)
verdrängt werden. Sonst findet der Mainzer Mediendisput in zehn Jahren
nur noch mit Kollegen aus den Agenturen statt.

Dr. Fritz Goergen,
Kommunikationsberater

It’s content stupid!
Thesen zum Einfluss von Nachrichtenagenturen und PR

Wo ein Medium nach dem anderen um seine wirt-
schaftliche Existenz bangt, zählen nur noch Auflagen
und Quoten.

Wie man Auflagen und Quoten steigert, weiss in
Wahrheit niemand auf wirklich gesicherter Grundlage.
Trotzdem setzen quer durch die meisten Formate mehr
auf Lärm als auf Qualität – oder: auf Lärm als schein-
bar überlegene Qualität. Verflachung ist auf breiter

Front die Folge – ohne dass Auflagen und Quoten stiegen. BILD fuhr
noch nie solche Auflagenverluste ein wie in den letzten zwei Jahren.

Beim Sparen sparen Verwaltungen nicht bei sich selbst, auch nicht in
den Medien. Sie sparen Journalisten. Personell ausgedünnte
Redaktionen brauchen Agenturen noch mehr als schon bisher. Die Zahl
der freien Journalisten steigt. Der Trend geht zur Renaissance der
„Bauchläden“, zu Pools von Freien. Sie mausern sich zur Konkurrenz der
Nachrichtenagenturen. Ihre niedrigen Preise hindern die Agenturen
daran, ihrerseits höhere zu verlangen.

Die Jagd nach der Nachricht steigert sich so immer noch weiter – auch
die Versuchung, Nachrichten zu erfinden – oder ohne viel Federlesen so
anzureichern, dass sie nicht stimmen. So kommt es, dass Medienrechtler
wie Matthias Prinz oder Tanja Irion Nachtschichten fahren.

Der Einfluss von Nachrichtenagenturen war noch nie so groß wie heute.
DPA dominiert hierzulande – spart jetzt auch Journalisten, von 40 ist die
Rede. Andere Agenturen machen da und dort Fortschritte – eine, der
man nachsagt, rotgrün zu sein, durch Tempo und Witz – so etwas hat
Zukunft.
Medien und Formate werden immer verwechselbarer. Auch regionale
Vielfalt schwindet. Und selbst die Unterschiede zwischen Tages-,
Wochenzeitungen und Zeitschriften verschwimmen.
Höchstens ein Drittel der PR-Agenturen sind Medienprofis. Die anderen
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sind so eine Art Werbeagentur – und einige Beziehungsmakler. Die
Szene differenziert sich schnell. Die lautesten PR-Agenturen sind nicht
die erfolgreichsten. Diese finden sich unter den leisen. Ihr Einfluss ist
erschreckend groß und steigt ebenso lautlos wie steil. Es ist schon
beeindruckend, wie viele PR-Kunden sich von ihren lauten PR-Agenturen
öffentlich sagen lassen, wie prächtig sie diese gerade wieder zum Erfolg
manipuliert hätten. Die PR-Abteilungen der großen Unternehmen und
Verbände spielen ein eigenes – großes - Spiel. Sie haben das qualifi-
zierte Fachpersonal, das den meisten Medien inzwischen fehlt. Ein
Konzern wie Daimler-Chrysler beschäftigt nur in Deutschland 350 bis 400
Öffentlichkeitsarbeiter, eine regionale Monopolzeitung um die 100 red-
aktionelle Mitarbeiter insgesamt – inklusive Kopfblätter. Fast nur noch
beim SPIEGEL sitzen diesem geballten Wissen qualifizierte Journalisten
in ausreichender Zahl gegenüber.

Diese PR-Abteilungen und -Agenturen haben das Geld und die Zeit, das
Medieninhaber ihren viel zu wenigen Journalisten für die gute Recherche
nicht mehr geben.

Die Formatgruppe Internet ist Nachrichtenagenturen und PR-Gewerbe
keine Konkurrenz, solange Medieninhaber und ihre Manager auf dieses
neue Mediensegment weiter nur technisch blicken und nicht inhaltlich.
It’s content, stupid! Da braucht es erst noch den medien-kulturellen
Generationenwechsel – also 20 Jahre.

Dr. Wim Herlyn
Chefredakteur, dpa

Thesen zum Thema „Nachrichtenagenturen“

Deutschland ist der am härtesten umkämpfte
Nachrichtenagenturmarkt der Welt. Im Wettbewerb
stehen neben dpa AP, AFP, Reuters und ddp. Dazu
kommen Spezialagenturen wie sid, epd und KNA.
Dabei hält die dpa als einzige Agentur mit 12
Landesdiensten, Basisdienst, Bilder- und Grafikdienst
die Marktführerschaft. Ihre einzigartige Stärke ist ihre
Kompetenz in der Fläche. Der Wettbewerb wird
sowohl im Qualitäts-Journalismus als auch über den
Preis geführt.

Das klassische Agenturgeschäft ist nicht nur aus
Konkurrenzgründen, sondern auch wegen der Anforderungen der
Kunden wesentlich härter geworden. Die Kunden erwarten von der dpa
das „Grundrauschen“ mit der erklärenden Nachricht und
Korrespondentenberichten. Sie wünschen aber immer eindringlicher alle
Side Bars, d.h. den zur Nachricht gehörenden Hintergrund, die Analyse,
die Dokumentation, das Stichwort und das Feature. Das schlägt sich
auch nieder in den dichteren Arbeitsprozessen und den wachsenden
Arbeitsbelastungen der Nachrichtenagentur-Redakteure. Immer wichtiger
wird der Dispositionsapparat, der die Kunden in den Stand setzt, Blatt
oder Programm zu machen und die eigenen redaktionellen Kräfte gezielter
einzusetzen.

Nachrichtenagenturen sind Dienstleister, d.h. sie erfüllen die Wünsche
und Forderungen der Kunden. Dieser erwarten seit einiger Zeit eine tiefere
Struktur der Wirtschaftsberichterstattung, mehr Service- und Verbrau-
chermeldungen und eine intensivere und seriöse Berichterstattung aus
dem Vermischten. Wichtigste Auswahlkriterien sind die News und das
Interesse der Kunden mit ihren Lesern, Hörern und Zuschauern.

Agenturen sind nicht nur Lieferanten von Nachrichten, sondern auch
„Steinbruch“ für die Medien. Die Vielfältigkeit des Angebots unterstützt
die Arbeit der Redakteure und Korrespondenten als Navigator im dichten
Nachrichtengeschehen und Ideengeber.
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Agenturen setzen Themenschwerpunkte und üben somit einen indirekten
Einfluss aus. Aber auch dabei gelten als oberste Gebote das Streben
nach Objektivität, Fairness, Unabhängigkeit und „audiatur est altera pars“.

In der ungeheuren Flut von Nachrichten im weltumspannenden Internet
hebt sich das Agenturangebot dadurch hervor, dass es verlässliche und
geprüfte Nachrichten ins Internet stellt. In dieser Flut sind die
Nachrichtenagenturen auch Wegweiser und „Leuchttürme“. Mit
Spezialangeboten, zugeschnitten auf den Internet-Nutzer, tragen die
Agenturen der wachsenden Bedeutung dieses Mediums Rechnung.

Schlussthese:

Die Bedeutung der Nachrichtenagenturen wächst angesichts des krisen-
haften Umbruchs in der Medienlandschaft. Als verlässlicher Nachrichten-
lieferant schaffen sie jedem Medium den Freiraum, den dieses mit immer
weniger Redakteuren für das individuelle Profil braucht.

Bettina Warken
Leiterin der Nachrichtenredaktion, ZDF

Vorbemerkung 

Nachrichtenmacher sind für das verantwortlich, was
Sie berichten, aber auch für das, was Sie verschwei-
gen. Die Auswahl, Aufbereitung und Darstellung von
Informationen ist unser tägliches Handwerk. Ein
Handwerk, das sich jeden Tag wieder neu definiert,
aber sich auch jeden Tag an den gleichen Kriterien
orientiert. „Abbildung von Wirklichkeit“ lautet unser
Auftrag, eine Wirklichkeit, die Politik, Wirtschaft,
Gesellschaft, Kultur und Sport im In- und Ausland
umfasst. Nur ein kleiner Teil dieser „Wirklichkeit“ fin-
det den Eingang in die Hauptnachrichten. Jener, der
neue Ereignisse und Entwicklungen betrifft. Der

bekannte Alltag der Menschen und Zuschauer ist nicht Gegenstand der
Berichterstattung.

Auswahl und Aufbereitung von Nachrichten

Die Nachrichten-Agenturen liefern am Tag weit mehr als 2.500
Meldungen. Rund 2-3 Stunden Bildmaterial läuft täglich bei uns ein –
von weltweiten Agenturen und eigenen Reportern und Korrespondenten.
Doch wir senden in der Hauptausgabe um 19 Uhr ganze 18 Minuten,
rund 15 Themen haben in der Sendung Platz, auf 15 Punkte in der gan-
zen Welt können wir blicken, für mehr reicht die Sendezeit nicht. Jede
Zeitung ist uns dabei überlegen, 15 Themen finden sogar Platz auf der
Seite 1. Mein Vorgänger Ekkehard Gahntz hat es mal so formuliert: Es
passiert immer nur soviel, wie in die Sendung passt. Doch es gibt immer
mehr Konkurrenz, der Zuschauer kann überall neue Bilder, neue Themen
sehen. Im Kampf um Marktanteile und Erfolg zählt neben Qualität auch
Schnelligkeit. In einer Zeit, in der „neue Bilder“ innerhalb von einer
Stunde zu „alten Bildern“ werden ist Aktualität das Auswahlkriterium
einer Nachrichtensendung.

Die „Kür“: Präsentation und Nachrichtenauswahl

Angesichts der Fülle von Informationen, die heute täglich zur Verfügung
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stehen, muss natürlich eine rigorose Nachrichten-Auswahl getroffen wer-
den. Unterschiedliche Teams arbeiten an den verschiedenen Sendungen
des Tages. In regelmäßigen Abständen vor den Sendungen beraten alle
Redakteure über die Nachrichtenlage und entwerfen einen Sendeplan.
An der Spitze eines jeden Teams steht der Schlussredakteur, bei heute
häufig eine Schlussredakteurin. Ihm oder ihr obliegt letztlich die
Entscheidung, welche Nachricht „Aufmacher“ wird, und welche weiteren
Inhalte eine Ausgabe der heute ausmachen. Es ist auch unsere Aufgabe,
den Zusammenhang herzustellen, der hinter den Bildern steht und dabei
Wesentliches von Belanglosem zu unterscheiden. Aus immer mehr
Informationen, in immer kürzerer Zeit, die herauszufiltern, die wichtig
und interessant sind.
Aktualität bedeutet aber auch, sensibel für aktuelle Diskussionen zu
sein. Jeder weiss von sich selbst: Nachrichten, die einen unmittelbar
angehen, sind besonders interessant. Jeder horcht auf, wenn das Neue
in seine Lebensumstände, seinen Lebensraum hineinwirkt. Das
Publikumsinteresse orientiert sich an räumlicher und sozialer Nähe. Fünf
Tote bei einem Wohnungsbrand in Deutschland erwecken größeres
Interesse als 20 Tote bei Überschwemmungen in Bangladesch – so
zynisch das klingen mag. Die Nachrichtenauswahl hat sich geändert, weil
sich die Lebensumstände der Menschen geändert haben. Wir haben dar-
auf reagiert. Statt vorwiegend Äußerungen von Politikern abzubilden,
fragen wir nach: Was bedeutet das für uns? Wann wird was getan? Oder
handelt es wieder nur um eine bloße Ankündigung? Was interessiert den
Zuschauer, was bedeutet ein Ereignis für ihn?

Wie viele Menschen werden direkt oder indirekt von einem Ereignis
berührt. Deswegen zeigen wir die Auswirkungen von BSE auch vor Ort
beim Bauern, beim Metzger, beim Verbraucher. Und bei der Ökosteuer
kommt neben den Politikern auch der Rentenexperte und der Autofahrer
an der Tankstelle zu Wort.

Wegen dieser anderen Interessenlage, auch unter dem Druck der
Konkurrenz, aber auch, weil die Macher der „heute“ heute andere sind,
finden jetzt Themen Eingang in die Sendung, die es früher nicht gege-
ben hätte. Entscheidend sind dabei auch menschlich-emotionale
Aspekte, oft auch „human interest“ genannt. Ein weiteres zentrales
Kriterium dabei ist der Bekanntheitsgrad einer Person. So war die
Scheidung von Boris und Barbara Becker eine Top-Meldung in fast allen
Medien. RTL hat damit aufgemacht, die ARD hat es ignoriert und wir

haben einen Beitrag am Ende der Sendung dazu im Programm gehabt.
Trotzdem ist und bleibt das wichtigste Kriterium: Wesentliches vor
Unwesentlichem. Relevantes vor vermeintlichem Sensationellem. Diese
„human interest“-Themen kommen bei „heute“ vor, aber fast immer am
Ende der Sendung.

Das Prinzip „Inland vor Ausland“ darf freilich nicht zu einer Nabelschau
führen. Die Globalisierung macht die Welt zum Dorf und sorgt dafür,
dass immer häufiger Ereignisse im Ausland direkte Auswirkungen auf
unseren Alltag haben. Genau das wollen wir zeigen. Auch die
Verfügbarkeit von Material spielt dabei eine Rolle. Mittlerweile haben wir
die Möglichkeit, zeitnah aus fast allen Teilen der Erde Bilder und
Informationen zu beziehen.

Die „Pflicht“: umfangreiche Quellen/
Die Macht der Nachrichtenagenturen

Nur wer viele, gute und zuverlässige Quellen hat, der kann gute
Nachrichten machen. Im Fernsehen zählen aber nicht nur Fakten, wichti-
ge Informationsträger sind auch Bilder. Daher hat „heute“ ein umfang-
reiches Netz an Quellen aufgebaut. Hauptquellen sind eigene Recherche,
Nachrichten und Filmagenturen und der Bildaustausch der Europäischen
Rundfunkunion (EBU). Nachrichtenagenturen sind für die „heute“-
Redaktion, wie für die meisten Medien, eine wichtige Informations-
quelle.
Wir beziehen die amerikanische Associated Press (AP), die britische
Reuters (rtr) und Agence France Press (AFP) aus Frankreich. Wir haben
Zugriff auf alle Dienste der Deutschen Presse Agentur (dpa). Zusätzlich
bezieht „heute“ vier weitere Agenturen:
Den Sportinformationsdienst (sid), den Vereinigten Wirtschaftsdienst
(vwd) und die beiden kirchlichen Agenturen Evangelischer Pressedienst
(epd) und Katholische Nachrichtenagentur (KNA). Ohne die
Nachrichtenagenturen würden wichtige Informationen die Redaktionen
zu spät erreichen. Sie sind es, die erste Hinweise auf ein Ereignis lie-
fern, sie sind es, die uns das Startsignal geben, um die eigenen Reporter
loszuschicken. Die wesentlichen, bekannten Termine besetzen die
Redaktionen mit eigenen Kollegen und Kolleginnen. Wenn etwas wichti-
ges passiert ist, sind wir schnell vor Ort. Ein Beispiel aus der Praxis: Die
Terroranschläge von Bali vermeldeten die Agenturen bereits am Samstag
Abend um 18.30 Uhr. Bilder der Anschläge liefen bereits am frühen
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Morgen in den Redaktionen ein, seit dem senden wir sie. Ein Leistung
der Agenturen, die mit ihrem umfangreichen Netz Fernsehsender in aller
Welt versorgen. Seit Sonntag sind zwei Kollegen des ZDF mit Teams in
Bali, liefern eigene Bilder und Berichte. Berichte von einem Ereignis,
über das zuerst die Agentur informiert hat. Als Bildquellen kommen der
Programmaustausch mit anderen Fernsehsendern (Eurovision),
Archivmaterial und Nachrichtenagenturen für Ton und Bild hinzu. Das
ZDF ist Mitglied der Europäischen Rundfunkunion (EBU), die ihre
Zentrale in Genf hat. Mehr als 60 Sender aus 50 Staaten sind der EBU
angeschlossen. 1998 verbreitete die Eurovision rund 25.000 Nach-
richtenfilme, also etwa 68 pro Tag. „heute“ bezieht außerdem auch Film-
Material von den zwei großen internationalen Nachrichtenfilm-
Agenturen: Reuters Television und APTN. Beide Agenturen verfügen über
ein dichtes Mitarbeiternetz weltweit. 

Dabei wird es immer wichtiger, die Flut von Informationen und Bildern
zu bewerten, zu gewichten und zu hinterfragen. Denn entscheidend für
die Qualität eine Nachrichtensendung ist letztlich ihre Glaubwürdigkeit.

In einer Welt, die immer komplexer wird, wird es immer wichtiger,
„Gewährsleute“ zu haben, die in der Lage sind, Bilder und
Informationen einzuordnen und zu prüfen. Eine Informationsquelle zu
haben, ist kein Wert an sich. Sondern zu wissen, ob man ihr vertrauen
kann, ist die neue und alte Aufgabe für den Journalisten. Deshalb brau-
chen wir die Information aus erster Hand durch erfahrene
Korrespondenten.

„heute“ kann auf Informationen aus erster Hand von den ZDF-Korres-
pondenten im In- und Ausland zurückgreifen. In allen 16 Bundesländern
hat das ZDF Landesstudios. Zusätzlich gibt es in Berlin noch ein
Hauptstadtstudio. Rund um die Welt arbeiten erfahrene ZDF-Journalisten
in 20 Auslandsstudios und -büros.
Die Technik versetzt uns dabei in die Lage, immer schneller Bildmaterial
aus allen Teilen der Welt in die Nachrichten-Zentralen zu überspielen und
direkt auf Sendung zu bringen.

Die schnelle Verfügbarkeit der Bilder ist ein Vorteil und wie schon gesagt
ein Risiko zugleich. Reportagekameras liefern via Satellit Bilder, die
blitzschnell per PC bearbeitet werden und dann zur Sendung bereit sind.
Zwischen Ereignis und Berichterstattung liegt immer weniger Zeit. Bei

immer mehr Ereignissen sind wir live dabei. Mit dem Tempo der Über-
tragungsrate steigt auch die Wahrscheinlichkeit, Fehler zu machen. Denn
Bilder allein erzählen keine Geschichte, im schlechtesten Falle erzählen
sie eine falsche Geschichte. Sie sind kein Garant für Wirklichkeit. Bilder
zeigten uns nur einen Ausschnitt aus der Wirklichkeit, gegebenenfalls
gesteuert von Interessen. Der Nahost-Konflikt liefert fast täglich
Beispiele, der Golfkrieg und der Kosovo-Krieg waren die Mutter aller
Bildmanipulationen. 

Einfluss des Internet – Information für Jedermann

Der Alltag der Kollegen und Kolleginnen in der Nachrichtenredaktion hat
sich in den letzten Jahre so rasant verändert, wie in kaum einer anderen
Redaktion.
Was aber gleich geblieben ist: ist ihre Verantwortung für die Nachrich-
ten, die sie mitten in die Wohnzimmer bringen. In einer Welt, die enger
zusammenwächst und dadurch komplizierter wird, findet sich der
Einzelne immer schwerer zurecht. 

Natürlich wird die Zahl derer wachsen, die in der Lage sind, sich diese
Informationen selbst aktiv aus den digitalen Netzen zu beschaffen,
sofern sie die Zeit dafür haben und aufbringen wollen. Aber die meisten
wünschen sich doch den Journalisten, der ihnen das Weltgeschehen sor-
tiert und darauf hinweist, was wichtig sein könnte – auch über diesen
Tag hinaus.

Gleichzeitig bietet das Internet aber auch ein Forum zur Überprüfung
eigener Informationen und verschafft Ansprechpartner in der ganzen
Welt. Wer hat wo schon einmal etwas zu einem bestimmten Thema 
veröffentlicht? Wer ist wo erreichbar?

Kontaktaufnahme mit Experten über das Netz ist heute ein unverzicht-
barer Bestandteil für die redaktionelle Arbeit. Nachrichtenagenturen
müssen sich bei der Verbreitung von Informationen mit der Schnelligkeit
und der Vielfalt im Netz messen. 

Konkurrenzsituation der Agenturen in Deutschland

Jedes Monopol ist für den Verbraucher schlecht. Hans Joachim Höhne
schreibt in seinem Aufsatz „Wenig Spielraum“: „Das Nachrichtengeschäft
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in Deutschland ist ein hartes Geschäft. In kaum einem anderen Land
konkurrieren so viele Agenturen um die Kundschaft in der Medien-
branche wie hierzulande.“ Die einzelnen Agenturen charakterisiert Jürgen
Wilke in seinem Buch: Nachrichtenagenturen im Wettbewerb so: „Dpa
als Basisagentur mit zentraler Marktposition liefert das umfangreichste,
thematisch vielfältigste Angebot.“ „Gegenüber dpa verfolgen AP, Reuters
und AFP jeweils eine Komplementärstrategie.“ Sie ergänzen also das
Angebot der dpa. Verzichten möchten wir als Redaktion auf keine
Agentur, weil nur ein umfassendes Quellenangebot auch die Qualität der
Berichterstattung sichert.

PR-Agenturen

In den vergangen Jahren ist das Angebot der PR-Agenturen immer pro-
fessioneller geworden und richtet sich stärker auf die Bedürfnisse der
Redaktionen aus. Journalisten tendieren dazu, den Einfluss von PR-
Agenturen zu unterschätzen. Einerseits wandern Angebote von PR-Agen-
turen sofort in den Papierkorb, aber wer kann schon immer ausmachen,
was genau ein Angebot einer PR-Agentur ist. Studien haben gezeigt,
dass fast zwei Drittel der redaktionellen Inhalte von Zeitungen und an-
deren Medien auf PR-Quellen, also die Selbstdarstellung von
Unternehmen, Politik, Behörden und anderen Organisationen, zurückzu-
führen sind. Informationen beziehen Redaktionen auch vom Gegenstand
ihrer Berichterstattung, zum Beispiel von Behörden. Doch diese Selbst-
darstellung ist auf Anhieb nicht immer überprüfbar. Nur wer sich darü-
ber bewusst ist, welche Information von wem stammt, kann sie auch
richtig einordnen oder bewerten. Die Budgets der meisten Redaktionen
werden kleiner und nicht größer. Firmen bieten gutes, vorgefertigtes
„footage“-Material an, das so preiswert kaum von Fernsehsendern
selbst erstellt werden kann. Je leerer die Kassen, desto größer die
Versuchung, auf bereitgestelltes Material zuzugreifen. Wir in der Aktua-
lität des ZDF können es uns leisten, oft zugunsten der Objektivität auf
PR-Material zu verzichten und es durch eigenes zu ersetzen.

Image der PR-Agenturen

Im letzten Wahlkampf konnten wir beobachten, dass auch die großen
Köpfe der Politik auf Medienberater nicht verzichten möchten. Es gehört
bei Managern oder Schauspielern schon zum guten Ton sich „Kamera
fit“ machen zu lassen. Die PR-Agentur, die nur die Werbetrommel rührt,

wird zunehmend abgelöst von Strategien, die die Befindlichkeiten im
Journalismus berücksichtigen. Die Deutsche Bahn AG war gut beraten,
als Sie sich zu Korruptionsskandalen bekannte und selbst für Aufklärung
sorgen wollte. Unternehmen, die sich bei Skandalen nicht um Aufklärung
bemühen, sondern mit Hilfe ihrer Pressestellen von Skandalen ablenk-
ten wollen, erreichen meist das Gegenteil. 

Gleichzeitig ist jede Information, die über eine PR-Agentur verbreitet
wird, von einem Interesse gesteuert. Der Kunde will ein bestimmtes Bild
über sich oder sein Produkt verkaufen. Deshalb kann eine PR-Agentur
nie ein Ersatz sein für unabhängige Informationen und Quellen. Als
Ergänzung und Ausgangspunkt für Recherchen scheint sie im
Journalismus schon fest verankert. Wenn man den Studien von Prof.
Günter Bentle (Universität Leipzig) glaubt, unterliegen Journalisten, die
diesen Einfluss leugnen, einer „Selbsttäuschung.“ Doch wer sich
bewusst macht, woher Informationen kommen, kann sie auch einschätzen
und beurteilen. Der Macht der Agenturen steht immer die Kompetenz
des Journalisten gegenüber. ZDF Reporter und Reporterinnen sind über-
all in Deutschland und der Welt unterwegs, auf der Suche nach den
Themen, die „verschwunden sind“ oder „verdrängt werden“ und jeden
Tag werden sie fündig.



55
54

„MEHR FREIHEITEN FÜR SORGFÄLTIGE RECHERCHEN“

Interview von
Dr. Thomas Leif mit Ministerpräsident Kurt Beck 

Herr Beck, Sie kennen den MedienDisput von der
Geburtsstunde – damals noch im Frankfurter Hof – bis
heute und haben keine Konferenz versäumt. Welchen
Wert messen Sie dem ‘öffentlichen Gespräch’ über
Fragen der Medienpolitik bei?
Einen sehr hohen Wert, denn Medienpolitik bzw. ihre
Auswirkungen betreffen unmittelbar alle Bürgerinnen und
Bürger. Ich denke da an Regelungen im Bereich des
Fernsehens, die Rundfunkstaatsverträge oder auch den
ganzen Bereich Jugendmedienschutz, die doch unmittelbar
nahezu alle Altersgruppen in der Bevölkerung berühren.
Im Übrigen komme ich sehr gern zum MainzerMedien-
Disput, jetzt in das ZDF-Konferenzzentrum. Der Mainzer-

MedienDisput ist inzwischen zu einer Marke geworden, die weit über die
Landesgrenzen ausstrahlt.

Aber – Medienpolitik ist doch ein sperriges Thema. Warum interessieren sich
so wenige Menschen für dieses Politikfeld? Die Medien spielen doch in der
Informations- und Wissensgesellschaft eine zentrale Rolle.
Die Medienpolitik selbst wird weniger von der Öffentlichkeit verfolgt, dafür
umso mehr ihre Auswirkungen, d.h. das was Medienpolitik bewirkt. Der
reine Streit um Rechtsnormen ist uninteressant, aber wenn es darum geht,
Pressefreiheit zu gewährleisten oder Kinder und Jugendliche vor gefährlichen
Inhalten in den Medien zu schützen oder Senioren mit bestimmten Maßnah-
men an neue Medien heranzuführen, betreffen Sie direkt die Bürgerinnen
und Bürger und sind somit auch für die Öffentlichkeit interessant.

Herbert Riehl-Heyse hat in einer seiner letzten grossen Reden vergangenes
Jahr in Mainz für ein stärkeres Gewicht ethisch begründeter Werte im
Journalismus plädiert. Erhebt der Politiker Kurt Beck da Widerspruch?
Das eindrucksvolle Plädoyer von Herbert Riehl-Heyse teile ich ausdrücklich
und hoffe, dass diese Überlegung ungeteilte Zustimmung in der Politik und
den Medien findet. In der heutigen Zeit arbeiten Journalisten unter großem
Druck. Ohne an dieser Stelle pauschale Medienkritik zu betreiben, führt dieser
Druck dazu, dass oftmals Themen und Inhalte verkürzt werden und dadurch
zu kurz kommen. Auch die Freiheit der Journalisten ist nicht grenzenlos. Inso-
fern wünsche ich mir von Chefredaktionen und Verlagsleitungen für die Jour-
nalisten auch in schwierigen Zeiten mehr Freiheiten für sorgfältige Recherchen.

SCHLUSSWORT 2002 Walter Schumacher

Das war der 7. Mainzer Mediendisput – neun Stunden und eine Minute, die
ich spreche, zum Schluss, als Sprecher der Landesregierung.
„Wir brauchen einen langen Atem“, hat Herbert Riehl-Heyse im Eröffnungs-
vortrag gesagt – und Qualitätsjournalismus gemeint, aber es gilt auch für Sie,
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Hier melden wir heute wieder einen
Rekord: Die Zahl 1000 steht im Raum, und es sitzen am Abend immer noch
Hunderte im Konferenzzentrum des ZDF, der heute morgen überfüllt war.
Wenn das so weiter geht und weiter so gut läuft, sind wir nächstes Jahr im
Fernsehgarten oder in der Rheingoldhalle, die aber um diese Jahreszeit schon
für die Fassenacht geschmückt wird. Publikums-Rekord! Journalistinnen und
Journalisten, Freie, Zeitungen, Zeitschriften, Magazine, Die BBC und „Der
Mainzer“, Rundfunk, öffentlich-rechtlich, privat, Agenturen, Online, Politiker,
Abgeordnete, Leute von Staatskanzleien und Anwaltskanzleien, Medien-
anstalten und Forschungsanstalten, Akademien und Universitäten, Schulen,
Journalistenschulen, Konzernen und Firmen, Banken, Verwaltungen, Verlagen,
Gewerkschaften, Industrie, Filmwirtschaft. Und von Stiftungen. Übrigens: Eine
„Stiftung Medientest“ surrt immer noch als Idee durch die Medienkongresse.
Meine Damen und Herren,
es ist schön, dass Sie alle Jahr für Jahr den Mainzer Mediendisput buchen,
auch wenn wir’s nicht glitzern und glimmern lassen; aber unsere Gulasch-
suppe und unser Riesling sind bezahlt!
Nach den grandiosen Gigs von Robert Gernhardt – der erste literarische
Satiriker, von dem’s ein Reclam-Bändchen gibt, und das schon zu Lebzeiten!
– und nach dem Kabarettisten Urban Priol, der nicht zu toppen ist – mir würde
es nicht nur an den Gags mangeln, sondern schon am Dreiwettertaft für die
Frisur – also danach und nach 9 Stunden nur noch ein Dank:
An die Projektgruppe, die ehrenamtlich und unabhängig („ehrenamtlich und
unabhängig“, das ist höher als das nächste Honorar wäre), das Programm
konzipiert hat. Ich danke vor allem Dr. Thomas Leif, Uli Röhm und Bertold
Runge; und auch Stephan Engelfried, Dr. Joachim Kind, Klaus Lotz, Rolf
Mantowski, Dr. Stefan Weiler.
Veranstalter – mit der Landesregierung Rheinland-Pfalz – sind die Friedrich-
Ebert-Stiftung, die Landeszentrale für private Rundfunkveranstalter Rheinland-
Pfalz. Und ich danke für Unterstützung auch der Landesbank Rheinland-Pfalz.
(Die heißt Landesbank, gehört aber nicht dem Land, hat aber auch bei Kirch
keine Milliarden verloren, weil sie Kirch keine Milliardenkredite gegeben hat).
„Wir müssen ständig beweisen, dass es uns gibt“, hat Hans Leyendecker
heute mittag gesagt und die Medien gemeint. Gilt auch für die Länder und
die Landesregierungen und die Medienpolitik.
Dem Mainzer Medien-Disput ist es dabei immer um Inhalte zu tun. Bleibt so.
Ministerpräsident Kurt Beck hat den 8. Mainzer Mediendisput angekündigt.
Der Titel 2002 war „Verschwiegen, Verschwunden, Verdrängt“ – und wer nicht
dabei war, hat was versäumt, verpasst, verratzt.
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Wie sehen Sie die ethische
Grundausstattung der Medien? Geht
es am Ende nicht doch nur ums
Geschäft, um ein Wirtschaftsgut?
Medien sind immer beides, zum
Einen Kultur- und zum Anderen Wirt-
schaftsgut. Im dualen Rund-
funksystem führt der Auftrag bzw. die
Finanzierung des öffentlich-recht-
lichen Bereichs dazu, dass Infor-
mation und Bildung etwas stärker als
die Unterhaltung im Vordergrund 
stehen. Diese Gewichtung ist bei den

Privaten umgekehrt. Gerade weil diese Unterscheidung eine der Stärken des
Mediensystems in Deutschland ausmacht, sollten Kultur- und Wirtschaftsgut
auch nicht gegeneinander ausgespielt werden.

Die EU-Kommission hat ja offenbar auch eine starke Neigung die
Medienproduktion als eine rein wirtschaftlich motivierte Tätigkeit zu bewerten.
Was ändert sich -im Rahmen der Gats-Verhandlungen – für Deutschland?
Wir haben im Rahmen des EU-Konventes erreicht, dass das Einstimmig-
keitsprinzip bleibt. Dies gilt insbesondere auch im Hinblick auf die Gats-
Verhandlungen. Im Übrigen verhält es sich auch so, dass so sehr die EU im
Innenverhältnis die wirtschaftlichen Komponenten in den Vordergrund
bringt, sie im Außenverhältnis die kulturellen Aspekte hervorhebt. 

Zur medienpolitischen Landschaft in Rheinland-Pfalz. Sie haben ein aufwen-
diges Gutachten in Auftrag gegeben, um das Medienland auszuloten. Was
sind ihre wichtigsten Erkenntnisse für die praktische Politik?
Das Mediengutachten Rheinland-Pfalz wurde europaweit ausgeschrieben
und durch die Unternehmensberatung Accenture unabhängig erstellt.
Accenture hatte das preisgünstigste und leistungsstärksten Angebot abge-
geben. Eine der wichtigen Erkenntnisse des Gutachtens zeigt sich schon im
Titel. Es geht um Beschäftigung und Wachstum in der Informationsgesell-
schaft. Medien und IT bieten Möglichkeiten, neue Arbeitsplätze zu schaffen
und Deutschland bzw. den Standort Rheinland-Pfalz noch besser für die
Herausforderungen der Zukunft vorzubereiten. Dazu müssen Impulse für die
und aus den Regionen kommen. Insbesondere sind Kooperationen,
Netzwerke und eine enge Zusammenarbeit aller Beteiligten von Hochschulen
über Unternehmen bis zur Politik auf Landesebene und in den Kommunen
wichtig. Um den Prozess anzustoßen, haben wir einige Maßnahmen auf den
Weg gebracht, um uns den Herausforderungen der Informationsgesellschaft
zu stellen, zum Beispiel mit der Ausschreibung zum Multimediapreis
Rheinland-Pfalz, der mit 500.000.- Euro dotiert ist.

Zu ihren praktischen Erfahrungen mit den Medien: welche Veränderungen im
Binnenverhältnis zwischen Politik und Medien haben Sie in den vergangenen
Jahren geortet?
Das Verhältnis zwischen Medien und Politik ist noch enger geworden.
Politiker, weniger die Politik, stehen noch mehr im Mittelpunkt der Bericht-
erstattung und werden zum Gegenstand manchmal auch überzogener Kritik
und überzogener Moralvorstellungen. Natürlich haben zu dieser Entwicklung
auch Politiker beigetragen. Die Tabu- oder Schmerzgrenzen wurden eindeutig
verschoben und Medienberichterstattung zunehmend aggressiver. Dazu
kommt, dass Journalisten häufig unter enormem Druck stehen und ihre
Arbeit, d.h. Recherchen, nicht mehr in dem Umfang leisten können, wie dies
eigentlich im Anbetracht der oft komplexen Sachthemen und ihrer publi-
kumsgerechten Aufbereitung notwendig wäre. Ich würde mir manchmal eine
bessere Recherche und inhaltliche Vorbereitung wünschen. Ich hatte da
schon die kuriosesten Erlebnisse bei Interviews. Deshalb nochmals mein
Wunsch für mehr journalistische Freiheit an diejenigen, die die Rahmen-
bedingungen setzen.

Gelegentlich flattern ihnen ja auch fertig for-
mulierte Statements auf den Tisch, die Sie –
etwa für Boulevardzeitungen – nur noch abseg-
nen sollen. Ist das der Trend der Zukunft?
Ich hoffe doch nicht und mache da auch nicht
mit. Kritischer Journalismus, solide
Recherchen sind wichtig und haben eine
Aufgabe zu erfüllen, die bedeutsam für unser
Zusammenleben ist. Kritischer Journalismus
deckt Missstände, Fehlentwicklungen und
Probleme, auch in der Politik, auf. Übrigens

zu selten in der Wirtschaft. Ich würde auch den Wert von Hintergrund-
gesprächen nicht unterschätzen.

Thomas Schadt und Herlinde Kölbl kommen übereinstimmend zu der Erkenntnis,
dass Politiker in Interviewsituationen den Journalisten weit überlegen sind.
Deckt sich diese Analyse mit ihren Erfahrungen?
„Hochmut kommt vor dem Fall“ ist ein Sprichwort, dem ich mich anschließen
möchte. Dies ist aber generell nicht mein Eindruck und auch nicht mein
Bestreben. Ich wünsche mir Journalisten, die sachlich und gut informiert
berichten und entsprechend vorbereitet in Interviews auftreten. Wenn diese
Voraussetzungen erfüllt sind, ist die Kommunikationssituation nicht asynchron,
sondern auf gleicher Augenhöhe.

Zur Medienpolitik: nicht erst seit der komplizierten „Geburt“ eines neuen
ZDF-Intendanten, heisst es immer häufiger: „Die Politik soll sich aus den
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Gremien zurückziehen.“ Sie stehen dieser Haltung nicht ganz ablehnend
gegenüber ...
Schon aus Rechtsgründen darf Politik in den Gremien der öffentlich-recht-
lichen Anstalten nur in der Minderheit bleiben. Dies ist auch überall gewähr-
leistet. Auf der anderen Seite verfügt aus meiner Sicht Politik über eine aus-
gezeichnete Legitimation. Während Verbandsvertreter vom Vorstand – höch-
stens noch von einer Mitgliederversammlung gewählt wurden, haben Parla-
mentarier oder Regierungsvertreter immerhin ein Wählermandat. Da die ge-
samte Gesellschaft in den Gremien repräsentiert werden soll, kann daher die
Politik nicht außen vor bleiben. Im Übrigen sind auch zumeist die Verbands-
vertreterinnen und Verbandsvertreter parteipolitisch zugeordnet.

Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein haben sich aus dem ZDF-Ver-
waltungsrat zurückgezogen. Ein Signal ohne Folgen. Ist dies auch ein Zeichen
von Politikunfähigkeit?
Zum Ersten war aufgrund der veränderten politischen Machverhältnisse eine
Neuordnung des ZDF-Verwaltungsrates und das Ausscheiden eines Ver-
waltungsratsmitglieds aus den A-Ländern notwendig geworden. Die B-Seite
verzichtete nicht auf „ihren“ Sitz. Zum Zweiten ist es im Ermessen jedes
Landes, ob es denn weiterhin im Verwaltungsrat mitarbeiten möchte oder
ausscheiden will. Ein Ausscheiden habe ich nicht für notwendig gehalten.

Noble Zurückhaltung der Sozialdemokraten – Kirch-Berater aus dem Unions-
lager als Verantwortliche in den ZDF-Gremien. Ist das die Arbeitsteilung zwi-
schen den politischen Lagern?
Hier lag aus meiner Sicht ein schwerwiegender Verstoß gegen das Trans-
parenzgebot des ZDF-Staatsvertrages vor, denn diese Beratertätigkeit hätte
dem Fernsehrat offengelegt werden müssen. Insoweit handelt es sich aber
nicht um eine Regelungs- sondern um ein Vollzugsdefizit. Unbeschadet dessen,
sollen auf meine Anregungen hin Verhaltensrichtlinien für Gremienmitglieder
entwickelt werden, die vergleichbar mit denen sein sollen, wie sie für
Abgeordnete gelten. Es ist schon eine unfassbare Geschichte, dass fast das
halbe Kabinett Kohl – einschließlich des ehemaligen Kanzlers – von Kirch
Geld erhielt.

Das Gleichgewicht zwischen öffentlich-rechtlichen und privaten Anbietern soll
ja – nach dem Wunsch zahlreicher Interessenvertreter – immer wieder zu
Gunsten der Privaten verschoben werden. Werden sich diese Interessen
mittelfristig durchsetzen?
Ich glaube nicht, denn das duale Rundfunksystem lebt von der Gesundheit
und Wettbewerbsfähigkeit aller Beteiligten und trägt dazu bei, dass wir das
wahrscheinlich beste Rundfunksystem mit der größtmöglichen Vielfalt im
freien Rundfunkbereich weltweit haben. Diese Einschätzung wird vermutlich
von allen Beteiligten geteilt, und eine Störung der Balance in welche

Richtung auch immer würde zu einer Verschlechterung führen. Dies will nie-
mand.

Abschliessend: welche wesentlichen Trends in der Medienpolitik werden die
kommenden Jahre prägen?
Dies ist eine sehr schwierige Frage, mit der sich viele Berater, Institute und
Universitäten beschäftigen. Ich hoffe nicht, dass der Trend zur Trivialisierung
und Boulevardisierung von Informationen anhält und so manche Fehl-
entwicklungen wieder verschwinden. Anzeichen dafür gibt es. So haben die
Menschen weitaus weniger Interesse an Krawall-Talk-Shows oder den neuen
Big Brother-Staffeln und dafür mehr an Informationen.
Die Herausforderungen der Medienpolitik liegen darin, den Veränderungen
der Informationsgesellschaft zu begegnen. Ich meine damit die zunehmende
Konvergenz der Medien, die größeren Möglichkeiten im Bereich der Tele-
kommunikation, das Zusammenwachsen von diversen Branchen und die
Ausweitung der Bedeutung von Medien und IT in andere Branchen. Die
Herausforderungen liegen auch darin, Bürgerinnen und Bürger vor Fehl-
entwicklungen zu schützen und ihre Informationsfreiheit zu wahren.

Wird die Politik in diesen Fragen noch eine gestaltende Rolle spielen können,
oder prägen Technik und Wirtschaft die Tendenzen, die dann von den
Medienpolitikern nachvollzogen werden?
Das Machbare wird häufig durch Technik und wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen vorgegeben. Aber im Gegensatz zu Technik und Wirtschaft hat die
Politik einen Verfassungsauftrag für die Bürgerinnen und Bürger und damit
die Aufgabe, die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu schaffen. Darauf
habe ich einen Eid geschworen. Ich habe vor, dieses Versprechen zu erfüllen.
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mit ihrer Stimme, ihrem Gestus, ihrer Bewegung agieren. Das Visuelle 
spielt eine große Rolle. Die Gedächtnisspezialisten, die Ältesten sind es, 
die etwas wissen. Ihr Erfahrungswissen ist „eine wichtige Quelle der 
Macht.“ (134). 
Für unseren Zusammenhang ist der Hinweis wichtig: Diese Ältesten
waren erkennbar für jeden, sie waren adressierbar. Ihr Wissen stand
außer Zweifel, was den Träger anging so gut wie außer Zweifel, was den
Inhalt anging. Ein Einbruch von außen wurde immer auch als eine
Irritation der Informationslage empfunden, die ja nur durch die Ältesten
gewährleistet werden konnte. Und: Abweichungen konnte es nicht
geben. Alles Wissen war und kam aus einer Hand. Daher ist Information
auch noch nicht, was sie später werden wird, eine Ware. 
In der Phase der Literalität – Schrift gibt es ab etwa 900 v.Chr.; der grie-
chische Politiker Archinos setzt 403 v.Chr. das ionisch-attische Alphabet
mit 24 Buchstaben durch – verändert sich mit Blick auf die Quellen und
die Herrschaft von und über Information fast alles. Die Schrift sprengt
zum Beispiel den Horizont des sozialen Konsenses, „indem sie der ver-
einzelten Stimme eine Chance gibt“ (Assmann, 132). Einbrüche von
außen werden nicht mehr als Bedrohung schlechthin angesehen, son-
dern nach und nach als etwas Interessantes empfunden. Ti neon? fragen
später einmal die Athener den Paulus, als er auf dem Areopag reden
möchte, wie denn die Griechen überhaupt ein besonders neugieriges
Volk waren. 
Dreierlei, so Platon im Phaidros, macht die Schrift (im negativen Sinne)
aus: der Adressat geht verloren, die Interaktivität desgleichen, und Totes
nur wird überliefert. Das kann freilich auch ins Positive gewendet werden.
Mit der Schrift kann vor allem aufbewahrt und abstrahiert werden. Das
sinnliche Spektrum, die Bedeutung des Visuellen, des Bildes, tritt stark
zurück. Jetzt gibt es einen materiellen Träger des Wissens, das Gedächt-
nis kann – vielleicht der erste große Fall von outsourcing – ausgelagert
werden. Was früher im Ritus vergewissert wurde, etwa in der Darstellung
der Kultlegende eines Festes, die jeder Wort für Wort kannte, wird nun
im Text zugänglich. Er ist jederzeit wiederholbar, jederzeit aktualisierbar,
er ist auch jederzeit interpretierbar, womit die Deuter und Sinnstifter auf
den Plan treten – viel später Kommentatoren genannt – und das Erbe
der Ältesten antreten, immer in der Absicht, sich das Monopol über die
Deutung und Verbreitung der Schrift zu sichern. 
So macht Wissen, schon der neuen Speicher wegen, auch der Fähigkeit
zu lesen und schreiben wegen, noch mächtiger als zu Zeiten der Oralität.
Doch diese Macht bleibt streng konzentriert. Man muss lesen und schrei-
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Komplexitätsfalle, Informationsflut und Qualitätssicherung 
in den Medien
Dr. Norbert Schneider, Landesanstalt für Medien NRW

1. Der Vergleich schafft Erkenntnis. Auch wenn der Medienpraktiker nichts 
lieber auslässt als den Blick in die eigene Geschichte – es könnte sich 
ja um ein von der Theorie kontaminiertes Thema handeln und Theorie 
ist ihm in aller Regel höchst suspekt –, es ist nun einmal so: Für eine

Bewertung von Zustand und Funktion der Medien
heute und in nächster Zukunft lohnt ein Blick in die
Mediengeschichte. Das Neue zeigt sich im Vergleich.
In diesem Sinne will ich zum Einstieg auf einige
Besonderheiten der menschlichen Kommunikations-
geschichte hinweisen, welche die Phasen der Oralität,
der Literalität, des Buchdrucks und der Elektronik im
Vergleich kennzeichnen. Dabei orientiere ich mich
ganz allgemein an Manuel Castells drei Bänden über
Das Informationszeitalter (2001) und speziell an
Aleida und Jan Assmanns Aufsatz über Medien und
soziales Gedächtnis (1994). 

2. Der Mensch, der in einer Stammesgesellschaft gelebt hat, die nur die 
Mündlichkeit kannte, wusste nur das, was er brauchte. Er hat zwischen 
einem „Speichergedächtnis“ und einem „Funktionsgedächtnis“, also 
zwischen dem, was er jetzt wissen musste und dem, was er irgend
wann einmal vielleicht wissen musste, keinen Unterschied gemacht. 
Beides, Wissensbewahrung und Wissensnutzung, „fielen für ihn 
zusammen“ (Assmann, 131). Vergangenheit ist so gesehen nichts 
ganz Bestimmtes, sondern immer etwas Absolutes, stets gleich weit 
weg. Alles eben, was nicht da ist, nicht mehr da ist, was weg ist. Und 
Zukunft nicht das vorher Berechenbare. Wissen ist wortwörtlich 
gegenwärtig.
Es gibt in diesen „kalten Gesellschaften“ wie sie Levi-Strauß genannt 
hat, „Gedächtnisspezialisten“, die das als Menschen verkörpern, was 
später in literalen Gesellschaften in Bibliotheken zusammengestellt wird. 
Noch fehlt, was man „externe“ Speicherungstechniken nennen kann. 
Bote und Botschaft sind noch eins. Noch hängt das Wissen an „leben-
digen Trägern“ und nicht an „materiellen Trägern“, an Menschen, die 
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ren wollen, aus Gründen der Ehre so wenig wie aus Gründen des
Geschäfts, was damals noch nicht getrennt werden musste. 
Die erste Phase der Globalisierung, besser bekannter unter dem Namen
Kolonialisierung, treibt nicht nur das Quantum des Wissens in die Höhe.
Es entstehen auch erste Orte und Transportwege für Mitteilungen über
Neues aus aller Welt. Diese Wege werden gestärkt durch die Vorboten
des gänzlich Neuen, des Elektronischen: die Übermittlung von
Information und Wissen durch Kabel und Telefon. Es wäre interessant,
die Karriere des Präfix tele- zu verfolgen, das anzeigt, dass die Ferne
vernichtet werden kann. Dass Fernes näher und nahe kommen kann,
was einst unsichtbar und ungehört geblieben ist. Das Aufkommen von
ersten Nachrichtenagenturen und den ersten großen Blättern rundet die
Entwicklung ab. 
Die Nadelöhre dieser Print-Gesellschaft, ihre Türsteher, sind die
Herausgeber und Verleger. Und die großen wissenschaftlichen
Gesellschaften. Sie bestimmen Maß und Relevanz des Wissens, ebenso
wie die Lektoren und die Chefredakteure. Sie haben meistens einen
Namen, den man kennt. Die Stühle sind meist mit Personen besetzt, die
Persönlichkeiten sind, von Cotta bis Rowolth, von Wolff bis Sethe,
Nannen, Augstein. 
Sie waren und sind es in der druckenden Welt bis heute, die die Quellen
der Information identifizierbar machen, ebenfalls ihre Relevanz und die
Richtung, die ein Blatt, ein Verlag vertritt; die sich verantwortlich fühlen,
die man haftbar machen kann und die man notfalls auch in U-Haft
nimmt. 
Und von Gutenberg bis heute steht ihnen zur Seite, nicht identifizierbar,
aber wirksam, der Markt, der Wettbewerb als scharfes Instrument für
Transparenz. 
Das elektronische Zeitalter unterscheidet sich – Übergänge inklusive wie
den vom Verleger zum Produzenten nach der Art von Selznick und zum
Intendanten nach Art von Greene – es unterscheidet sich von allem, was
es bisher mit Blick auf mögliches und tatsächliches Wissen und den
Zugang dazu gab, durch Transportgeschwindigkeit und
Speicherkapazität seiner Medien und deren zunehmende Verknüpfung –
bis hin zum Auftreten dessen, was man heute das world wide web
nennt. Das ist beim Film am wenigsten der Fall, steigert sich dann aber
mit dem Radio, explodiert erstmals sichtbar nach dem Zweiten Weltkrieg
mit dem Fernsehen und wechselt bereits wieder in eine neue Qualität,
also auch eine neue Epoche in der letzten Dekade des 20. Jahrhunderts
mit dem Internet. 
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ben können. Und wer kann sich das schon leisten? Und noch etwas
Konzentriertes bleibt. Die Schrift führt nicht etwa zur Unübersichtlichkeit.
Die Quellen des Wissens, die für die Information Verantwortlichen kön-
nen jederzeit benannt werden. Auf dem Höhepunkt dieser Entwicklung
sind es, ziemlich übersichtlich, die Kirche, der Palast/Hof und später
auch die Universität. Der Kanon dessen, was man wissen muss, ist, je
nach Zugehörigkeit zu einer bestimmten Klasse, definiert. Lehrbücher
kommen ins Spiel. 
Neu ist auch, dass nun die Information eine Ware wird, mit der man
Handel treiben kann. Judas nimmt dreißig Silberlinge für einen Tipp, wie
man das heute nennen würde. Neu ist damit auch im Kontext von
Information die cui bono-Frage, die sich bis heute im Sinne dessen
stellt, was man wissen muss um zu wissen, was Wissen wert ist und
wem es etwas wert ist. Ein Bau wie die Bibliothek von Alexandria ist ein
Zeichen für den Umstand dass und die Art wie Wissen nun gespeichert
und wem es zugänglich gemacht wird.
Der nächste Paradigmenwechsel – man spricht von der Gutenberg
Galaxis – kommt mit der Erfindung des Buchdrucks im 15. Jahrhundert
in Europa. Damit beginnt, anders als im 7. Jahrhundert, als die Chinesen
das Drucken schon einmal erfunden hatten, aber der Hof sich alles vor-
behielt – damit beginnt der Markt sein Spiel und entfaltet seine regu-
lierende Bedeutung, bis heute. 
Der Buchdruck treibt es mit der Schrift gewissermaßen auf die Spitze.
Mit ihm steigern sich sämtliche Potentiale der Literalität. Acht Millionen
Bücher gibt es im ersten halben Jahrhundert, so viele wie zuvor nicht in
elf Jahrhunderten Manuskriptkultur erreicht wurden. Verglichen mit der
Zeit zuvor kann man sagen: Das Wissen explodiert. Die Bändiger von
einst sind zunehmend überfordert. Die Privilegien schmelzen. Die
Zugänge – ich nannte Kirche, Palast, Universitäten – öffnen sich. Und
weil Wissen nun neues Wissen erzeugt, entstehen neue Wissenschaften.
Die Kommunikationsformen ändern sich drastisch. Der Typus der privaten,
der einsamen Lektüre entsteht ebenso die literarische Öffentlichkeit. 
Das kulturelle Gedächtnis verliert seine genauen Konturen und wird erst-
mals diffus. Es erweist sich als notwendig, die Dinge vor einer entste-
henden Unübersichtlichkeit zu bewahren. So entstehen erstmals die
Enzyklopädien, später die großen, vielbändigen Lexika, die auch dem
immer von den Großen so genannten kleinen Mann erlauben sollen, am
gigantischen Zuwachs an Wissen teilzuhaben. Lehrpläne werden erstellt
und penibel eingehalten. In Prüfungen wird Wissen geprüft. Verlage wer-
den als Adressen wichtig. Sie haben einen Namen, den sie nicht verlie-
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ein Grundzug medialer Präsentationen, solcher von Wissen wie solcher
von Trash, ist immer auch der verzweifelte Versuch, weiter behaupten zu
dürfen, dass die Medien unserer Information ein menschliches Zuhause
bieten. Ein jederzeit lokalisierbares Zuhause, dessen Geographie fest-
steht und dessen Mitbewohner man kennt. Mit der guten Stube und
dem Hausvater, mit allem, was das Gefühl vermittelt, es sei für alles
gesorgt. 

Dabei ist die Realität weit weg davon und geht längst andere Wege.
Hinter der Kamera steht niemand mehr.

Die Phase der Oralität dauerte Jahrtausende, die der Literalität setzt ein
im 9. Jahrhundert v. Chr., bis zum Buchdruck in Europa dauert es noch
einmal knapp 1500 Jahre. Die Menschen hatten also Zeit, sich auf den
Zuwachs an Wissen einzustellen, Rituale des Wissenserwerbs zu ent-
wickeln, Systeme der Verifikation und der Falsifikation auszubilden,
Zugangsregeln zu etablieren und zu verändern, einen Wissenskanon
auszubilden, der eine gewisse Verbindlichkeit hatte und jenseits dessen
es kein Wissen gab. Keines geben musste. 

Das alles gilt nicht mehr seit der Ausbildung der elektronischen Medien.
Ihre Entwicklung geschieht unter einer vergleichsweise wahnsinnigen
Beschleunigung. Castells weist darauf hin, wenn er sagt: „Das Internet
hat die schnellste Durchsetzungsrate aller Kommunikationsmedien in
der Geschichte zu verzeichnen. In den Vereinigten Staaten brauchte das
Radio 30 Jahre, um 60 Millionen Menschen zu erreichen; das Fernsehen
erreichte dieses Verbreitungsniveau innerhalb von 15 Jahren. Das
Internet schaffte es in gerade drei Jahren nach der Entwicklung des
world wide web“ (Castells I 398).

3. Im elektronischen Zeitalter sind vor allem zwei Sachverhalte prekär 
geworden: Erstens verlieren die Menschen immer mehr den Überblick 
über das, was sie wissen könnten, wenn sie es wissen wollten, aber 
auch über das, was sie wissen müssen. Schon im Fernsehen, mit dreißig
Programmen in einer Kabelanlage und 100 über die Schüssel. Erst recht 
im Internet. Sie werden bedroht von dem, was man die Komplexitäts-
falle nennt. Je mehr jemand weiß, desto schmerzlicher wächst die 
Erkenntnis darüber, wie wenig man tatsächlich weiß. Es ist das sokratische
oida ouk eidenai auf einem neuen Niveau. Je schwieriger die Lage auf-
grund der Fülle der Informationen wird, desto notwendiger wird es, die 
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Die Materialität des Mediums, einst der Mensch, dann der ausgelagerte
Informationsspeicher nach Art von Bibliotheken und Archiven – diese
Materialität ändert sich mit den elektronischen Medien ein weiteres Mal.
Die Schrift war bis dahin etwas Bleibendes – noch heute gilt der Spruch:
„Wer schreibt, bleibt“; Zimmer sagt, die Schrift sei das „im Material
erstarrte Gedachte“ (zit. bei Assmann, 132). Am Bildschirm und auf den
Monitoren weicht das Bleibende jedoch nun der „Dynamisierung“ des
Textes (Assmann 138). Jede Arbeit am PC dokumentiert diesen Sprung.
Das Geschriebene von ehedem, in Stein gemeißelt, in Bronze gegossen,
wenn es fraglos wurde, oder auch nur aufs Koppelschloss geschrieben,
wird ein potentiell endloser Prozess, nach oben offen, jenseits von
Original und Kopie, immer irgendwie dazwischen – und damit geschieht,
nach dem Buchdruck, nach der Gutenberg Galaxis, eine weitere
Explosion des Wissens. 
Verbunden mit technisch immer raffinierteren Verbindungen und
Verknüpfungen von Information und ihren Trägern verschiebt sich der
Umfang ins Unendliche und damit ins Unvorstellbare. Dies wiederum hat
dazu geführt, sich bei der Beschreibung des Tatsächlichen im Sinne des
Überflusses schlechthin auf Naturmetaphern zu stützen. Flut, Über-
schwemmung, negativ konnotierte Beschreibungen, in denen sich
zunächst eher ein generelles Unbehagen Ausdruck verschafft. 
Die Oralkultur stützte sich auf das Gedächtnis und sonst nichts. Die
Buchkultur stützte sich auf die Schrift und den Markt. All dies existiert
weiter, verliert aber – nicht zuletzt der Markt, wie man an Kleinigkeiten
wie dem Urheberrecht sehen kann – in der elektronischen Kommu-
nikation an Relevanz. 
Vor allem Medien, an der Spitze nach wie vor das Fernsehen und in
einer bestimmten Hinsicht die Zeitungen als Platzhalter Gutenbergs,
besorgen die Zirkulation von Information und gewinnen dadurch eine
immense Macht. Sie sind jetzt die Gatekeeper und steuern das Wissen.
Sie sind die neuen Adressen, die Warenhäuser, die sich Slogans aus-
denken, um die Kundschaft anzulocken, „proud as a peacock“ oder
„Vox macht an“. Oder auch „Bild dir deine Meinung“. Gelegentlich
erscheinen sie, wie in Gestalt der nicht zufällig so genannten anchor
men in den US-amerikanischen Networks, als die Inkarnation des guten,
hilfreichen, die Welt ordnenden Menschen. 

Doch auch Walter Conkite oder Hanns Joachim Friedrichs können nicht
darüber hinwegtäuschen, dass der für die Information belangbare und
behaftbare Mensch eigentlich aus dem Spiel ist. Die Personalisierung als
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gespeicherten Wissens inmitten eines solchen nicht permanenten, aber 
doch unübersehbaren Unbehagens, einer solchen Spannung eine 
Schlüsselrolle zukommt, wenn es darum geht, die Kluft zwischen der 
Komplexität und dem Einfachen, ich könnte auch sagen: dem 
Unbekannten und dem Bekannten, zu schließen. Sie sind es im 
Wesentlichen – ob sie es gut machen oder nicht, sei dabei zunächst 
dahingestellt –, die die Verantwortung dafür tragen, ob sie dies wollen 
oder nicht, dass die Menschen das, was sie wissen müssen, auch 
wirklich wissen können. 
Sie haben die Funktionen der Stammesältesten, später von Kardinal und
Kaiser, übernommen. Aber sie haben diese Rolle noch erheblich ausge-
baut. Sie vermitteln nicht nur, sie sind mittlerweile auch die Produzenten
des Wissens, das sie verbreiten. So viel Macht war nie, allerdings nicht
einfach eine Macht von einzelnen Personen, auch wenn sie Murdoch
oder Sumner oder Mohn heißen. Sondern eine Macht des Netzwerks,
eine Macht mit vielen Knoten, die sich ins Unübersichtliche verliert,
wenn man sie greifen möchte, die auch in vielen Fällen Grenzen nicht
mehr kennt, auch nicht solche, die das Recht setzt. 
Was hätte diese Medien, diese Gatekeeper auszuzeichnen, damit man
ihnen und den Kriterien ihrer Steuerung trauen kann? Ich sage nichts zu
den gedruckten Medien. Für sie gibt es noch am ehesten Regeln mit
Reichweite. Ich beziehe mich erst einmal vor allem auf das Fernsehen.
Zunächst kommt es darauf an, ob die Veranstalter identifizierbar sind,
ob sie neben ihren Gesichtern ein Gesicht haben. Eine Adresse. Als
Zweites wird wichtig, ob sie haben, was man Glaubwürdigkeit oder
Seriosität nennt. Wobei ich nur hier sage, dass man auch fragen könn-
te, ob man Glaubwürdigkeit wirklich noch braucht, ob es nicht ohne viel
besser geht – und diesen Gedanken alsbald wieder vergesse. Und es ist
schließlich das Angebot selbst, dessen Bewertung aber mit den beiden
genannten Voraussetzungen aufs engste verwoben ist.
Die Identifizierbarkeit scheint auf den ersten Blick das kleinste Problem
zu sein. Jeder TV-Kanal hat ein Logo, jeder Film seinen Vor- und
Abspann, jedes Blatt ein Impressum und jede Website ebenfalls eine
Adresse. Doch darin folgen die verschiedenen Medien zuerst einmal nur
einem formalen Erfordernis. Der Zuschauer von RTL zum Beispiel weiss
vielleicht gerade noch, wenn es ihn überhaupt interessiert, dass RTL
irgendwie zu einer Familie gehört. Schon die Frage, ob dies die Familie
Bertelsmann ist, würde er nicht so recht beantworten können, übrigens
schon allein deshalb, weil er einen Herrn Bertelsmann noch nie auf dem
Schirm gesehen hat. Und beim Spiegel würde er womöglich sogar
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damit verbundene Komplexität zu reduzieren. 
Zweitens bleibt den Menschen zunehmend weniger Zeit, sich auf die
Situation, wie sie durch ein neues Medium entsteht, und die Folgen für
ihr Wissen einzurichten.
Die Menschen leben heute in einer von einer doppelten Explosion
geprägten Wissensgesellschaft, aber sie leben darin nicht etwa prinzi-
piell lustvoll, selig in Information und Wissen schwimmend und nach
neuem Wissen jederzeit Ausschau haltend. Sie leben vergleichsweise
unsicher, viel unsicherer jedenfalls als ein Mitglied eines Stammes zu
Zeiten der Oralität. Der Mensch könnte, wenn er wüsste wie, viel kom-
fortabler leben, viel freier, oder, um es etwas emphatisch zu sagen: viel
erfüllter. Stattdessen leidet er eher unter der Komplexität des elektroni-
schen Zeitalters und sehnt sich in besonderen Momenten nach der
Einfachheit des oralen Zeitalters, obwohl er davon noch nie gehört hat.
Auch er hätte gerne das, was er braucht und nicht mehr. Aber er hat
nicht mehr die Unschuld der Oralen und auch nicht das geordnete, vor-
bereitete Wissensmanagement der Literalen. Da er weiß, was es alles
gibt, wenn auch nicht wie und wo, hätte er auch gerne gewusst, was er
noch haben könnte, um es zu brauchen, wenn er es brauchen würde.
Aber sein Grundgefühl geht zugleich auf das Einfache. Castells verweist
in der Analyse dessen, was er das informationelle Paradigma nennt, auf
eine besonders attraktive Möglichkeit in Zeiten der unsicheren Identität,
die nicht mehr durch den Stamm oder die Nation gesichert wird: „Der
religiöse Fundamentalismus....ist wahrscheinlich die mächtigste Kraft,
die in diesen wirren Zeiten persönliche Sicherheit vermittelt....In einer
Welt der globalen Ströme von Reichtum, Macht und Bildern wird die
Suche nach Identität...zur grundlegenden Quelle gesellschaftlicher
Sinnstiftung.“ (Castells I 3). 
Die Sehnsucht nach klaren Zeiten, ziemlich menschlich, und medial wie
religiös leicht zu bedienen – Moral und Boulevard sind hier näher
zusammen als manchem lieb sein möchte –, diese Zeiten, in denen
einem gesagt wurde, was zu tun ist – es ist dir gesagt, Mensch! – ist
das eine, das rückwärts gewandte Szenario mit Chancen auf Reali-
sierung. Aber es gibt ein zweites Szenario: dieselbe Sehnsucht, aber in
produktiver Spannung mit der Neugier nach einem nicht erfahrenen,
aber auch nicht verbotenen Wissen. 

4. Beachtet man die Weite dieses Spektrums zwischen oral und elektro-
nisch – und elektronisch heißt immer auch noch: digital – dann liegt es 
auf der Hand, dass den Agenturen dieses elektronisch verbreiteten und 
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Angebot an Information etwa. Es entsteht auch durch Faktoren, die jen-
seits des Produkts im Bereich der Einschätzungen liegen, die ihrerseits
nicht vom Himmel fallen. Sie entstehen zum Beispiel durch längeres
Verweilen bei einem Produzenten, Veranstalter etc., ohne dass es zu
Enttäuschungen gekommen ist. Oder durch den Ruf, den der Veran-
stalter bei andern aus dem Umfeld des Nutzers hat. Oder durch jemanden,
den man kennt, der dort arbeitet. Ein Image hat viele Quellen und
besteht aus vielen Faktoren. Für das Image, das die Seriosität einer
Information, ihre Glaubwürdigkeit also betrifft, sorgt erst einmal das
Ausbleiben von Skandalen, wie sie kürzlich zum Beispiel die New York
Times ereilt haben. Oder einst den Stern. Ich weiß nicht, wie lange der
Stern unter Kujaus Fälschungen gelitten hat. Vielleicht tut er es noch
heute.
Was diese Glaubwürdigkeit angeht, so hat sie – hier schließt sich ein
Kreis – auch zu tun mit der Identifizierbarkeit des Produzenten und
Anbieters oder des Händlers der Ware Information. Mit dem, was man
ihm zutraut. Was man von ihm erwartet. Also mit dem Ansehen etwa des
Moderators. Deshalb hatte Stern-TV ein ziemliches Problem, als es
einem Fälscher mit Namen Born aufgesessen war. Denn nichts ist ver-
heerender als ein Fake im Bereich des bisher und ansonsten Ehrlichen.
Der Name ist nicht Schall und Rauch. Es muss im Interesse der Anbieter
liegen, sich auf eine Weise identifizierbar zu machen, die jenseits der
Bedienung von Formalien liegt. So gesehen hat das Impressum seine
Karriere erst noch vor sich. Jeder Anbieter wäre gut beraten, sich hier
nicht auf einen restriktiven Standpunkt zu stellen, sondern die Brust
soweit als möglich aufzuknüpfen. Schaden würde das nur ganz wenigen,
nützen würde es vielen.

Ein weiteres Moment von Bedeutung ist das Angebot an Übersicht im
Überfluss, das ein Veranstalter leistet. Der EPG, der electronic program
guide gehört zu den sensiblen Stellen im elektronischen Zeitalter, weil
er sehr konkret steuert, weil er Relevanzentscheidungen für das
Publikum trifft, die als solche kaum sichtbar werden. Ähnliches gilt die
MHP, die multimedia home platform, noch mehr in Rede als in Realität,
aber ein Schlüsselbegriff für Zugangsfragen, die ihrerseits über Wissen
oder Nichtwissen entscheiden.

Die Qualität des Produkts ist am Ende sicher das stärkste Moment in der
Beziehung von Anbieter und Nutzer. Jedenfalls auf Dauer gesehen. Was
das konkret bedeuten kann, zeigt sich, wenn man nicht etwa eine
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sagen, dass der einem kürzlich verstorbenen Herrn Augstein gehört.
Aber dass er auch den Redakteuren gehört, die also mit ihrer Arbeit
unmittelbar das Geschäftsergebnis befinden, das ihnen zugute kommt,
das ist schon unter den besser Informierten nicht mehr so richtig
bekannt. Dass aber der Spiegel etwa bei Gruner und Jahr...und Gruner
und Jahr bei Bertelsmann, also der Spiegel irgendwie auch bei RTL, aber
irgendwie auch nicht – das muss man dann schon bei Horst Röper nach-
schauen, dessen Kästchen, was Medien betrifft, die deutsche
Eigentümerlage abbilden. Aber auch das derart Geschaute sagt noch
nichts über das Leben selbst aus, in dem schon 10 Prozent an einem
Besitztum wie etwa einem Kirchspiel manchmal reichen, um einen
bestimmenden Einfluss auszuüben. Notfalls bis zum Grabe.
Identifizierbar im Sinne der Frage: wer sendet das, im Sinne also von
Transparenz ist die letzte Adresse, RTL, Köln, Aachener Straße. Alles wei-
tere verdämmert in der Nacht, in der endgültig alle Medienkühe schwarz
werden. Aber was hat man von dieser Transparenz?
Man kann diesen Sachverhalt auf zweierlei Weise bewerten. Man kann
ihn problematisieren und darauf verweisen, dass der Neugierige hier vor
den Bock getan wird, dass alles nur schein-transparent sei, Formalismus
eben. Das Erfüllen einer Vorschrift. Und dass es so nicht weitergehen
darf, weil der Nutzer wissen muss, wer da etwas für ihn produziert und
wie der heisst und wo der wohnt. 
Oder man kann sagen: Was, bitte sehr, würde das ändern? Es reicht
doch völlig aus, wenn die paar Fachleute und die, die es von Amts
wegen wissen müssen, im Bilde sind, die Landesmedienanstalten und
die KEF, die Kanzleien wegen der Klagen und die EU-Kommission. Der
Nutzer will es ja gar nicht so genau wissen. Ihm reicht es, so ein belieb-
tes und vorerst überzeugendes Argument, wenn die Ware in Ordnung ist,
egal woher sie kommt.
Diese letztere Einschätzung ist freilich alles andere als harmlos. Denn
woher will der Nutzer eigentlich wissen, dass das Angebot tatsächlich in
Ordnung ist, dass etwa bei den Informationen alles stimmt? Es gibt kei-
nen Beipackzettel, der ihn über Risiken und Nebenwirkungen aufklärt.
Er ist dem Produzenten der Ware in der Einschätzung dessen, was gebo-
ten wird, doch hoffnungslos ausgeliefert, also ziemlich unterlegen. Auch
dort übrigens, wo er scheinbar leicht mitreden kann, bei Sport und
Spiel. Es macht sehr wohl einen Unterschied, ob man sich bei A oder bei
B versorgt. Es ist der Unterschied, der dadurch entsteht, dass A und B
ein verschiedenes Image haben. 
Das Image aber entsteht nicht nur durch die Ware als solche, durch das
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Schikane der Regulierung, sondern ein Basiselement der Transparenz
betrachtet: das Gebot der Trennung von Werbung und Programm. Der
Nutzer muss zu jedem Zeitpunkt absolut sicher sein, dass er ein
Programm des Veranstalters sieht, für das der Veranstalter die Kosten
aufbringt, nicht aber ein anderswie finanziertes Stück. Unter allen
Selbstbeschädigungsmodellen das wirksamste ist das Zudrücken aller
Augen bei der Schleichwerbung. Product placement beschädigt nicht nur
die Werbung eines Senders. Sie beschädigt das Vertrauen in die
Seriosität des Veranstalters. Es ist ein Imageschaden auf Taubenfüßen.
Ein besonderes Problem im Zusammenhang mit Fälschungen ist der
Umstand, dass Bilder elektronisch auf eine Weise herstellbar sind, die
sich dem bloßen Auge des Betrachters nicht mehr als „künstlich“ zu
erkennen gibt. Hier stehen wir noch ganz am Anfang einer größeren
Transparenzdebatte, in der es um die Beglaubigung von Realität hinter
den Bildern gehen wird. In Kriegszeiten zumal erweist sich dieses
Problem als eine tickende Bombe, die aus dem Arsenal der
Digitalisierung gefallen ist.
Im Internet ist man auf Suchmaschinen angewiesen. Also stellt sich die
Frage: Wem gehören und wie funktionieren Suchmaschinen?
Die Suchmaschine ist real und zugleich eine Metapher für das
Kernproblem der elektronischen Gesellschaft. Sie füllt die Rolle der Älte-
sten aus, rasch, geräuschlos und völlig unkontrolliert. Sie ist für viele
wie der Magnet für die Nadel im Heuhaufen. Ich kenne derzeit keine
mächtigere Macht als Google. Eine Studie der Bertelsmann Stiftung aus
diesen Tagen verrät Näheres.
Wie kommt der Mensch mit der wahnsinnigen Geschwindigkeit der
Entwicklung zu recht – verglichen mit seinen Vorgängern aus der oralen
und literalen Phase?

Ich antworte mit einem der am meisten abgewetzten Begriffe: es geht
nur auf dem Weg über Medienkompetenz.
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„Selbst der intelligenteste, selbst der gerissenste Boß 
umgibt sich oft mit Mitarbeitern, die ihm gegenüber 

allmählich ihren Widerspruchsgeist 
und ihre Eigenständigkeit verlieren können. (...) 

Die halten geflissentlich den Mund, auch wenn sie 
genau wissen, dass sich der Boß völlig verrennt, 

weil sie nicht den Mut finden, 
es ihm zu sagen.“

Bernard Tapie in seiner Autobiographie 
„Gewinnen auf der ganzen Linie“

KOMMUNIKATIONSELITEN UND
IHRE STRATEGIEN –

Wer füllt das Vakuum, das die Politik hinterlässt?

Dr. Thomas Leif

Anfang Juni gab es im Ersten Fernsehprogramm  kurz vor Mitternacht ein
seltenes Lehrstück für das  filigrane Wechselspiel zwischen Wirtschaft
und Journalismus. Helmut  Mehdorn, der Konzernchef der Deutschen
Bundesbahn öffnete sein Unternehmerherz gegenüber Reinhard
Beckmann. Der Sportreporter, sonst bekannt für überraschungsfreie
Kommunikation, forderte den Manager heraus, fragte nach, präzisierte
und trieb Mehdorn zur intellektuellen Hochgeschwindigkeit. Der ver-
schlossene Manager, der sein Unternehmen bevorzugt mit gekaufter
Kommunikation in Bewegung bringen will, und Kamarateams gerne von
den Bahnhöfen vertreiben lässt, wuchs plötzlich über sich hinaus.
Mehdorn argumentierte, brachte Fakten, überzeugte mit klugen
Einwürfen und stellte damit (kostenfrei)  mehr Transparenz her, als seine
Werbeagentur mit millionenschweren Euro-Etat und hochpolierter Bahn-
Poesie erreichen könnte.

Was können wir aus dieser seltenen Begegnung zwischen Macht und
Geist lernen? Erstens: Manager und  Politiker profitieren von fragenden,
qualifizierten und gut vorbereiteten Journalisten, für die ein Interview
mehr ist als das Ablesen der Stichworte, die von der externen Redaktion



83

PODIUMSDISKUSSION „DIE ROLLE DER MEDIEN“

mit Gerhard Schröder
am 24. Mai 2003 in Hamburg 
auf Einladung der Journalistenvereinigung Netzwerk Recherche

Interviewer: Jürgen Leinemann, Der Spiegel (L)
Michael Jürgs, Publizist (J)

L: Herr Bundeskanzler, lassen Sie uns
gleich anfangen, Sie heissen allge-
mein der Medienkanzler. Was sagt
Ihnen dieser Begriff und was glauben
Sie, was die, die Sie so nennen, damit
verbinden?

S: Also zunächst ist das so, ich habe
den Begriff nicht geprägt, aber er
wird ja benutzt als eine abträgliche

Bezeichnung, ein bisschen seltsam für Journalisten, denn was er eigentlich
ausdrückt, ist eine gewisse Offenheit gegenüber denen, die beobachten und
das Beobachtete zu beschreiben haben oder zu senden, darüber sollten Sie
eigentlich nicht enttäuscht sein, sondern eher im Gegenteil. Aber ganz offen-
kundig gebären solche Begriffe so ganz eigene Eigentümlichkeiten. Und das
ist ja so, ich habe einfach versucht, auch als ich in dieses Amt gewählt wor-
den bin, mein Informationsverhalten nicht zu verändern. Und die Tatsache,
dass da Medienkanzler gesagt worden ist, mit so einem leicht abträglichen
Nebengeschmack, hat mich immer wirklich überrascht, muss ich sagen. Was
dann dazu geführt hat, ich weiß nicht, was die einzelnen damit verbunden
haben, aber jedenfalls nicht nur den Respekt vor einer Offenheit, was
Informationen angeht, sondern auch das Gegenteil dessen. Und die
Konsequenz dessen ist, dass man darüber nachdenkt, ob man sich richtig
verhält und vielleicht verschlossener wird, das kann schon sein.

J: Hat sich das geändert in den letzten fünf Jahren? Hat sich geändert, dass
die Nähe zur Medienmacht zur Distanz geworden ist in letzter Zeit?

S: Ich glaube das Verhalten der Öffentlichkeit gegenüber – und Öffentlich-
keit wird ja hergestellt nicht nur durch den politischen Prozess – nicht nur
durch Entscheidungen derer, die unmittelbar am politischen Prozess beteiligt
sind, sondern Öffentlichkeit wird ja nicht zuletzt durch Sie hergestellt. Klar
ändert sich das. Und zwar kann man sehr viel unbefangener mit Öffentlichkeit
umgehen, wenn man beispielsweise Vorsitzender der Jungsozialisten in

LLeeuucchhttttuurrmm  
ffüürr  bbeessoonnddeerree  ppuubblliizziissttiisscchhee

LLeeiissttuunnggeenn
MMeeddiieennpprreeiiss  ddeess  nneettzzwweerrkkeess  rreecchheerrcchhee  ee..VV..

Ausgezeichnet werden Personen und Projekte:

• aussergewöhnliche Recherchen, die für den öffentlichen Diskurs
von grosser Bedeutung sind

• eindrucksvolle Reportagen, Essays oder Interviews, die der 
Öffentlichkeit ein bislang unbeachtetes Thema präsentieren sowie

• wegweisende Medienprojekte oder Initiativen, die öffentliche 
Debatten in der Bürgergesellschaft anregen.

Vorschläge und Bewerbungen bitte
jeweils bis zum 
1. September (eines Jahres) an:
info@netzwerk recherche.de
richten. 
Die Preisträger werden mit einer
Leuchtturm-Grafik und einem Preisgeld
in Höhe von 3.000 Euro ausgezeichnet.

Der „Leuchtturm 2003“ 
wird in diesem Jahr während des 
8. MainzerMedienDisputs verliehen. 

Der Medienpreis „Leuchtturm für
besondere publizistische Leistungen“
wird gefördert von dem Verein 
„kontext – Gesellschaft zur Förderung
junger Journalisten. Eine Initiative der
Ruhrgas AG.“
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mehr geändert, weil, sagen wir mal, die politischen Fragen, mit denen man
konfrontiert ist und über die oder die dann, also wenn sie in Entscheidungen
umgesetzt werden, kritisiert werden, die sind natürlich vielfältiger in Bonn
bzw. in Berlin. Und dann ist da etwas, das wissen sie besser als ich, ich
glaube, dass sich in den Medien eine ganze Menge verändert hat. Das ist
alles sehr viel wettbewerbsorientierter geworden und deswegen vermutlich
auch schnelllebiger, mehr orientiert auf kurze Quotes, die zu geben sind und
weniger auf ein Gespräch, das aufklärt über Hintergründe des eigenen
Denkens und man wird jeden Tag konfrontiert mit Fragen, wie eben auch
„Was sagen Sie zu dem, was sagen Sie zu jenem?“

J: Dahin kommen wir noch!

S: Das ist wirklich ein Unterschied verglichen zu früher. Die klarsten Vertreter
dieser neuen Art, in den Medien zu arbeiten, sind diejenigen, die morgens
kommen, wenn man irgendwo hingeht, es ist auch am einfachsten und die
halten einem das Mikrofon vor die Nase und sagen: „Herr Bundeskanzler
und ....?“. Dann können Sie gleichermaßen zu wichtigen Fragen der
Außenpolitik wie zu der Tatsache antworten, dass Hannover 96 natürlich
nicht abgestiegen ist, alles ist möglich.

L: Ist das eigentlich in Berlin anders geworden oder schlimmer geworden oder
war das etwas, was Sie in Bonn auch schon erlebt hatten?

S: In Berlin ist das, glaube ich, auf die Spitze getrieben worden bzw. hat
sich so entwickelt. Es ist einfach viel viel schneller. In Berlin ist das deshalb
noch ein bisschen anders, weil in Bonn war man so eng aufeinander gewor-
fen, sozusagen, wo immer man hinging, in welches Restaurant, in welche
Kneipe auch immer, irgendwann stieß man auf Journalisten und umgekehrt
und ich glaube, in Berlin verläuft sich das natürlich mehr, obwohl es auch
da Orte gibt, wo man immer sicher sein kann, dass man was abgenommen
kriegt. Ich natürlich nicht mehr, weil ich ja diese Orte inzwischen meiden
muss. Früher bin ich da auch hingegangen, das gebe ich zu.

J: Wo ist eigentlich inzwischen die Grenze, wann attackieren Sie, wann schwei-
gen Sie einfach, wann sagen Sie, ach lasst sie kritisieren, ich kenn die auch
lang genug und weiß woher das kommt und wann schlagen Sie dann zurück?
Oder hat man dazu inzwischen eine zu dicke Haut gekriegt?

S: Dicke Haut ist falsch. Aber ich glaube niemand, dass würde ich auch von
den Kollegen behaupten, aber ich soll ja über mich reden. Ich habe keine
dicke Haut in dem Sinne, dass ich mich über schlechte Berichterstattung,
nach meiner Meinung schlechte Berichterstattung, nicht ärgerte. Und wenn
sie besonders verletzend ist, dann tut das auch noch weh, so ist das ja
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Deutschland ist oder einer Arbeitsgemeinschaft der SPD angehört oder auch
„einfacher Bundestagsabgeordneter“, weil die Wirkungen dessen, was man
sagt, begrenzter sind als die Wirkungen dessen, was ich so sage. Das hat
weniger mit der Person als mit dem Amt zu tun und insofern verändert sich
das Informationsverhalten und natürlich auch die Beziehungen zum
Journalismus insgesamt, aber auch zu Journalisten als einzelne, je nachdem
welche Wirkung eine mitgeteilte Information hat oder nicht. Das versucht
man natürlich abzuschätzen, fällt häufiger dabei rein, aber aus diesem
Reinfallen lernt man eine Menge, kann ich Ihnen sagen.

J: Von wem könnte dann der Satz sein: „Es ist mir egal, wer unter mir
Bundeskanzler ist?“ Welcher Medienmächtige könnte diesen Satz gesagt
haben? Was glauben Sie wohl? Stefan Aust, Kai Dieckmann?

S: Ich will hier niemanden in Schwierigkeiten bringen, aber ich würde sagen,
diejenigen, die das behaupten, die überschätzen die Wirkung ihres Berufes
und meistens auch sich selbst und soweit würde ich jedenfalls nicht gehen,
das ist mir egal, wer unter mir Chefredakteur ist.

L: Sie haben gesagt, das Amt hat den Begriff verändert oder die Bedeutung
dieses Begriffes und den Stellenwert. Was ist eigentlich anders geworden in
Bonn als es in Hannover war? Sie hatten ja auch ein öffentliches Amt und das,
was Sie Informationspolitik und Umgang mit Journalisten nennen, das haben
Sie ja alles schon vorgedruckt. 

S: Also sagen wir mal, was sich geändert hat, ist zunächst einmal die eigene
Sichtweise. Damals hatte ich noch jemanden, den ich kritisieren konnte,
heute ist das fast überhaupt nicht mehr so.

L: Sie haben doch ihre Partei! (Gelächter)

S: Da haben Sie ja ganz Recht (wieder Gelächter), nur die Frage ist ja, in
welcher Funktion? Aber jetzt mal ganz im Ernst. Es ist natürlich anders, wenn
man als jemand, der sicher als Ministerpräsident auch gehört wird, auch ein
Stück politische Verantwortung mit hat, wenn da immer noch eine Instanz ist
oder eine Institution, die man gelegentlich auch mal kritisieren kann, und sa-
gen, das haben die aber vielleicht doch etwas besser hätten machen können.
In dem Stil habe ich das ja getan, wie man weiß, also immer positiv (Gelächter).

L: Das ist rübergekommen.

S: Aber das ist wirklich ein Unterschied, und jetzt sind Sie fast ausschließ-
lich Kritik ausgesetzt. Das ist eine andere Befindlichkeit, in der man dann
ist. Und was hat sich geändert? Das hat sich geändert. Aber es hat sich noch
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hängig davon, ob mir die Leitartikel passen oder nicht. Ich denke, man wird
in der nächsten Zeit, wir haben ja in Deutschland eine Zeitungslandschaft,
die so vielfältig ist, wie es sie in keinem europäischen und auch in keinem
außereuropäischen Land gibt. Ich halte das für ein Stück Kultur in Deutsch-
land, wir werden drüber reden müssen, wie kriegen wir hin, dass angesichts
des Entzugs von Einnahmemöglichkeiten, etwa in der Werbung, die struktu-
rellen Veränderungen von Anzeigen in Zeitungen und der Weg zum Internet
sind sichtbar und werden wahrscheinlich vollständig auch nie wieder sich
ändern und wir müssen uns einfach darüber unterhalten, welche politischen
Rahmenbedingungen müssen gesetzt werden, um das Überleben einer mög-
lichst vielfältigen Zeitungslandschaft, auch wirtschaftliches Überleben – daran
müssen auch Journalisten Interesse haben – zu ermöglichen. Ich hoffe, dass
wir eine solche Diskussion, mit denen, die nicht nur Zeitung machen, also
mit Ihnen, sondern auch mit denen, die sie verlegen, in Gang setzen. Wir
sind jedenfalls dazu bereit. Wenn man sich mal die Schwierigkeiten in den
Zeitungen unterschiedlichster Couleur anschaut, dann ist das ein strukturelles
Problem. Es mag bei dem einen oder anderen Fall auch Missmanagement
dazukommen, das kann man nicht bestreiten, soll man auch nicht, aber ich
glaube die strukturellen Probleme überwiegen und da müssen wir dann ran,
ohne dass wir Subventionstöpfe aufmachen könnten und wollten. Dass wollen
ja auch diejenigen, die unabhängig bleiben, sicher nicht. Aber ich glaube, wir
haben in Deutschland einen Nachholbedarf, was die Klärung dieser Frage an-
geht und ich hoffe, dass wir möglichst bald, mit denen, die da verantwortlich
sind, ins Gespräch kommen. Und so ein Gespräch sollte auch nicht zwischen
Politik und Verlegern allein geführt werden, sondern es sollten die Journa-
listen genauso beteiligt sein. Ich habe jedenfalls ein großes Interesse daran,
dass das möglichst schnell in Gang kommt. Ich will jetzt keine weiterge-
henden Ankündigungen machen, man wird auch überprüfen müssen, ob die
spezifischen Rechtsvorschriften, die wir zum Schutze einzelner Titel gemacht
haben, der gewandelten Wirklichkeit, was die wirtschaftlichen Fragen an-
geht, noch standhalten. Ich hab da meine Zweifel, aber wie gesagt, dass wäre
zu klären im Rahmen einer solchen Diskussion, zu der wir einladen werden.

L: Haben wir jetzt so Undercover über die Situation in Berlin geredet?

S: Nein, überhaupt nicht. Das wäre auch wirklich töricht, wenn ich darüber
redete. Dass ist einer jener Fälle, wo es eine politische Richtlinienkompetenz
nicht gibt und von daher ich auch aus guten Gründen nicht darüber reden
muss und auch nicht darf. Denn Entscheidungen, die beantragt sind, sind
Entscheidungen des Wirtschaftsministers als Behörde und nicht Entschei-
dungen etwa, die im Kabinett zu erörtern oder zu treffen wären oder wo ich
eine Richtlinienkompetenz in Anspruch nehmen könnte. Täte ich das, würde
ich den Anwälten auf allen Seiten wunderbare Munition liefern. Deswegen
haben wir heute über alles geredet, nur darüber nicht.
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J: Das gilt aber auch für Politiker.

S: Das gilt auch für Politiker, in der Tat. Und wenn dann so ein
Veränderungsprozess eingefordert wird, ist dagegen nichts einzuwenden,
ganz im Gegenteil, das kann man als kommunikative Unterstützung begrei-
fen, wenn man es hinbekommt, das, was sozusagen dort so radikal ohne
konkret zu sagen, wo und wer denn betroffen worden ist, eingefordert wird,
wenn man es schafft, sozusagen, die konkreten Einscheidungen, die nötig
und möglich und unter den Machtstrukturen dieser Republik durchsetzbar
sind, in etwa in einem Kontext zu halten, mit dem, was abstrakt an
Veränderung eingefordert wird, das ist ja dann die Kunst, die wir zu leisten
haben. Das man das, was es an Stimmung für einen Veränderungsprozess
gibt, auffängt in den konkreten Entscheidungen, hier in Agenda 2010, ohne
dass der Veränderungswille, der abstrakt sichtbar geworden ist,
Enttäuschung findet, in den konkreten Umsetzungen die man macht. Denn
dann kriegt man wieder das Problem, dass man eine allgemeine
Unterstützung hat, aber an konkreten Dingen rumgenörgelt wird.

J: Dazu wäre es natürlich sinnvoll, wenn man jeden Tag eine Regel abschafft
und die der BILD-Zeitung exklusiv gibt, dass man immer dieses Echo hat.

S: Irgendwie, Herr Jürgs, müssen Sie ein gebrochenes Verhältnis zur BILD-
Zeitung haben.

J: Wir hatten, Herr Schröder, um wieder ganz ernsthaft zu werden, davon ge-
sprochen, dass natürlich früher es andere Tabu-Grenzen gab, dass manches
einfach nicht berichtet worden ist, und zwar diese Symbiose von Journalisten
und Politik, die sich gemeinsam an gewisse Grenzen hielt, die nicht über-
schritten worden sind. Wann hat sich das eigentlich geändert nach Ihrer Wahl?

S: Ich glaube, das hat sich in Deutschland langsam geändert. Ich erinnere
an Berichterstattung, die ins Persönliche ging, die mich nicht betroffen hat,
die ich aber amüsiert zur Kenntnis genommen habe seinerzeit. Da gab es
die einen, die schon länger, meistens Boulevard-Presse – es ist auch schwie-
riger für die, was zu verschweigen, weil sie sehr stark von solchen
Ereignissen natürlich auch leben, auch wirtschaftlich leben – da gab es die,
die das berichteten und dann gab es die anderen, die schrieben Artikel,
„was wir nie wieder lesen wollen“. Und dann wurde die ganze Chose in dem
Artikel berichtet, das war nur eine andere Überschrift, und das hat sich
inzwischen bedauerlicherweise angeglichen, aber nicht in Richtung, was wir
nie wieder lesen wollen, sondern in die andere Richtung. Das muss zu tun
haben - aber das können Sie besser beurteilen als ich – mit der doch här-
ter gewordenen Konkurrenz. Was mir jedenfalls riesige Sorgen macht, ist die
wirtschaftliche Situation von Zeitungen, und zwar allen Zeitungen, unab-
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Prozess, dass Politik sehr viel mehr Prozesscharakter auch sichtbar haben
wird in Zukunft als jemals zuvor. Denn wenn die Zyklen an der ökonomi-
schen Basis einer Gesellschaft Produktzyklen, Entwicklungszyklen, sich sehr
viel schneller verändern als je zuvor in unserer Geschichte und das eher
zunehmen als abnehmen wird, dann besteht die Aufgabe, die politischen
Subsysteme entlang dieser Veränderung jedenfalls zu überprüfen, permanent.
Und dann kann es sein, muss nicht sein, aber dann kann es sein, dass die
Anpassungsvorgänge auch schneller ablaufen müssen, als das je zuvor not-
wendig gewesen ist. Und dann wird man natürlich mehr und mehr Gesetze
machen mit Verfallsfristen, weil man sie einfach auslaufen lassen muss,
wenn sie diese Funktion nicht mehr haben oder die Nachbesserung von
Gesetzen kriegt dann eine neue und dann positive Qualität, weil das objektiv
notwendig ist, nicht nachzubessern, aber auf immer rascher eintretende
neue Konstellationen zu reagieren.

J: Das würde aber bedeuten, dass Sie unentwegt tätig sein müssten, um
Aufklärung in diese Richtung zu leisten.

S: Ja, das bedeutet zunächst einmal, dass es die Sicherheiten, die man frü-
her als selbstverständlich angesehen hat, über Jahre und Jahrzehnte, dass
es die nicht mehr gibt. Das ist ja auch das Problem, das wir gegenwärtig
haben, dass die Menschen in Deutschland spüren, die Gewissheiten kom-
men ins Wanken und man spürt, dass sich was verändern muss. Man will
sich auf der anderen Seite auf den Prozess der Veränderung deshalb nicht
einlassen, weil man genau nicht weiß, ob es besser oder schlechter wird,
und das was gut ist, gern festhalten möchte. Insofern, Herr Leinemann, ist
dieser Prozess der Veränderung in der Tat dauerhafter und damit der Prozess
der Aufklärung. 

L: Also mir scheint im Augenblick ja eine Hauptschwierigkeit auch im Umgang
zwischen Medien und Politik darin zu bestehen, dass die Wahrnehmungen
der Wirklichkeit ganz weit auseinandergehen, dass die Medien in allen
Medien eigentlich ist es immer fünf vor zwölf. Bei ihnen ist es zwar schlimm,
aber das kriegen die schon hin. Und bei den Leuten ist die Tatsache, dass sich
überhaupt was bewegt, schon Besorgnis erregend. Und zwischen diesen drei
Ebenen – alle reagieren auf ihrer Ebene – kommt es immer mehr zur Diskrepanz.

S: Das würde ich als zutreffende Beschreibung ansehen. Aber die Frage ist
ja, man kann ja nicht bei der Beschreibung stehen bleiben. Es ist richtig,
was Sie kritisieren, dass in der Berichterstattung all zu sehr dramatisiert
wird. Das ist natürlich auch eine, wie soll ich sagen, Zuspitzung, ist Teil des
Berufes denke ich, während bei uns Zuspitzung gelegentlich Teil des Berufes
ist, aber natürlich nicht immer, das ist auch ein Stück Vertrauen und
Hoffnung in die Lösbarkeit von Problemen deutlich werden lassen. Und sie
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L: Sehen Sie eigentlich eine ähnlich Besorgnis erregende Entwicklung auf
dem Fernsehmarkt?

S: Nein, dass kann ich nicht finden. Ich denke, dass wir in Deutschland ganz
gut dran sind mit der Tatsache, dass wir zwei öffentlich-rechtliche Programme
haben. Ich überschaue nicht die betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten
dort, ich will jetzt keine Gebührendebatten führen oder so, dafür bin ich
auch völlig ungeeignet, weil ich überhaupt nicht zuständig für den ganzen
Bereich bin, aber ich finde die Situation ist ganz glücklich. Und dann gibt’s
zwei private Programme, die sind zufrieden. Dem einen geht’s ja wirklich
gut, wenn ich die Zahlen zur Kenntnis nehme. Also RTL, denen geht’s ja
glänzend. Das zeigt, dass neben dem öffentlich-rechtlichen Fernsehen in
zwei Programmen Privates über Werbung finanziert möglich und erfolgreich
sein kann und meine Hoffnung ist, dass die andere sogenannten
Senderfamilie unter den neuen Eignern ähnlich erfolgreich ist. Prinzipiell
muss das möglich sein. Ich glaube auch nicht, dass diese Art von
Wettbewerb dem öffentlich-rechtlichen Bereich schadet. Im Gegenteil.

J: Gehen wir mal zurück zu Macht und Medien. Was glauben Sie eigentlich,
welche Macht Medienmächtige haben. Natürlich eine verlierende, weil Chef-
redakteure fliegen etwa so raus wie Bundesliga-Trainer oder verlieren ihr Amt
wie Politiker. Welche Macht haben die? Wo ist die Macht für Sie so spürbar,
dass Sie praktisch sagen, bei allem was ich glaube, machen zu müssen, ich
glaube, ich muss das und das ändern, weil die sind zu starr. Gibt es da 
konkrete Beispiele?

S: Also das mag es geben, dass, wenn man bestimmte Widerstände, die auf-
gebaut werden, sich so anschaut, dass man unterbewusst darauf reagiert.
Aber ich würde keinem raten, eine Entscheidung zu korrigieren, die er innerlich
für richtig hält, zu korrigieren, nur weil sie unisono oder in Berlin auf ein
schlechtes Echo trifft. Wenn das angefangen wird, dass man sagt, also da
macht einer eine Mut- oder Wutkampagne, was auch immer gerade da ist,
und man sagt, oh, dass kann aber schief gehen und da streich ich die Segel,
das macht keinen Sinn, es sei denn, man kommt durch einen öffentlichen
Diskurs zu der Auffassung, die Entscheidung, die man getroffen hat, ist des-
wegen zu korrigieren, weil sie falsch ist, also das muss möglich sein. Aber
dann ist es nicht ein Ergebnis einer Kampagne, sondern Ergebnis eines
Prozesses des Nachdenkens in einem öffentlichen Diskurs und das hat dann
was mit diesem Begriff zu tun, der so ein bisschen höhnisch wie zynisch
benutzt wurde, den der Nachbesserung. Ich selber glaube ja, dass man noch
sehen wird, dass Gesetze, die zu tun haben mir der Reaktion von Politik auf
eine sich rasant verändernde ökonomische Basis unserer Gesellschaft, dass
solche Gesetze kürzere Lebensdauer haben und haben müssen, als das in
der Vergangenheit der Fall war. Insofern glaube ich übrigens auch, dass dieser
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L: Und zwar auch von Ihnen.

S: Ja klar, was sollte ich aber auch machen? (Gelächter) Ich will das begrün-
den. Wir hatten, und entgegen dem, was ich gelegentlich gelesen habe, wir
hatten diese Wahl auf der Ebene der Parteienkonkurrenz faktisch verloren.
So. Und wir haben sie dann auf der Ebene der Personenkonkurrenz gewon-
nen. Das war allerdings seit April, Mai im letzten Jahr ziemlich klar, dass man
das auf der Ebene der Parteienkonkurrenz nur noch schwer würde drehen
können. Aber auf der Ebene der Personenkonkurrenz schon. Und so ist es
uns sehr häufig ergangen. Was bedeutet das? Das bedeutet natürlich, dass
Sie nicht nur sich quälen müssen wie selten zuvor, dass müssen Sie in
jedem Wahlkampf, dass Sie nicht nur im Fokus eine erhöhte Aufmerksamkeit
als Person haben. Aber wer genau hinguckt, der wird mitbekommen haben,
dass die ganze Zeit über auch die Dinge begangen wurden, gegen die ich
mich dann zu wehren hatte. Aus den Gründen, die ich Ihnen eingangs
genannt habe. Das war eine neue Qualität, die sehr bewusst gesetzt wor-
den ist, um auf der Ebene der Personenkonkurrenz eben nicht verlieren zu
müssen. Das war schon sehr politisch gemacht und sehr infam. Dass kann
man gar nicht bestreiten. Und dann kam etwas hinzu, was so früher auch
nicht da war, es wurde immer auf meinen Zylinder gekuckt, den ich gar nicht
habe.

L: Aber das ist kein Mittel.

S: Das war auch nie so personalisiert. Ich habe immer verzweifelt nach
Zylinder und Kaninchen gesucht.

L: Sie haben zu oft Hokuspokus gesagt (Gelächter).

S: Wir reden ja über die Frage, wenn Sie so einen Wahlkampf hinter sich
haben, dann möchte ich den mal sehen, der nicht – ausgebrannt ist das fal-
sche Wort – aber der nicht auch erschöpft ist. Ist doch klar, wir sind doch
auch keine Leute, die solchen ganz normalen Abnutzungserscheinungen
nicht erlägen. Und dann war eigentlich der Rat, der mir da immer öffentlich
gegeben wurde, machen Sie doch erst einmal zwei Wochen Urlaub statt
Koalitionsgespräche, eigentlich ein richtiger Rat, im nachhinein ein ganz
richtiger. Denn ich behaupte, wenn ich zwei Wochen weggewesen wäre, wäre
das auch nicht schlechter geworden als die Koalitionsgespräche abgelaufen
sind. Aber das wusste ich natürlich nicht, also konnte ich das auch nicht
machen, gleichzeitig gab es, das können Sie nicht übersehen, diese sehr
spannungsreiche internationale Situation, wo das Festhalten an einer
bestimmten Position auch Kraft kostet, auch sehr sehr stark persönlich. Das
hat sicher dazu beigetragen, dass bei dem einen oder anderen so ein
Eindruck entstehen konnte, die Sache war nicht richtig, was mich persönlich
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sind ja auch lösbar, und das Dritte ist, ich glaube, es gibt die Menschen, die
Informationen bekommen und denen Sie bei der Verarbeitung helfen, wis-
sen schon genauer zu unterscheiden, sonst würden ja alle Kampagnen
„erfolgreich“ sein. Sie sind es ja nicht, insofern gibt es schon ein
Differenzierungsgebot. Aber das Grundproblem ist in der Tat, dass wir zumal
in Deutschland die Neigung haben, eine Veränderung nicht nachdrücklich
und klar einzufordern, sondern sie zu verbinden mit einer Weltuntergangs-
stimmung und da finde ich im Moment die Kritik an dieser Kritik berechtigt.
Das war sehr hilfreich, dass mal gesagt worden ist, verdammt noch mal, in
welchem Land leben wir eigentlich. Wir beklagen Wachstumsraten zu Recht,
wir beklagen hohe Arbeitslosigkeit noch mehr zu Recht. Aber verglichen mit
dem, was dem zugrunde liegt, z. B. dass wir seit zwölf Jahren, ohne zu mur-
ren vier Prozent unseren Bruttoinlandproduktes von West nach Ost transfe-
rieren, dabei parallel ein Viertel des europäischen Haushaltes zu finanzieren,
ohne dass die deutsche Wirtschaft auf den Märkten der Welt etwa Terrain
verloren hätte, im Gegenteil, alle haben ja damit gerechnet, dass das der
Fall sein würde. Das Gegenteil ist eingetreten, das zeigt eine ungeheure
Kraft, und gelegentlich wäre es natürlich hilfreich, wenn in der Kritik auf
diese Kraft hingewiesen würde. Dann kann man ja immer noch sagen, das
habt ihr nicht schnell genug und nicht entschieden genug gemacht. Also die-
ses Wechselspiel zwischen der Vermittlung, Lösbarkeit der Probleme und der
Beschreibung der Probleme, das klappt noch nicht so bei uns. 

J: Hätten Sie manchmal Lust, die Maßstäbe, die Journalisten, also wir, anlegen,
an Politiker umgekehrt anzulegen?

S: Ja, das werde ich machen, wenn ich, ja wann, kann ich Ihnen ja nicht
sagen (Gelächter), das werde ich machen, wenn ich aufgehört habe, aktiv
politisch zu arbeiten und dann so mit großer Freude.

J: Eine ganz persönliche Frage zum Schluss. Sie wirkten auf mich in manchen
Monaten der letzten Zeit ausgebrannt. Nun habe ich nicht erst seit 14. März,
seit der Agenda 2010, das Gefühl von Lust auf Kämpfen. Kann es also sein,
dass Sie entweder sagen, ich ziehe die Karre nun aus dem Dreck und Ihr
macht mit oder wenn Ihr nicht mit macht, mach ich mir einen schönen Sommer
und bin weg. 

S: Das ist eine schöne Fangfrage.

J: So war das gedacht.

S: Also erstens, was heißt ausgebrannt? Das Problem des letzten
Wahlkampfes war, dass er in einer Weise personalisiert worden ist, und zwar
mit allen Konsequenzen, wie wahrscheinlich nie einer zuvor.
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PODIUMSDISKUSSION – DIE KRISE DER
TAGESZEITUNGEN – „PRESSE UNTER DRUCK“

Auf dem Jahrestreffen des netzwerk recherche 
am 24. Mail 2003 in Hamburg

Teilnehmer:
Giovanni di Lorenzo, Chefredakteur, Tagesspiegel (GdL)
Hans Werner Kilz, Chefredakteur, Süddeutsche Zeitung (HWK)
Stephan Richter, Schleswig-Holsteinischer Zeitungsverband (SR)
Dr. Frank Schirrmacher, Herausgeber, Frankfurter Allgemeine (FS)
Dr. Wolfgang Storz, Chefredakteur, Frankfurter Rundschau (WS)
Claus Strunz, Chefredakteur, Bild am Sonntag (CS)
Bascha Mika, Chefredakteurin, die tageszeitung (BM)
Moderation:
Hans Leyendecker (HL)

HL: Guten Tag, schön, dass Sie noch da sind, dass Sie ausgehalten haben.
Nun wollen wir versuchen, ein für Printleute sehr wichtiges Thema zu disku-
tieren. Die Runde ist von Kuno Haberbusch vorgestellt worden. Wir wollen mit
dem Berliner Zeitungsmarkt beginnen. Deswegen meine erste Frage an
Giovanni di Lorenzo: Herr Lorenzo,  es gibt einen Verleger, der heißt Sver, und
der verlegt Blätter wie „Jagen weltweit“. Sver hatte zwei Chefredakteure in
den kanadischen Urwald eingeladen. Plötzlich hörten die beiden aus dem
Wald fürchterliche Geräusche – draußen war ein Bär. Einer der beiden Chef-
redakteure zog sich Sportschuhe an. Der andere fragte: „Warum ziehst Du
Sportschuhe an, glaubst Du, dass Du dem Bären weglaufen kannst?“ „Nein“,
sagte der, „aber  ich bin schneller als Du.“ Herr Lorenzo, ist  das Ihre Lage in
Berlin mit Welt und Berliner Morgenpost? Bekanntlich behauptet der
Springer-Verlag, er werde beide Blätter einstellen müssen, wenn Holtzbrinck
neben dem Tagesspiegel auch die Berliner Zeitung besitzt.

GdL: Ich hätte es mir zu Lebzeiten nicht träumen lassen, dass der Springer
Verlag mal auf die rote Liste der bedrohten Arten kommen würde. Wie ernst
die Bedrohungen zu nehmen sind, das kann und will ich hier nicht ent-
scheiden und beurteilen. Ich kann nur sagen, dass es äußerst schwierig und
auch äußerst unangenehm ist, in dieser Situation zu arbeiten. Es ist eine
große Belastungsprobe für die Kollegen, die unter diesen Vorzeichen arbei-
ten müssen. Und es ist auch ein bisschen die Frage, wie ehrlich wir diese
Diskussion führen müssen und können. Wenn man ehrlich ist, müsste man
sagen, eine Situation, in der keiner in Berlin zwei große Zeitungen besitzen
möchte, ist besser als eine Situation, in der ein Verleger zwei Zeitungen
besitzt. Eine Tageszeitung, die wunderbare Berliner Seiten hat, wie die FAZ
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angeht, aber richtig bleibt natürlich, dass der alte schöne Satz „Viel Feind
viel Ehr“ schon eine Herausforderung im Grunde formuliert. Eine Heraus-
forderung, die dazu führt, dass man sagt, das wollen wir doch mal sehen.

J: Also doch noch einmal zugespitzt, Karren aus dem Dreck ziehen gemeinsam
oder macht Euren Dreck alleine, ich bleib dabei bei der Frage.

S: Und ich bleib dabei, dass alles richtig war, was ich bisher geantwortet
habe.

Ende der Podiumsdiskussion

Ein Reporter vom NDR fragt den Bundeskanzler 
im Anschluss der Podimsdiskussion:

X: Herr Bundeskanzler, ein Heimspiel beim Norddeutschen Rundfunk, wie fan-
den Sie denn die Veranstaltung?

S: Ich fand sie munter, und was die beiden Moderatoren angeht, auch auf
den Punkt hin gefragt, ich hoffe, Sie waren mit den Antworten einigermaßen
zufrieden.

X: Wie kann es passieren, dass Journalisten wie in diesen schwierigen Zeiten
sich beschränken auf das Thema Kanzler und Medien und nicht das diskutieren,
was die Bevölkerung interessiert?

S: Also ich denke, dass war eine lange vorbereitete Debatte über ein
bestimmtes Thema, das muss möglich sein. Die gleichen Journalisten fragen
ja jeden Tag zu aktuellen Themen. Und ich glaube, wir kommen auch, so
weit es geht, dem Informationsbedürfnis nach, so dass sich jeder, wie das
ja sein soll, über Journalismus, aber auch über Politik ein eigenes Bild
machen kann.
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sucht hat, seine Marktposition zu behaupten, dann haben wir und ich damit
auch ein gewisses Problem, weil es schlichtweg auch ein – Sie mögen mir
die Vokabel verzeihen – ein ungerechtes, unfaires Verhalten ist. Wenn derje-
nige, der sich selbst zu berappeln versucht am Ende in eine existenzielle
Krise kommt, gegenüber demjenigen, der als erster sagt, „Ha, wenn ich
keine Ministererlaubnis kriege, dann muss ich einstellen.“ Das ist irgendwie
ein Punkt, der mich an der Debatte – wie Sie merken – auch persönlich ein bis-
schen anfasst – neben der ganzen professionellen Begutachtung –, dass ich
glaube, dass es immer besser ist, man sucht jedweden Weg bei sich selbst,
um Ressourcen so zu bündeln, dass man weiter ein potenter
Marktteilnehmer sein kann, auf diesem so umstrittenen Berliner Markt. Ich
glaube auch, dass es am Ende aller Tage dazu kommen wird, dass sich dieses
Modell Welt / Morgenpost durchsetzen wird.

HL: Aber wenn Ihre Definitionen stimmen, Herr Strunz, haben sie dann auch
für die Welt in der Vergangenheit, zumindest in den letzten 15 Jahren gegolten?

CS: Ich weiss nicht, wie Sie zu dieser Sicht kommen. Also, ich kenne keine
genaue Rechnungslegung der Welt. Das, was ich weiss, deutet aber ganz
stark darauf hin, dass die Welt sich in den letzten Jahren sehr positiv ent-
wickelt und dieses auch fortsetzen wird – bedingt durch die Fusion oder
intensive Kooperation mit der Berliner Morgenpost.

GdL: Ich wäre schon dafür, dass wir diese Diskussion offen führen, also nicht
wie Verlagssprecher hier auftreten. (Applaus) Weil wir alle wissen, gewisse
Sachen nicht so sind. Aber ich finde dies Aussage erschreckend wenn eine
Zeitung nicht weiter bestehen könne sei sie nicht erfolgreich angekommen
beim Leser. Gerade das ist ja, und das ist das bedrohliche für uns, außer
Kraft gesetzt worden in den letzten Jahren. Als Beispiel ist ja... gerade die
Zeitung bei der ich bin oder die SZ haben ja beim Leser Erfolg gehabt, haben
ja ihre Auflagen in diesen schwierigen Zeiten erhöhen können. Trotzdem sind
wir in diese Bredouille gekommen. Wenn man danach geht, dann ist in der
Tat das Qualitätsgut Zeitung ganz, ganz stark bedroht und es wird kommen
zu einer drastischen Einschränkung von Titeln und ich finde, wir sollten, bis
es dazu kommt, alle Chancen, alle Wege probieren und nutzen, um mög-
lichst viele Titel auf dem Niveau, das wir in Deutschland Gott sei Dank
haben, zu halten.

CS: Vielleicht darf ich eins dazu noch ergänzen: Ich glaube nach wie vor,
dass meine These richtig ist. Ich glaube aber, dass man ihr vielleicht hinzu-
fügen muss, dass wir unter Umständen Qualität anders definieren müssen in der
Zukunft als bislang. Also dass beispielsweise Quantität eines ausführlichen
Feuilletons...
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sie einstellen muss, wird ärmer. Eine SZ, die die Nordrhein-Westfalen-Beilage
einstellen muss, wird auch nicht attraktiver dadurch. Das sind alles schwere
Verluste, die wir zu beklagen haben. Die Konkurrenzsituation, die wir jetzt
seit ein paar Jahren in ganz starker Form erlebt haben, hat dazu geführt,
dass die Leser etwas davon gehabt haben.
Alle Zeitungen sind besser geworden. Nur haben wir jetzt eine Situation, in
der es um die Sicherung der Standards von Qualitätszeitungen und über-
haupt um die Existenz von Qualitätszeitungen geht, und da müssen wir uns
ganz einfach entscheiden, was ist das kleinere Übel? Besser war es, so wie
es vorher war. Das ist überhaupt keine Frage.

HL: Herr Strunz, Sie vertreten hier als Chefredakteur der Bild am Sonntag den
Springer Verlag. Können Sie der Logik Ihrer Verlagsoberen folgen, dass das
Modell Welt und Berliner Morgenpost, das vor Monaten noch als Erfolg
gefeiert wurde, aufgegeben werden muss,  wenn Tagesspiegel und Berliner
Zeitung in den Bereichen Vertrieb, Anzeigen, Druck zusammenarbeiten?

CS: Naja, ich denke, dass es so ist, dass wir in dieser Auseinandersetzung
sehr viele Dinge gehört und gelesen haben, und dass es keinen Grund zu
der Annahme gibt, dass eine der beiden oder vielleicht beide oder keiner
von beiden hier nicht die Ernsthaftigkeit erkannt hat und deshalb mit
Argumenten aufwartet, die nicht stimmen. Ich glaube, dass wir uns auch als
Journalisten eines klarmachen müssen, etwas, das wir ungern hören: Wenn
eine Zeitung vom Markt verschwindet, war sie nicht gut genug gemacht.
Dieses ist etwas, was ich als eine wichtige Koordinate empfinde. Das gilt
dann streng und ganz ohne Vereinsbrille auch für die beiden in Berlin in
Rede stehenden. Denn wenn uns eben Leser und Anzeigenkunden abhan-
den kommen, dann ist an diesem Produkt etwas nicht so, dass es überle-
bensfähig machen würde. Es, finde ich, auch wenn ich mich unwohl dabei
finde, eine Zeitung als Ware oder Produkt zu kennzeichnen, eine Zeitung
eben ein Teil eines Marktes, auf dem es um Leser geht. Leser erobert man
damit, dass sie der Meinung sind, diese Zeitung ist es wert, gekauft und
gelesen zu werden?

HL:  Was bedeutet das für die Welt ? Die ist ja seit Jahrzehnten schon defizitär.

CS: Moment, Moment, Moment, ich sage ja, es gilt streng genommen für alle.
Die Welt existiert, die Welt erscheint jeden Tag. Sie ist  das erste Objekt und
die erste Zeitung, die versucht hat, aus eigener Kraft einen Weg zu finden,
ihre Zukunft zu sichern, nämlich durch die Zusammenführung und die Ko-
operation mit der Berliner Morgenpost. Dort werden die wichtigen Ressourcen
der politischen Kompetenz der Welt und der lokalen Kompetenz der Berliner
Morgenpost sinnvoll zusammengeführt werden. Wenn jetzt eine Situation
entsteht, dass aufgrund eines politischen Eingriffs in einen Markt, ein anderer
Marktteilnehmer bevorteilt wird, gegenüber dem, der aus eigener Kraft ver-
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ist, können sie den Markt schon ganz schön diktieren. Da fragt sich einer
schon, warum gehe ich jetzt in die Morgenpost rein? Ich glaube beiden nicht,
dass sie zwangsläufig eingestellt werden muss. Wenn es wirklich ernst wäre,
würde man sich wirklich wünschen, dass irgendeiner doch noch eine der bei-
den Zeitungen kauft. Aber ich wünsche es Giovanni nicht, dass es der ist,
der jetzt im Gespräch ist. Die These von Herrn Strunz, nicht gut gemachte
Blätter müssten eingestellt werden, stimmt nicht“. Da gebe ich Herrn Richter
auch Recht. Es ist umgekehrt. Wir erleben es doch gerade. Wenn man eine
bestimmte Qualität bietet, braucht man viele Leute. Investitionen in
Zeitungen sind Investitionen in Köpfe und die kosten Geld und wir sind eine
Kostenstelle und in diesen knappen Zeiten sagen sie alle, Leute raus,
Honorar runter, Planstellen weg, Pauschalisten weg. Und dann ist eine
Zeitung nicht mehr gut gemacht. Das Gesetz stimmt nicht, dass Sie darge-
stellt haben. Denn, guck in diese Provinz-Zeitungen draußen, es ist doch
erschreckend wenig, was die Leute heute auf den Tisch kriegen. Wenn Sie
da eine Feuilletonseite sehen, da sind drei Veranstaltungen aus dem
Verbreitungsgebiet, unten drunter ist das Kreuzworträtsel und der Roman.
Oben drüber steht Feuilleton. Das ist Schrott! Das ist kein Feuilleton mehr!
Und die Leute haben keine Möglichkeit auszuweichen, weil sie alle
Monopole haben. Die Verleger sprechen untereinander Verbreitungsgebiete
ab und es fängt genau da diese Zeitung an, wo die andere aufhört. Insofern
haben sie auch ein Monopol für die Anzeigen.

HL: Frau Mika, in der Diskussion gab es einen Punkt, der zumindest für
Außenstehende irritierend war. Bei der  Befragung durch das Wirtschafts-
ministerium gab die taz dem Tagesspiegel Tipps, wo die Zeitung sparen könn-
te: Die taz fragte. Braucht der Tagesspiegel noch Herausgeber?  Muss das
Büro von Herrn Lorenzo so eingerichtet sein? Welchen Dienstwagen soll er
fahren? Ist das Kannibalisierung des Journalismus?

BM: Es geht hier  nicht um Kannibalismus. Grundsätzlich, denke ich, werden
Sie von einer Zeitung, die gegründet worden ist, um ein Meinungskartell und
eine Nachrichtensperre aufzubrechen, nicht erwarten, dass wir jeder Art von
Pressekonzentration das Wort reden. Das gehört sich einfach so. Insgesamt
ist die Berliner Situation natürlich ein richtiges Dilemma. Denn jenseits aller
verlegerischer Fragen gibt es ja schließlich auch noch die kollegiale Ebene
und die macht uns im Moment in Berlin wirklich zuschaffen. Früher konnten
wir uns  auf der journalistischen Ebene wunderbar kollegial verstehen  und
haben an manchen Punkten sogar zusammen gearbeitet. Verlegerische
Konkurrenz hat uns wenig berührt. Das ist im Moment in Berlin tatsächlich
in Gefahr. Denn die Existenzängste und -nöte, gerade im Zusammenhang der
Frage Fusion Berliner Zeitung und Tagesspiegel, reißen auch Gräben zwi-
schen Kollegen und Kolleginnen, die eigentlich so nicht da sein sollten. So
weit zur kollegialen Ebene. Was die verlegerischen Fragen angeht:
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HL: Dazu kommen wir später noch. Herr Richter, Sie sind Chefredakteur beim
schleswig-holsteinischen Zeitungsverlag. Hat die Diskussion, die in Berlin
erbittert geführt wird, etwas  mit Ihrem Leben zu tun?

SR: Ich will mal das Zitat von Giovanni di Lorenzo aufgreifen: Wenn die
Springer-Zeitungen in Berlin auf der roten Liste für bedrohte Arten stehen,
dann glaube ich sind viele Regionalzeitungen und Lokalzeitungen in den
nächsten Jahren zum Abschuss freigegeben, um in diesem Bild zu bleiben. Herr
Strunz, was Sie sagen, wenn eine Zeitung vom Markt verschwindet, dann ist
sie nicht gut gemacht, dem kann ich folgen, wenn wir definieren, was gut
gemacht ist. Also aus der Sicht des Verlegers ist ein Anzeigenblatt in aller
Regel besser gemacht als eine Zeitung. Warum? Weil Qualitätsjournalismus
natürlich aus deren Sicht ein Effizienz- und Rationalitätshindernis sein kann.
(Applaus) Also, ich befürchte, dass in der Tat der Markt sich konsolidieren
wird und ich glaube, dass es dennoch einen Markt auch im regionalen und
lokalen für eine gut gemachte – im Sinne unserer Qualitätsdiskussion oder
Qualitätsdefinition – für entsprechende Zeitungen gibt. Das, was ich zum
Berliner Zeitungsstreit anmerken möchte, ist folgendes: Ich glaube, dass der
Qualitätsjournalismus bei überregionalen Zeitungen nicht vergessen darf,
dass im lokalen und regionalen Bereich eigentlich die Voraussetzungen
geschaffen werden, dass ein breites Publikum – ich rede nicht von der Elite
–, ein breites Publikum sehr früh vertraut gemacht wird mit Kriterien von
einem Journalismus, der sich unterscheidet von dem, was beispielsweise im
Privatfunk an angeblich journalistischer Leistung geboten wird. Wenn dieses
wegbleibt, und wir haben ja das große Problem, dass uns die jungen Leser,
gerade auch bei den lokalen und regionalen Zeitungen, wegbleiben, und ich
glaube, dass ist eine viel größere strukturelle Krise als die wirtschaftliche
Krise, wenn dieses wegbleibt, dann werden am Ende auch die Leser der
überregionalen Qualitätszeitungen wegbleiben, weil sie eben schon im
Elternhaus nicht mehr mit Qualitätszeitungen oder Regionalzeitungen in
Kontakt kommen, sondern mit Anzeigenblättern, und damit das Gespür für
diesen Markt verloren geht, jedenfalls in der Masse.

HWK: Dazu kann man ja auch mal von außen, als jemand, der den Berliner
Markt ja nur mit einem kleinen Teil bestückt, was sagen. Ich finde das
albern, was hier von beiden Seiten gemacht wird. Ob das Döpfner von
Springer sagt oder Grabner von Holtzbrinck. Ich meine, jetzt so zu tun, als
seien die Welt und die Morgenpost existenziell bedroht. Wir haben ja alle
immer vom Springer-Monopol geredet, und jetzt kommt dann Holtzbrinck
daher und sagt, wir sind nur noch lebensfähig, wenn wir zusammenlegen.
Es geht knallhart um wirtschaftliche Interessen. Das muss man sehen. Die
Verlage wollen die Anzeigenkombinationen, die wollen die Vertriebskoope-
ration. Und wenn, das muss man kritisch sehen bei Holtzbrinck, Berliner
Zeitung und Tagesspiegel fusionieren, und die Anzeigenkombination möglich
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Vorschläge bekommen, wie wir vielleicht effizienter und sparsamer arbeiten
können. Das ist ein Bereich, der geht wirklich ans Eingemachte. Der tut auch
weh, weil ich versichere Ihnen, ich kenne keinen Verleger, der ein größeres
Gefühl hat für Sparsamkeit, wie die schwäbische Familie von Holtzbrinck.
Wenn es irgendwo Geld rauszuholen gäbe, wenn es irgendein Modell gäbe,
um den Tagesspiegel in die schwarzen Zahlen zu kriegen, die hätten das
schon dreimal ausprobiert und nicht gewartet bis zuletzt oder wenn irgend-
ein abschlägiger Bescheid kommt. Wir arbeiten unter sparsamsten Bedin-
gungen. Ich will Ihnen nur mal eine Vergleichsgröße nennen. Die redaktio-
nell weitgehend fusionierten Blätter  Morgenpost und Welt haben für sechs
Tage immer noch 375 Redakteure. Wir haben eine Sieben-Tage-Woche und
machen das mit 135 Redakteuren.  Es werden halt auch so wahnsinnig viele
falsche Zahlen in Umlauf gebracht. Wenn die Berliner Zeitung und der Tages-
spiegel tatsächlich auf Verlagsebene fusionieren würden – auf redaktioneller
wohlgemerkt nicht, das ist auch der wichtigste Grund, warum ich unbedingt
für diese Ministererlaubnis bin –, dann hätte Springer, auch nach den
Zahlen, die das Kartellamt errechnet hat, immer noch fast 60 Prozent des
Werbekuchens in Berlin. Also, das ist schon eine beeindruckende Größe. Wir
haben in Berlin die größte Zeitungsvielfalt, die ich in einem europäischen
Land kenne, mit zehn Titeln. Ich sage noch mal, es wäre viel besser, wenn
jede Zeitung allein überlebensfähig wäre mit unterschiedlichen Verlagen.
Aber angesichts der Situation, die wir im Moment haben und die wir alle
spüren – und wir sind überhaupt nicht uns unserer Sache sicher, ganz im
Gegenteil, die Leute haben bei uns Angst um ihren Arbeitsplatz, weil wir ein
Wort des Verlegers auch so nehmen müssen –, glaube ich, ist das unter den
weniger guten Lösungen immer noch die für uns erträglichste, weil zwei
Zeitungen erhalten bleiben. Das, finde ich, ist im Moment das wichtigste.

BM: Giovanni, nur noch ein Satz dazu. Ich finde, wir sollten als Journalisten
schon das ganze mit Skepsis betrachten, wenn es heißt, die beiden Redak-
tionen bleiben getrennt und behalten ihre publizistische Eigenständigkeit.
Ich glaube sofort, dass es im Moment so sein wird, lass mal den Konzentra-
tionsprozess, lass mal die ganze Krise sich weiter entwickeln und dann
gucken, wie das in fünf Jahren geht. Ich finde, diese Skepsis ist angebracht
und das muss man einfach auch deutlich sagen.

GdL: Ja, da hast Du auch völlig recht. Wenn wir die Skepsis verlieren, kön-
nen wir den Beruf aufgeben. Nur was sind die Alternativen?  Gruner + Jahr
hatte nichts besseres zu tun, als die Berliner Zeitung zu verkaufen. Das muss
man jetzt auch mal sagen. Der kleine, gebrechliche, finanzschwache Konzern
Gruner + Jahr hat die Berliner Zeitung verkauft. Dann der Punkt Tagesspiegel:
Das Nichtzustandekommen dieser Ministererlaubnis, würde zu viel größeren
Schäden führen. Es geht immer nur um Abwägung, kleineres Übel. Und ich
finde, was auf dem Wege dieser Stiftung durch Holtzbrinck in Aussicht gestellt
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Selbstverständlich ist es so, dass – zum Beispiel für die taz – die Fusion von
Berliner Zeitung und Tagesspiegel eine ziemliche Katastrophe wäre. Wir
haben schon durch den Zeitungskrieg, den sich die beiden Konzerne, denen
diese beiden Blätter gehören, liefern, enorme Auflagenverluste in Berlin
gehabt. Die Zeitungen wurden an jeder Ecke und Kante verschleudert. Das,
was Qualitätsjournalismus eigentlich wert sein sollte, wurde in Berlin über-
haupt nicht mehr sichtbar. Die taz konnte sich das nie leisten. Und man
muss sich schon die Frage stellen, wie das weitergeht, wenn eben auf der
verlegerischen Ebene, auf der Vertriebsebene, auf der technischen Ebene
diese Zusammenarbeit fortgesetzt wird. Das wird für uns sicherlich ein
Problem. Zu den anderen Punkten, die  Sie eben angesprochen haben: Ich
glaube, das muss man mal einiges klarstellen. Unser Geschäftsführer hat auf
Aufforderung des Bundeswirtschaftsministeriums eine Stellungnahme abge-
geben, weil die taz selbstverständlich ein Mitbewerber ist auf dem Berliner
Markt ist. In diesem Brief, das muss ich leider selbst kritisch anmerken, ist
unser Geschäftsführer leider nicht so ganz stilsicher gewesen. Mit anderen
Worten: Da finden sich tatsächlich einige Sätze drin, die ich schon aus kol-
legialen Gründen gegenüber Giovanni di Lorenzo, hätte ich den Brief zuvor
zu Gesicht gekriegt, raus gestrichen hätte. Die haben da einfach nicht hin-
eingehört. Allerdings sind die Sparvorschläge, die unser Geschäftsführer in
diesem Brief gemacht hat, nicht etwa auf seinem eigenen Mist gewachsen,
sondern er hat sich dabei auf ein Papier des Geschäftsführers des
Tagesspiegels bezogen, ...

HL: Aber noch mal: Das sind Sparvorschläge für den Tagesspiegel?

BM: ... Das sind Sparvorschläge, die der Tagesspiegel Geschäftsführer für
den Tagesspiegel gemacht hat und die der taz-Geschäftsführer zitiert hat. Ist
vielleicht auch nicht die feine englische Art, allerdings glaube ich eher ist die
Anfrage des Ministeriums ein Problem. Weil die Anfrage des Ministerium lau-
tet ganz klar: Wie können Sie sich als Mitbewerber vorstellen, könnte ihr
Konkurrent effizient und kostendeckend arbeiten. Solche Fragen werden da
gestellt! Das heißt also, die Stellungnahme war also nicht sozusagen eine
Idee unseres Geschäftsführers, wie der Tagesspiegel sparen könnte. Sondern
das Ministerium hat danach gefragt und unser Geschäftsführer hat mit eini-
gen unangenehmen – tja, wie soll ich sagen – Schlenkern zwischendurch
diese Sparvorschläge aus dem Tagesspiegel selbst aufgegriffen.

GdL: Darf ich das mal? Ich will das nur in der Sache richtig stellen. Das
Papier, das mit ein paar Zeilen eingeflossen ist in diesem Brief Ihres groß-
artigen Geschäftsführers ist ein Papier von 1994. Also, wenn wir uns über-
legen, was alles geschrieben worden ist in der Zwischenzeit, dann glaube
ich ist das auch eine sehr anfechtbare Bezugsgröße – ein Papier von ‘94.
Für die Kollegen ist es ein Horror, im Moment zu arbeiten. Das  auch des-
wegen, weil wir aus anderen Häusern und leider auch von Journalisten,
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Diskussion. Das beginnt jetzt, das stimmt. Wir haben eine Reihe von
Pauschalisten bei uns, was aber gar nicht so überraschend ist, gekündigt.
Aber wenn die Krise so weiter geht, dann ist das, jetzt verrate ich auch keine
Betriebsgeheimnisse, dann wird folgendes passieren, das kann ich mit
Sicherheit sagen und das wird nicht nur bei uns passieren: Dann wird es flä-
chendeckend in Deutschland zu einer Kündigungswelle von Pauschalisten
kommen. Ich höre aus Frankfurt, die steht auch im Rundfunk bevor, beim HR
und anderen. Es wird das wiederum Folgen haben auf die Bewertung von
all den Studien, die wir so hatten. Das heißt, im weitesten Sinne geistes-
wissenschaftliche Studien. Man darf ja nicht vergessen, dass die großen
Zeitungen, also die SZ und wir,  aber auch die FR und die taz in gewisser
Weise, Auffangbecken waren und Erziehungsforum war für ganz viele junge
Leute, die Fächer studierten, die eigentlich als brotlose Kunst gelten. Von
der Politikwissenschaft bis zur Germanistik. Und wenn ich mir anschaue, was
bei uns für Durchlauf war in den letzten Jahren, so haben wir da enorm viel
geleistet. All das hat sich in den letzten 24 Monaten geändert. Es gibt bei
uns in der Zeitung, in der FAZ, und ich weiß, dass es nicht nur so bei uns
ist, junge Redakteure, die bekamen vor anderthalb Jahren noch 5000 Euro
im Monat. Sie hatten ein Studium der Germanistik oder der
Wirtschaftswissenschaft absolviert und hatten also diesen Aktionspreis. Jetzt
sind sie auf der Straße – aufgrund natürlich auch der Kündigungsgesetze in
Deutschland. Die haben das gleiche Studium, das gleiche Bewusstsein, das
gleiche imaginäre Kapital wie ihre Vorgänger und  sind  damit konfrontiert,
dass dieses imaginäre Kapital überhaupt nichts mehr bedeutet. Ich hatte
noch vor kurzem gedacht, dass das ein Prozess ist, der sich wieder fängt.
Doch jetzt sind die Indizien anders. Dafür spricht auch  die Hysterie in Berlin.
Wenn das jetzt drei, vier, fünf Jahre so weitergeht, und ich glaube nicht, das
wir jemals wieder auf die Stadien von 1999 kommen, wird sich sozusagen
im Rücken von uns allen bei den Nachwachsenden, an den Universitäten,
bei der Bewertung dessen, was freie Mitarbeiter leisten, von diesen ganzen
geistigen Inhalten wird sich wahnsinnig viel ändern. Das ist die allergrößte
Gefahr. Wir alle auch, ich will jetzt nicht für Herrn Kilz reden, sind ja mit einer
ganz neuen Logik konfrontiert und das ist die Logik, die Herr Strunz hier for-
mulierte im Sinne von, was nicht gut ist, verschwindet vom Markt. In der
Tat, das höre ich jetzt auch immer. Und zwar kann mir natürlich jemand von
der Südwestdeutschen Medienholding erklären, dass er mit seinen
Zeitungen ganz viel  Umsatzrendite macht. Und dann sagt er, wer hat nun
Recht? Hat einer deshalb Recht, weil er bis zu vierzig Prozent Umsatzrendite
macht, ist deshalb sein Begriff von Qualität richtig?  Dieses steht uns jetzt
in den nächsten Wochen und Monaten und Jahren bevor. Und wenn das pas-
siert, ich bin sicher, die FAZ wird das in irgendeiner Weise überleben und die
anderen Zeitungen auch, aber sie werden anders aussehen, dann wird es in
Deutschland nur noch den öffentlich-rechtlichen Rundfunk geben, als einzi-
ge Instanz – und natürlich die taz –, (Applaus) ...
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worden ist, das ist etwas, was mich selber überrascht hat, weil ich hätte es
nicht für sehr wahrscheinlich gehalten, dass ein Verleger so viel aus der
Hand gibt.

HL: Herr Schirrmacher, wir haben mehrmals den Punkt Qualität angesprochen.
Und  Qualität spielte ja immer eine Rolle bei der FAZ, die nach dem Satz  Ihres
früheren Geschäftsführers Becker  nicht mit einem normalen Unternehmen zu
vergleichen sei, auch nicht mit einem normalen Zeitungshaus. Das ist ein Satz
aus dem Jahre 1999. Nun kursiert seit ein paar Stunden die Nachricht, die  FAZ
habe auch etlichen Pauschalisten gekündigt, Die Entlassungswelle gehe weiter.
Es gab ja mal den bösen Satz, zunächst werde Fett weg geschnitten, dann
müsse man ans Fleisch ran.  Wie geht es bei Ihnen weiter?

FS: Lassen Sie mich vorher mal folgendes sagen, weil hier in dem Saal ja
viele Kollegen  aus Regionalzeitungen sitzen, die möglicherweise  viele der
Probleme, über die wir diskutieren,  auch für Luxusprobleme halten. Ich
glaube, und die Entwicklung gibt einem da Recht, man muss doch ganz klar
sehen, dass die großen überregionalen Zeitungen Maßstäbe setzen, auch für
die Verleger von Regionalzeitungen. Das heisst, dass vieles von dem, das
wir auch mit hohen Kosten uns geleistet haben, das wissen wir auch, hat
dann dem Feuilleton-Redakteur in der Regionalzeitung XY immerhin ein
Argument gegeben, gegenüber seinem eigenen Verleger, es ist nicht gut,
jede Theateraufführung, sage ich mal, von der dpa besprechen zu lassen.
Und so weiter. Das heißt, diese Investition – und das sieht man ja auch in
den riesigen Investitionen, die gerade die großen Konzerne, als sie mal Lust
und Laune hatten, in ihre großen Apparate gesteckt haben, um die
Qualitätszeitung zu imitieren – hat eine Form von Vorbildcharakter gehabt
und hat auch den Markt verändert. Und jetzt zu dem Zitat von Herrn Becker:
Das stimmt, die FAZ als Stiftung braucht ja eigentlich streng genommen
keine Gewinne. Es ist natürlich gut, wenn sie Gewinne macht, und sie hat ja
auch ganz enorme Gewinne gemacht. Aber wir konnten eben viele Dinge tun,
die dann wieder als Vorreiter – nicht weil wir so toll und genial sind, son-
dern einfach, weil wir diese ökonomische Situation hatten – wirkten für
viele, viele andere Zeitungen – auch für Zeitungsneugründungen. Denken Sie
an die Berliner Zeitung. Denken Sie an den Satz von Herrn Holtzbrinck, an den
ich bei dieser Diskussion immer denken muss, aus dem Jahre 1994, das so
weit zurück liegt: „In Kürze wird die wichtigste deutsche überregionale
Zeitung nicht mehr in Frankfurt sondern in Berlin erscheinen.“ Damit mein-
te er den Tagesspiegel und war auch bereit, was ich sehr gut finde, in
Journalisten und Redakteure zu investieren. Und ich glaube, ich kann ja nicht
nur für die FAZ reden, dass wir vor einer Veränderung stehen, die drama-
tisch ist, und, auch wenn man als Journalist zu Übertreibungen neigt und
von sich auf andere schließt, wir nicht nur einen Konzentrationsprozess
haben, sondern eine tatsächlich in Teilen völlig veränderte öffentliche
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erfunden. Ich denke, und da zitiere ich jetzt mal den Bundeskanzler von
heute morgen, der bei seiner Zeitungslektüre wohl das Gefühl hat, dass er
ein Stück Kultur in den Händen hält, das hat er ja heute morgen gesagt,
dass wir wahrscheinlich nicht umhin kommen, an den Abopreisen, an den
Einzelverkaufspreisen etwas zu machen. Und wenn so eine Zeitung wie die
Süddeutsche oder die FAZ, die jetzt einen Euro 30 kostet, Samstags einen
Euro 50, dann sage ich, dann müssen sie wahrscheinlich doppelt so teuer
werden, also man muss vielleicht auf zwei Euro gehen oder man muss
Samstags auf drei Euro gehen. Da scheuen natürlich die Verlagsmanager
zurück, weil die sagen: ... Oh Gott, dann geht die Auflage aber dramatisch
runter und das hat dann wieder Auswirkungen auf die Anzeigenpreise. Sicher
wird wahrscheinlich eine Zeitung wie unsere dann noch 200.000 Auflage
haben, und das ist eine Zeitung für eine Elite. Das verändert auch etwas an
der ganzen Diskussionskultur in dieser Republik. Es sind ja keine verfetteten
Redaktionen. Wir sparen ja nicht erst seit letztem Herbst, sondern wir sparen
jetzt seit 2001 permanent. Irgendwo ist auch die Grenze erreicht, das werden
Sie alle merken, die Zeitungen sind dünner geworden. Die Zeitungen haben
auch nicht mehr diese Ordnung, weil sie – um es klar zu sagen – zusammen-
gestoppelt werden. Es müssen bestimmte Teile wandern. Sie brauchen heute
als Leser ein besseres Orientierungsvermögen. Und es sind einfach Supple-
ments, die interessant waren, eingestellt worden. Das sind Verluste und die
sind im Moment nicht auszugleichen. Deswegen sage ich: Wenn die SZ aus
der strategischen Überlegung, die überregionale Verbreitung zu verstärken, in
NRW eine achtseitige Beilage macht und in einem Jahr über 10.000
Auflagenzuwachs erreicht und dann muss das Projekt aber Knall auf Fall ein-
gestellt werden, dann frage ich mich, wo ist da der Wirtschaftsverstand, die
Investition sofort wieder auf Null zu fahren. Das wäre zu normalen Zeiten als
eine wahnsinnig geglückte neue Verlagsidee gepriesen worden, wenn nicht
die Situation so wäre, wie sie ist. Wir, sage ich mal, sind langsam an der
Grenze. Wir können jetzt nicht immer noch mehr drehen und drehen.

HL: Herr Schirrmacher, wird die FAZ drei Euro kosten?  
Sind sich die fünf Herausgeber in diesem Punkt  einig?

FS: Die fünf Herausgeber sind sich grundsätzlich einig, aber in dieser Frage,
sage ich mal, dass Herr Kilz mit mir sehr einig ist. Wir haben uns darüber ja
schon verständigt – also privat sozusagen. Das Gute an der Krise ist ja, dass
man plötzlich miteinander redet. Ich glaube, man würde sich jetzt auch zwei-
mal überlegen, ob man jemand abwirbt oder nicht. Was Herr Kilz gerade
sagte, möchte ich also ganz klar unterstreichen. Wenn ich die Investitionen
unserer Zeitung in die Redaktion anschaue, dann sind die im Vergleich zu
dem, was die Zeitungen in den letzten Jahren verdient haben – und sie
haben unendlich viel Geld verdient –, noch sehr vertretbar.
Das Geld ist ja in ganz andere Bereiche geflossen, und zwar war das von
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BM: Danke.

FS ... als einzige Instanz, die sozusagen diese, Her Strunz, „unverkäuflichen
Werte“ ,die diese Qualität nämlich in gewisser Weise ist, noch hochhalten.

WS: Ich möchte bei Herrn Schirrmacher weitermachen. Herr di Lorenzo rekla-
miert für sich zu Recht, er mache eine Qualitätszeitung. Er hat 135 Redak-
teure. Ich reklamiere das für die Frankfurter Rundschau auch. Wir haben
noch 220 Redakteure.  Und ich vermute mal, die SZ und die FAZ haben sehr
viel mehr Redakteure und die taz irgendwie was...

BM: 75.

WS: also zwischendrin. Dies zeigt schon mal die riesigen Unterschiede bei
den Ressourcen der Qualitätszeitungen. Der zweite Punkt: Wenn die Frank-
furter Rundschau ihr Sanierungsprogramm zu Ende geführt hat, ist die
Redaktion auf einem Ressourcenstand von 1997. War damals die FR
schlecht? Die  Projekte,  über die jetzt so viel bei SZ und FAZ diskutiert wird,
wurden zu einer Zeit beschlossen, in der Verlage geglaubt haben, die
Anzeigenverkäufer müssen nur die Hände aufhalten, um das Geld zu kas-
sieren. Das war 1999 und 2000. Ich nehme an, dass in diesen Monaten das
NRW-Projekt der SZ geboren worden ist, in dieser Zeit wahrscheinlich auch
die Sonntagszeitung bei der FAZ und auch die Berliner Seiten wurden
damals erfunden. Wir müssen schon bei den Begriffen  Ressourcen, Qualitäts-
zeitungen genauer hinschauen, damit wir nicht undifferenziert klagen. In der
Diskussion wird klar,  was eigentlich schon immer klar war: Zeitungen sind
Wirtschaftsunternehmen. Und der entscheidende Punkt ist nicht der Erlös
über den Lesermarkt – man kann ja auch für fast alle Medien sagen, sie
haben keine Auflagenkrise in dem Sinne –, aber es ist eine Anzeigen – und
damit eine Einnahmenkrise. Der entscheidende Punkt ist, dass unabhängig
von einer konjunkturellen Erholung das System beendet ist, dass sich
Qualitätszeitungen zu zwei Dritteln über Anzeigeneinnahmen finanzieren. Die
Frage ist völlig offen, wie die Verlage mit dieser Situation umgehen.

HWK: Herr Storz, diese Abhängigkeit ist ja noch größer als die zwei Drittel.
Zumindest in den guten Zeiten ging das ja schon eher auf 70 Prozent zu.
Aber man kann sagen, die Hauptgeschäfte bei FAZ und Süddeutscher waren
immer der Stellenmarkt. Der ist runter gegangen und wir werden am Ende
des Jahres etwa 25 Prozent dessen noch haben, was wir im Jahre 2000 hat-
ten. Wenn Sie dann wissen, was da für Umsätze zur Debatte stehen und das
alles über Einsparungen gemacht werden soll, können Sie sich auch aus-
rechnen, welche Einschnitte das für die Redaktionen sind. Dann müssen sich
eigentlich nicht Journalisten, sondern auch Verlagsmanager neue Erlös-
modelle einfallen lassen. Da haben wir bisher ja auch noch nicht das Ei
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heben das Niveau auch auf dem regionalen Zeitungsmarkt“, sondern eher
„Wir verabschieden und von diesem Niveau, weil das ist uns zu teuer und
das können wir auch nicht erreichen.“ Ich befürchte, Herr Kilz, dass die
Eliten gerade im lokalen und regionalen Bereich nicht so groß sind. Bei
überregionalen Zeitungen wird es immer, glaube ich, einen entsprechenden
Lesermarkt geben. Aber ob es entsprechend große Eliten im regionalen
Zeitungsmarkt gibt, um eine gut gemachte Regionalzeitung auf dem Niveau
der Vorbildfunktion überregionaler Zeitungen auch wirklich wirtschaftlich zu
gestalten, das bezweifele  ich. Die Frage bleibt also nur, wie wird sich die
Qualität im regionalen oder lokalen Journalismus entwickeln? Da, wie gesagt,
befürchte ich, dass regionale Zeitungsverleger eher den Weg der kostenlosen
Zeitungsblätter gehen werden, dass sie einen Versuch eben nicht mitmachen
werden, den Markt durch Qualität zu erreichen, sondern, dass sie am Ende
mit billigen Produkten, mit Gefälligkeitsjournalismus versuchen, etwas zu
erreichen, was ja in der Vergangenheit – siehe Anzeigenmärkte, siehe
kostenlose Zeitungen in Skandinavien, Skipstedt und so weiter – bisher
wirtschaftlich den größeren Erfolg garantierte.

HL: Herr Strunz, vielleicht können Sie uns, wenn wir hier alle so traurig sind
und Endzeit spüren, doch ein bisschen Hoffnung vermitteln. Und zwar wird bei
Ihnen auch kräftig gespart. Es gibt ja diesen Beschluss, dass allerorten zehn
Prozent gespart werden müssen. Aber man hört ja von der Bild am Sonntag
erstaunliche Dinge: Die Reichweite ist größer geworden, Sie verbuchen mehr
Anzeigen. Was ist bei Ihnen anders als bei den anderen?

CS: Gestatten Sie mir noch eine Vorbemerkung, die mir durch den Kopf ging,
als ich die Redakteurszahlen Ihrer Blätter gehört habe. Ich würde, da ich ja
mit einer These am Anfang offensichtlich die ganze Runde angestachelt
habe, noch eine zweite These hinzufügen: Wenn es nicht gelingt, mit 200
oder 300 Mitarbeitern eine Qualitätszeitung zu machen, dann frage ich mich,
hat man vielleicht die 300 falschen?

FS: Herr Strunz, der Punkt ist doch: Es gelingt! Das entscheidende Problem
ist, dass das Finanzierungssystem das falsche ist?

CS: Ja, ja, das mag ja sein ...

FS: oder an sein Ende gekommen ist.

BM: Herr Strunz, definieren Sie doch erst einmal, was Sie unter einer Quali-
tätszeitung verstehen. Dann reden wir übers Personal.

CS: Herr Storz hat dieses Diskussionsthema ja selber aufgemacht, indem er
die Frage stellte, ob die FR vor Jahren mit weniger Leuten schlechter war.
Giovanni sagte vorhin ja zu Recht, wir sollten offen diskutieren. Dabei sollten
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den Verlagsgeschäftsführern so gewollt. Und übrigens wahrscheinlich auch
aus guten Gründen. Wenn sie nicht im Internet oder im Ballungsraum-
fernsehen oder sonst wo vielleicht etwas versucht hätten, wären ihnen
Vorwürfe gemacht worden. So ist das. Das ist schief gegangen. Das Geschäfts-
modell, wie Herr Storz sagte, steht in Frage, und zwar in dramatischer Frage.
Wir haben seit 50 Jahren gewusst, irgendwann kommt dieser Tag, seitdem es
die FAZ gibt, die total, ich würde sagen zu 80 Prozent sich finanziert aus
Stellenanzeigen, irgendwann kommt der Moment, und wir müssen vorberei-
tet sein, niemand hat je einen Ausweg gefunden, auch bei den anderen
Zeitungen nicht, wir haben keine Bild-Zeitung, die uns sozusagen subventio-
niert, deshalb ist, was jetzt passiert, wahrscheinlich der Vorgriff auf enorme
Veränderungen im Preissegment. Es gibt die These – die so genannte
Starbucks-These –, das heißt, man kann ein Produkt wie Kaffee plötzlich
sehr viel teurer verkaufen, wenn man es gut vermarktet. Das müsste bei
Zeitungen auch gelingen, wenn man den Leuten klarmacht, was sie da
eigentlich in den Händen halten. Aber auch da sind die Preisdimensionen,
die Herr Kilz gesagt hat, noch ein Minimum. Ich wüsste noch nicht, ob das
dann noch ein Deckungsbeitrag wäre, weil der Vertrieb noch immer unglaub-
lich rein schlägt in die Kosten der Zeitung. Also ich bin, was Preiserhöhungen
angeht, sicher, dass sie kommen. Aber sie retten das ganze System nicht,
sondern die Verlagsgeschäftsführer müssen – und da gibt es ein großes Vor-
bild, nämlich die New York Times – nach Auswegen suchen. Die New York
Times hat es geschafft, aus einer großen Krise sensationell wieder aufzu-
stehen und ganz neue Geschäftsmodelle, so genannte Packages, zu bieten,
das heißt indem bestimmte Dinge miteinander verbunden werden. Das müssen
halt die Verlage in den deutschen Zeitungen auch machen.

HL: Herr Richter,  bevor wir ein neues Themenfeld erschließen, eine Frage:
Können Sie bei Ihrem Verleger mit den Feuilletons der FAZ und der SZ Druck
machen, wenn Sie mehr Qualität in Ihrem Blatt einklagen wollen?

SR: Da spielt ja auch ein anderer Satz rein, den Herr Schirrmacher gesagt
hat. Nämlich die neue Logik auf dem Zeitungsmarkt. Ich glaube, dass das in
der Vergangenheit auf dem Zeitungsmarkt sehr wohl der Fall war, dass auch
regionale Zeitungsverleger in die FAZ, in die Süddeutsche, wo auch immer
hingeschaut haben und gesagt haben, wir brauchen auch ein bisschen bes-
seres Feuilleton, ein bisschen bessere Kultur-Seiten. Heute ist es, befürchte
ich, eher ein Totschlagargument, dass nämlich regionale Zeitungsverleger
sagen, die machen einen so guten Kultur-Teil, das ist so teuer, also fahren
wir unseren Kulturteil lieber runter, Herr Kilz, so wie Sie es sagen: noch
regionaler, noch lokaler, die Kultur, oder aber am besten zentral von der
Deutschen Presseagentur oder wo, wie früher die Materndienste geliefert,
und wir konzentrieren uns dann ganz auf den Lokalteil oder den Regional-
teil. Also, ich befürchte heute nicht mehr Vorbildfunktion im Sinne von „Wir
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hohem Niveau und verlören den Anschluss an die Wirklichkeit. Warum muss
ein Feuilleton alle Fragen dieser Welt beantworten?
Früher waren die Feuilletons auch knapper und sie waren auch gut schrieb
Schröder. Haben Sie diesen Aufsatz gelesen?

FS: Ja. Wenn ich eine Biographie von Dieter Schröder schreiben würde, was
ich nicht vorhabe, dann würde ich schreiben, dass er der größte Vernichter
von Kapital und Talent ist, den der deutsche Journalismus je gesehen hat,
weil er in der Berliner Zeitung und durch seine Abwerbekampagne in der
Berliner Zeitung wirklich hervorragende junge Leute für sehr viel Geld aus
allen möglichen Redaktionen zusammengekauft hat mit nur einem einzigen
Ziel, das von ihm so verachtete Feuilleton der FAZ zu imitieren. Also er ist
als Zeuge nicht besonders glaubwürdig. Aber was Herr Strunz sagt, da kann
ich nur sagen, ich habe gar nicht verstanden, was Sie jetzt meinen: Wenn
es Bohlen nicht gäbe, könnten wir das Feuilleton dicht machen?  Ich glaube
da – reden Sie ein bisschen von sich! Ich glaube Sie können dicht machen,
wenn es diese Figuren nicht gibt, die Sie ja dann auch ganz geschickt, vor
allem in der täglichen Ausgabe, erzeugen. Ich muss Ihnen, Herr Strunz, – ich
will Sie ja gar nicht belehren – ich muss Sie doch darauf hinweisen, dass es
der Traum fast jeder Redaktion, die sozusagen eine Evolution durchschreiten
will, ist,  dass nicht jeder über alles schreiben soll. Man hängt in diesen
Redaktionen, und da rede ich nicht nur von den überregionalen Blättern,
tatsächlich der Hoffung an, dass es auch im Printbereich, und nicht nur im
Bereich des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, Leute geben muss, die sich
nur um den Nahen Osten kümmern, die sich nur um Amerika kümmern, und
so weiter. Experten eben. Da braucht man ein paar Leute mehr.  Wie wir auch
Leute haben, die sich vorsorglich mehr um Literatur kümmern, wie um
Musik. Und ich sage Ihnen, weil Sie so begeistert von den SMS reden, dass
das, was wir machen, hier wir alle, die diese Zeitungen machen, ob regional
oder überregional, ist die letzte wirkliche Manifestation von Schriftsprache
überhaupt. Die hat das Internet nicht, das sich ständig reaktualisiert. Wir
sind die letzten, die das, das sage ich mal mit dem gewissen Pathos, noch
aufrechterhalten. Das hat mit SMS gar nichts zu tun. Wir reden davon – und
hier ist das Wort Kultur wirklich mal gerechtfertigt –, dass wir hier bis vor
kurzem noch eine Kultur der Schriftsprache hatten. Das ist keine Kultur von
Talkshows oder Fernsehen, sondern das ist eine überprüfbare – eine in ihrer
Logik, in ihrer Argumentation. überprüfbare Kultur. Sie können auch eine FAZ
mit 50 Leuten machen, aber ich sage Ihnen, ich weiß nicht, was Herr Kilz
dazu sagen wird, das löst das Problem überhaupt nicht. Unser Problem ist
nicht das Personal. Das hat Herr Storz ja schon gesagt. Das Problem ist das
Geschäftsmodell. Das Problem ist der Vertrieb. Das Problem ist, dass wir irr-
sinnige Kosten haben, um die Zeitungen am gleichen Tag in Flensburg wir in
Italien zu haben, und wir haben – ich sage es noch einmal – nicht die Bild-
Zeitung, die den gesamten Springer-Konzern subventioniert. Wir haben solche
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wir aber vielleicht nicht ganz vergessen, dass es auch sein kann, dass wir
in den guten Zeiten mit einem sehr komfortablen Personaltableau gearbeitet
haben und dabei übersehen haben, dass wir auch den einen oder anderen
Kollegen beschäftigt haben, der sozusagen, was das Leistungsprofil angeht,
selbst eine gewisse Qualität schuldig geblieben ist.

HL: Das heißt, das Fett wird jetzt weg geschnitten oder was?

CS: Ich kriege jetzt sozusagen den Bogen zu Bild am Sonntag. Klar, Sie spra-
chen den zehnprozentigen Sparerlass bei Springer an. Den hat Bild am
Sonntag auch umgesetzt. Aber jetzt will ich doch versuchen, den Hoffnungs-
spender zu spielen:  Wir haben uns eine Leserschaft der Zukunft erschlossen.
Nämlich junge Leser. Das ist wichtig. Zeitungsredaktionen klagen gern,  die
jungen Menschen läsen nichts mehr, schauten nur noch fern, gingen nur
noch ins Internet. Das ist eine falsche Wahrnehmung. Noch nie haben junge
Menschen so viel gelesen und geschrieben, wie heute. Sie tun das nur
anders. Per SMS am Handy, per E-Mail im Internet, sie lesen und schreiben.
Und natürlich gehört es zu einem journalistischen Szenario der Zukunft, sich
nicht auf eine SMS-Zeitung zu konzentrieren, aber natürlich den Lesegewohn-
heiten Rechnung zu tragen. Es ist doch ein geradezu arroganter Zugang zu
sagen, oh, die lesen nicht mehr, wir machen aber alles so wie früher. Lassen
Sie mich aber noch einmal auf die Jungen zurückkommen. Niemand darf sich
um die Frage herumdrücken, wie  er auf seinem Qualitätsniveau die Leser
der Zukunft  bekommt? Für Bild am Sonntag scheint die Antwort gefunden
zu sein. Wir erhöhen die Reichweite in den ganz jungen Zielgruppen exor-
bitant. Wir haben immer große Hebel bei der gesamten Leserzahl von elf
Millionen. Aber hier ist ein Potenzial geschaffen, das uns die Hoffnung und
auch die Zuversicht gibt, dass uns diese jungen Leser als eine Printmarke, die
sie auch als solche wahrnehmen, auch in Zukunft nutzen werden.

HL:  Die Reichweite steigt, aber die Auflage sinkt.

CS: So ist es. Die Auflage sinkt im Moment um etwa zwei Prozent zum
Vorjahr. Dieser geringe Verlust ist in diesen Zeiten fast ein Gewinn und das
Anzeigenaufkommen liegt  zehn Prozent über Vorjahr. Also kann dieser Weg
der Verjüngungsstrategie bei Beibehaltung unserer Standards, was Qualität
angeht, so weitergehen. Natürlich sind unsere Standards andere als die von
Herrn Schirrmacher. Andererseits  glaube ich manchmal, Sie könnten Ihr
Feuilleton einstellen, wenn es Dieter Bohlen nicht gäbe. Also insofern ist hier
schon eine gewisse Schnittmenge gelegentlich angelegt.

HL: Herr Schirrmacher, da sind wir an einem interessanten Punkt. Vor kurzem
erschien ein Aufsatz des Herausgebers der Berliner Zeitung, Dieter Schröder,
und der fand die Debatten, die in der FAZ und der SZ geführt werden, unwirk-
lich. Redakteure der beiden Blätter, so Schröders Befund, jammerten auf sehr
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Preisen ausgestattet sind schon, weil sie gut sind. Und wir haben den Druck
auch auf die anderen, die so wohl situiert sind, auch nicht mehr so motiviert
sind, die auch Partner haben, die Geld verdienen, schon redaktionsweit ein
bisschen unter Druck gesetzt, dass wir sagen – auch einzeln angesprochen
–, hört mal, Sie haben es doch wirklich nicht so nötig, Sie kriegen eine
ordentliche Abfindung für die restlichen drei Jahre und dann können wir den
einen oder anderen jungen behalten. Anders geht es auch nicht. Wir haben
insgesamt 100 Leute abgebaut seit einem Jahr. Ich kann nicht entdecken,
dass wir irgendwo noch wie die Made im Speck leben. Das was Herr Storz
gesagt hat, Herr Strunz, Sie wissen, ich mag Sie sehr, Sie sind ein lieber Kerl
und haben vielleicht auch eine bessere Zeitung irgendwann verdient, ...
kommt ja auch, kommt ja auch, es zeigt ja alles nach oben bei Ihnen
immer...

HL: Sie sind nicht Verleger...

HWK: Nein, nein, nein! Wir werden das eine Produkt nicht gegen das andere
ausspielen, können wir auch gar nicht. Nur wir reden ja von unterschiedli-
chen Zeitungen. Wir sind zwar alle Chefredakteure aber wir reden von unter-
schiedlichen Zeitungen. Gut, ich könnte wahrscheinlich auch nicht die Bild
am Sonntag machen. Da wäre ich unfähig. Nur, man kann nicht sagen, so
pauschal, Mensch, bei Eurer Zeitung da müssten doch so 100 oder 150 reichen.
Ich lade Sie ein, bei uns zu hospitieren. Dann werden Sie sagen: „Herr Kilz,
wie schaffen Sie das, mit so wenig Leuten so eine gute Zeitung zu machen?“

BM: Also Herr Kilz, ich glaube, niemand redet mehr von der Made im Speck.
Die Zeiten sind vorbei. Aber, ich muss mich ja fast auf die Seite von Herrn
Strunz schlagen, auch wenn es mir an anderen Punkten wiederum...

HWK: Sie wissen, dass ich noch viele Taz-Abos für meine Kinder habe, ja?

BM:  Sie wissen ja, die taz ist nicht erpressbar. ...Nein, aber das Problem ist
doch – und das ist auch etwas, was mich jetzt anfängt, auf diesem Podium
zu ärgern –, selbstverständlich müssten wir uns überlegen, was bedeutet
eigentlich Qualitätsjournalismus? Selbstverständlich ist der teuer und wir sitzen
hier bei netzwerk recherche und wir wissen, dass Recherche eins der auf-
wendigsten Bereiche im Journalismus ist, wenn man es denn sauber betreiben
will, dass es aber gleichzeitig auch die Grundlage ist, um das zu tun, was
wir ja eigentlich, um es mal altmodisch zu sagen, alle wollen, nämlich die
Helden der Aufklärung zu spielen als Journalisten. Auf der anderen Seite darf
man aber doch auch nicht übersehen, es ist eine Unmenge Geld verdient
worden, Schirrmacher hat es vorhin gesagt, dieses Geld ist irgendwohin ver-
sickert und es ist nicht, um einen Lieblingsbegriff zu benutzen, der auch
heute morgen öfter gefallen ist, in nachhaltige Entwicklung der Zeitungen
geflossen. Nur zum Teil, zum Teil wurden sie natürlich ausgebaut. Das hat
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Nebeneinkünfte, mit denen Sie dann so etwas wie die „Welt“ finanzieren
können, halt nicht. Also müssen wir uns was Neues überlegen. Aber das
kann nicht, wie manche Verleger denken, Personalabbau sein. Was jetzt bei
der Personalpolitik in Deutschland passiert, auch aufgrund der deutschen
Kündigungsgesetze, das wird Schneisen und Lücken schlagen und Vertrauen
kaputt machen, über Jahre. Jetzt werden bestimmte Studiengänge gar nicht
mehr beginnen. Sie werden sagen zum Glück, ich sage nicht zum Glück, ein-
fach weil sie wissen, es gibt keine Chance mehr.

WS: Ich wollte an den Punkt, den Herr Schirrmacher angesprochen hat, nur
ins politische wenden. Es gibt ja sehr viele Publikationen, auch Qualitäts-
publikationen sind, die  gut durch diese Krise kommen. Zeitungen sollen
auch das Kontrollamt und das Wächteramt  übernehmen. Das ist eine Art
öffentlicher Auftrag und kostet Geld, was Personal und Vertrieb anbetrifft. Ich
denke, Herr Strunz – und ich meine das gar nicht unter Qualitätsgesichts-
punkten abwertend –, Sie gehen mit einer anderen Aufgabe an Ihr Produkt
heran. Und wer in Teilen diesen Anspruch nicht erfüllen will, der kann natür-
lich schlicht und einfach kostengünstiger produzieren.

HWK: Nichts ärgert mich mehr als immer dieser Vorwurf – wie sagen Sie da
immer, „ins Fett geschnitten“ oder irgendwie „überflüssige Pfunde“ – weil
das ist ein zynischer Quatsch. Das SZ-Feuilleton war immer gegenüber der
FAZ unterlegen. Das hat man ja auch öffentlich gehört, das schallte einem
immer entgegen, und von daher hat die Süddeutsche da einen enormen
Nachholbedarf gemacht. Dass sie das nicht mit dem Bestand an Redakteuren
machen können, ist auch klar. Wir mussten auch neue Leute einstellen und
die SZ hat heute noch nur einen fest angestellten Musikredakteur! Einen!
Einen! Und was soll der alles machen! Wir haben natürlich noch ein paar
Pauschalisten, da sitzt noch einer in Berlin, aber in der Redaktion haben wir
einen. Bei der bildenden Kunst haben wir überhaupt niemanden, der fest
dafür da ist. Also man soll nicht so tun, als sei das zu viel. Außerdem, Herr
Strunz, die Zahl der Redakteure muss Sie nicht so schrecken. Wir müssen
unterscheiden. Die Süddeutsche macht einen Spagat. Wir sind eine regionale
Lokalzeitung mit 13 Ausgaben, die Sie alle nicht zu sehen kriegen. Aber
wenn Sie Urlaub machen im schönen Oberbayern, dann werden Sie sehen,
dass Sie in diesen Gegenden überall noch eine Süddeutsche als Regional /
Lokalzeitung der normalen Süddeutschen beiliegt. Es sind überall noch
Redaktionen von acht oder zehn Leuten. Das sind knapp 100 Leute, die Sie
schon abrechnen können bei uns, weil wir diese ganze Region versorgen
müssen. Für die Bundesausgabe bleibt da gar nicht mehr so viel.
Vorhin ist auch gesagt worden mit diesen betriebsbedingten Kündigungen,
Sie kennen alle die Gesetze, die sind katastrophal. Es stehen an oberster
Stelle immer, wenn der Betriebsrat und die Gewerkschaften sich durchsetzen
würden, immer junge Leute. 25-, 27-, 28-jährige, die teilweise mit namhaften
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auch eine Verbindung habe, ich bin der letzte, der dagegen schreit –, nicht
die letzte unabhängige Stimme bleibt. Das ist die Aufgabe der nächsten Jahre.
Insofern gebe ich in einem Punkt Herrn Strunz recht, nur in einem Punkt: In
Berlin hat der Markt entschieden. Für zwei Zeitungen wie Tagesspiegel oder
Berliner Zeitung unter zwei verschiedenen Dächern ist kein Platz mehr. Jetzt
lasst uns gucken, dass wir ein Dach schaffen, das möglichst viel
Unabhängigkeit garantiert und möglichst wenig Gefahr für die anderen
Häuser, die bitte Ihre anderen Blätter behalten sollen.

FS: Ich möchte doch etwas zu Frau Mika sagen, weil ich glaube, das ist wichtig.
Ich rede von der Position einer Zeitung heraus, die als einzige überregionale
Zeitung keinen Cent Schulden hat, die auch am Ende des Jahres keinen Cent
Schulden haben wird, wir haben sehr viel Geld verdient, wir haben sehr viele
Rücklagen gebildet, wir werden wahrscheinlich auch nächstes Jahr noch keine
Schulden haben, das heißt im Grunde ja eine Situation, um die uns viele
beneiden würden. Dennoch sage ich Ihnen, und ich bin auch ein Kritiker von
Verlegern und Geschäftsführern, – wir müssen das wirklich mal realisieren,
weil das ist eine wirklich irre Botschaft – die Geschäftsführer haben nichts
anders machen können. Es gibt keine Lösung für das Problem. Es gab nur
zwei Wege: Der eine Weg war, andere Zeitungen zu kaufen. Das haben viele
andere getan, um dann zu versuchen, etwas zu substituieren. Das scheint
im Augenblick auch nicht mehr zu funktionieren. Also ich rede jetzt natürlich
von den überregionalen Zeitungen. Der andere Weg war, und das haben sie
ja alle versucht – da kann man sagen, sie waren schlecht –, das Geld, das
wir verdient haben, ins Internet, das heißt, in Versuche zu stecken, im
Internet Geld zu verdienen, ins Fernsehen oder ins Radio zu stecken. Das ist
bei allen Zeitungen flächendeckend – die Süddeutsche hat noch Verlage
gekauft – gescheitert. Das kann also nicht die Inkompetenz eines Managers
sein. Die Geschäftsführer haben sicherlich viele Fehler gemacht, aber in dieser
Frage ist die Lage noch viel schlimmer als man sich denken kann. Es ist
sozusagen kein plausibles Finanzierungsmodell gefunden worden für diese
Art von Zeitungen. Und das ist nicht seit acht Jahren, wie Sie sagen sondern
seit 20 Jahren versucht worden. Die FAZ hat eine mal neue Arzt-Zeitung
gegründet. Sie hat einen Fernsehsender gegründet. Sie können sagen, das
ist eine total inkompetente Zeitung, das hätten sie alles nicht machen sollen.
Aber die Empirie sagt, offensichtlich funktioniert die Finanzierung von
Zeitungen nur über diese Anzeigen und darum dramatisieren wir, glaube ich,
auch nicht so extrem, weil wir uns gar nicht vorstellen können, außer
Preiserhöhungen, wo generiert man das Geld, das man braucht. Die Antwort,
die nicht von Herrn Strunz aber von anderen gegeben wird, ist halt die 
klassische in solchen Lagen: Konzentration. Das ist der einzige Weg ... den
müssen wir verhindern! Ich glaube, das ist das, wo wir dann auch irgendwie
zusammenstehen müssen. Es ist im Augenblick schon so, dass – was ja früher
die Linke auf die Straße getrieben hätte, wenn man sich klar macht, dass
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den Lesern und Leserinnen gefallen und sie bekamen mehr davon. Aber es
wurde auch nicht weitsichtig geplant und selbstverständlich haben die Häuser
selbst ein beträchtliches Maß an Schuld an dieser Krise. Indem sie falsch
investiert haben, indem sie keine Zukunftsvorsorge betrieben haben, denn
es ist doch nicht so, Herr Schirrmacher, dass die ganze Zeit darüber nach-
gedacht worden ist, was machen wir bloß, wenn das Rubrikengeschäft weg-
fällt? Diese Tendenz ist seit mindestens acht Jahren klar! Und wenn jemand
im Verlag nicht in der Lage ist, sich eine Alternative zu überlegen, nämlich
genau das, was Herr Storz ja auch schon angesprochen hat, sich zu überle-
gen, wie können wir eigentlich auf Dauer Qualitätsjournalismus sichern,
ohne eben in dem Maß von Anzeigen abhängig zu sein? Diese Arbeit ist in
den Verlagen einfach nicht gemacht worden! Und das ist einer der Gründe
für die Krise!
Wir werden dieses Niveau der Anzeigen nicht mehr erreichen. Also, heisst
das, mehr über den Vertrieb zu finanzieren, eine höhere Leser-Blatt-Bindung
zu erreichen, unsere Zielgruppen genauer und stärker zu definieren, und das
heißt tatsächlich, für die überregionalen Qualitätszeitungen, eine Zeitung für
die politische und intellektuelle Elite zu werden. Ich glaube, daran führt
überhaupt kein Weg vorbei.

HL: Herr di Lorenzo, das ist ein Schrei, wir suchen neue Verleger, den habe ich
auch schon gehört in den letzten Monaten, Sie haben einen, mit dem Sie
eigentlich ganz gut zurecht kommen.

GdL: Ja, ich würde eigentlich noch ganz gerne berichten aus dem wilden
Osten, wie das ist bei uns, ja? Weil, Herr Kilz und Her Schirrmacher haben
gerade geschildert, ich glaube auch, dass man die Preise erhöhen müsste,
um kostendeckender zu arbeiten. Die SZ und die FAZ, ich hoffe ich habe den
Überblick noch, kosten eins dreißig am Kiosk. Der Tagesspiegel kostet 75
Cent und ist damit wesentlich teurer als die Morgenpost und die Berliner
Zeitung und hat im Einzelverkauf in Berlin wegen dieser Hochpreispolitik
Schwierigkeiten. Gleichzeitig haben wir in Berlin die geringste Haushalts-
abdeckung mit Zeitungen in ganz Deutschland, die Anzeigenpreise der Stadt
Reutlingen und eben diese verheerenden Preise. Ich plädiere aber trotzdem
nicht dafür – und da, glaube ich, müssen wir sehr drauf aufpassen, auch
wenn der Kanzler so etwas freundliches sagt wie heute Vormittag, dass er
uns allen helfen will – wir dürfen nicht an den Tropf der Politik kommen.
Durch Quersubventionierungen, mehr als die, die schon da sind, etwa über
die Mehrwertsteuer oder ähnliches. Aber es muss soviel Bewegungsspiel-
raum da sein, dass Verleger in der Lage sind, weiter ihre Zeitungen unter
vernünftigen Bedingungen zu führen. Der Gesetzgeber soll Kautelen schaffen,
zum Beispiel: Ich erlaube etwas, aber mit bestimmten Auflagen, die den
Bestand von Zeitungen sichern. Aber wir müssen sehr aufpassen, unsere
Unabhängigkeit zu behalten, damit das öffentlich-rechtliche – zu dem ich ja
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FS: ... das stimmt wirklich. Wir waren schon zusammen in Mallorca und so ...
Das kann man ja, wo wir so offen sind, auch mal zugeben. Ich finde also
auch, bei Berlusconi sollte man auch vielleicht ein bisschen aufpassen. Aber
das gilt auch für die FR. Das ist ganz wichtig. Wir müssen jetzt darüber nach-
denken, wenn ein Medienunternehmen angewiesen ist auf die Bundesre-
gierung, dann muss man sehr genau sich anschauen, ändert die ihre politi-
sche – das ist eine Debatte, die müssen wir führen. Wir hatten, oder die
Medienseite bei uns hatte halt den Eindruck – aber das wollen wir hier jetzt
nicht vertiefen –, ...

GdL: Das ist auch besser.

HL: Das ist ein weites Feld. Herr Storz, wie gut kommt die FR mittlerweile mit
der Regierung Koch aus?

WS: Vorweg auch mein Hinweis auf Beiträge von Kollegen über unsere
Situation:  Als wir, das war allerdings nicht auf der Medienseite der FAZ, die
Botschaft bekommen haben,  wir hatten das letzte Mal eine gleichgeschaltete
Presse in Nazideutschland, dann hatten wir totalitäre Systeme in Osteuropa
und lasst uns doch bitte dafür sorgen, dass das nicht in Deutschland ein-
zieht – also: Das halte ich tatsächlich etwas für eine Nummer zu groß und
das berührt eben dann auch den Umgang mit Publikationen, die eindeutig
in einer ökonomisch erheblich schwierigen Situation sind, als die FAZ ist,
Herr Schirrmacher. Es ist vollkommen klar, die Redaktion der FR ist befangen
in zweierlei Hinsicht. Es gibt die eine Variante, dass ich sage, jetzt wird erst
recht noch draufgehauen bei Entscheidungen Koch, um zu demonstrieren,
wie unabhängig wir sind. Das wäre eine falsche Entscheidung. Die andere
ist, wir versuchen ein bisschen zarter und zurückhaltender mit Koch umzu-
gehen, insbesondere wenn es um die Finanz- und Haushaltspolitik des
Landes Hessen geht. Selbstverständlich ist die Redaktion, und das ist auch
nicht zum lachen, sondern das ist eine bedrückende Situation, Das ist eine
zusätzliche Abhängigkeit, die vorhanden ist. Ich denke, dass wir recht gut
mit der Situation umgehen. Redaktionen haben gelernt, mit Abhängigkeiten
umzugehen. Und da sind mir die Abhängigkeiten, die öffentlich diskutiert
werden, noch die liebsten. Die geheimen Verführer sind noch gefährlicher.
Ich will aber nichts wegdrücken. Wir müssen alles tun, um das zu minimieren
und auch dafür zu sorgen, dass die FR möglichst schnell in eine Situation
kommt, dass sie diese Bürgschaft aufkündigen kann. Das ist gar keine Frage.
Wir hatten vor kurzem eine Beilage „Wissen und Bildung“, es sind zwei Unter-
nehmen aufgetreten und haben gesagt, „Wir gehen rein, wenn Artikel über
uns erscheinen“. Ich kann Ihnen sehr wohl sagen, wir haben selbstver-
ständlich nein gesagt – übrigens einschließlich der Anzeigenabteilung, weil
das die Glaubwürdigkeit des Hauses berührt –, aber das sind natürlich, da
geht Kohle an einem vorüber, die man dringend braucht. Und für diese Art
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der Medienmarkt in Deutschland von ganz wenigen Familien notabene, nicht
von riesigen Imperien, von Familien kontrolliert wird, von den Mohns, von
den Holtzbrincks, von der Frau Springer und dann noch von einigen auf dem
Regionalniveau. Das ist ja eine, ich will jetzt nicht das Wort Berlusconi be-
nutzen, auch wenn es in der Welt ja selber so formuliert worden ist, hier 
finden Veränderungen statt, die jetzt durch diese wirtschaftliche Krise noch
beschleunigt werden, weil natürlich, da es noch immer keine Antwort auf
das Problem gibt, die Verlagsmanager sagen, na gut, dann nur die übliche
Marktbereinigung, Konzentration: Darum ist Berlin auch ganz symptomatisch
und sozusagen paradigmatisch für alles, was uns bevorsteht.

GdL: Aber lieber Frank Schirrmacher – immer noch unter dem Vorzeichen,
lasst uns offen sein, und ich hätte es jetzt nicht gesagt, wenn Sie nicht selber
Berlusconi ins Feld geführt hätten über die Welt. Ich fand nichts so ehren-
rührig und für mich auch so, für die Redaktion auch so verletzend, wie die
Kanonaden, die von der Medienseite der FAZ abgegeben wurden. Und zwar
gleich aus drei Gründen: Das erste, was man wirklich sagen muss: Wenn
man schon so drauf schießt auf die Holtzbrinck-Familie, dann müsste man
wenigstens sagen, man ist Verfahrensbeteiligter in diesem Verfahren. Nie
geschehen! Der zweite Vorwurf, das ist der schlimmste, den eine Redaktion
abbekommen kann, wir machen willfährige, gesteuerte Berichterstattung,
um uns die Ministererlaubnis zu erkaufen. Ich finde, dann brauchen wir die
ganze Diskussion um Qualitätszeitungen nicht, dann können wir dicht machen.
Weil es das schlimmste ist, was man machen kann in so einer Situation,
jemandem gefällig zu sein, um etwas zu erreichen. Vielleicht ist das in ande-
ren Häusern denkbar oder wird auch in anderen Häusern so gemacht. Ich
würde eine entsprechende Aufforderung – und ich hoffe, dass hier mehrere
sind, die das so sehen – als Aufforderung verstehen, noch am selben Tag
den Schreibtisch zu räumen. Dritter Punkt, jetzt kommen wir zu Berlusconi.
Dass von der Medienseite der FAZ eine Verschwörung gesehen worden ist,
dass über die Familie von Holtzbrinck ausgerechnet über den Tagesspiegel
und Berliner Zeitung so etwas vorbereitet wird wie das deutsche Berlusconi-
Modell, ist nur noch komisch. Da frage ich Sie: Geht’s eine Nummer kleiner?
Ich bin ja immer ganz dankbar, wenn Sie Ihre Geschichten schreiben und
Ihre Feuilletons schreiben zur Rettung des Qualitätsjournalismus. Das ist wie
eine Vitaminspritze, da gehen wir alle gestärkt für Tage durch die Welt, aber
ich bitte um ein Mindestmaß an Fairness wenn es darum geht, dass andere
Leute ihre Qualitätsstandards retten wollen.

FS: Also ich will dazu nur eins sagen. Ich will das jetzt nicht vertiefen, das
wird dann ein bisschen unangenehm, weil ich natürlich das schon ganz
anders sehe und ich finde, wir müssen, Herr Lorenzo, – ich finde das toll
und wir wissen, wir schätzen uns gegenseitig – es ist

GdL: Das stimmt wirklich.
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von Abhängigkeit habe ich erheblich mehr Sorge und ich denke, das gilt für
alle Publikationen hier, und für alle Zeitungen, dass in der Krise die Anhängig-
keiten selbstverständlich wachsen. Herr Kilz lernt es aus einer ganz anderen
Seite kennen. Da werden dann einfach die Renditeerwartungen erhöht und
das ist auch eine Form von zunehmender Abhängigkeit. Da hilft tatsächlich
nur öffentliche Beobachtung und eine öffentliche Debatte darüber, ob
Zeitungen ihren Kurs wegen ökonomischer Probleme verändern.

SR: Ich stimme Herrn Storz zu. Die Problematik der Abhängigkeiten ist gerade
im regionalen Zeitungsbereich, glaube ich, dramatisch gestiegen. Ich glaube,
man wird dieser Abhängigkeit nur begegnen, wenn man es schafft, wirklich
im Markt wieder Interesse am Qualitätsjournalismus zu finden. Und wenn wir
über Defizite reden oder Probleme weil Redaktionen angeblich oder tat-
sächlich zu groß sind weil Kosten – Vertrieb und so weiter – zu hoch sind,
ich glaube, das ist nicht das Problem. Das Problem ist wirklich, dass wir den
Markt in der Vergangenheit nicht genügend gepflegt haben – auch wir Journa-
listen nicht, das sind nicht nur die Verleger – im Sinne des Qualitätsjour-
nalismus. Das sage ich gerade für die Regionalzeitungen. Wenn Sie heute
manche Regionalzeitungsredaktion erleben, die spricht gegenüber Verlegern
und Herausgebern eher entschuldigend, dass man auch noch so etwas wie
Qualitätsjournalismus vielleicht versuchen müsste, am Markt umzusetzen. Ich
glaube, natürlich auch beginnend bei den Verlegern, die die Möglichkeiten
des Qualitätsjournalismus eingeschränkt haben durch Kostenreduzierungen,
aber auch Redaktionen selbst, die dieses in guten Zeiten vernachlässigt
haben.


